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 I 
Abstract 
In der Schweiz wird davon ausgegangen, dass sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen am häu-
figsten innerfamiliär stattfindet, von Menschen, die das Kind liebt und denen es vertraut. Aufgrund der 
grossen Verbundenheit zum Familiensystem, der hohen Tabuisierung und typischen traumatischen Ver-
drängungsreaktionen überlegen sich viele Betroffene (wenn überhaupt) erst im Erwachsenenalter, ob sie 
eine Strafanzeige gegen den Täter oder die Täterin erstatten sollen oder nicht.  
 
Basierend auf statistischen Erkenntnissen sind viele Kinder, vor allem Mädchen, von innerfamiliärer 
sexueller Gewalt betroffen. Folglich ist davon auszugehen, dass Sozialarbeitende auch betroffene 
Frauen als Klientinnen haben. Die vorliegende Literaturarbeit geht daher der Frage nach, welche psy-
chosozialen Auswirkungen und rechtlichen Herausforderungen ein Strafverfahren im Erwachsenenalter 
aufgrund innerfamiliärer sexueller Gewalt für eine Betroffene haben kann und welche Handlungsemp-
fehlungen daraus für die Sozialarbeit resultieren.  
 
Die Ergebnisse zeigen auf, dass ein Strafverfahren für eine Betroffene psychosoziale Belastungen mit 
sich bringen, aber auch positive Auswirkungen haben kann. Das Strafverfahren ist komplex, für eine 
Betroffene kaum vorhersehbar und beinhaltet rechtliche Herausforderungen. Damit Sozialarbeitende 
Betroffene adäquat beraten und informieren können, müssen sie rechtliche Grundkenntnisse und psy-
chosoziales Erklärungswissen zur Thematik besitzen sowie spezifische Beratungsmethoden kennen. Zu 
einer professionellen Beratung gehört es insbesondere, dass diese ergebnisoffen ist und Klientinnen über 
mögliche Auswirkungen eines Strafverfahrens informiert werden.  
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1 Einleitung 
In der Schweiz ist davon auszugehen, dass 20 – 40 % aller Kinder und Jugendlichen in ihrem Leben 
sexuelle Gewalt erleben (Conny Schmid, 2012, S.28). Nur in Ausnahmefällen ist der/die Täter/in „der 
fremde böse Mann“. In der Regel findet sexuelle Gewalt innerhalb der eigenen Familie statt. Es sind 
Menschen, die das Kind kennt und denen es vertraut. Mädchen sind von innerfamiliärer sexueller Ge-
walt markant stärker gefährdet als Jungen (Schmid, 2012, S.48–49). So geschieht sexuelle Gewalt nicht 
in ferner Weite, sondern in unserem sozialen Umfeld. 
 
Die Problematik „sexuelle Gewalt“ steht seit Anfang der 70er-Jahre im Bewusstsein der gesellschaftli-
chen Öffentlichkeit und im Zentrum von mehreren Veröffentlichungen (Sabine Kirchhoff, 1994, S.27). 
Dabei wurden vor allem Daten zu Formen, zum Vorkommen, zu Erklärungsansätzen und zu Folgen von 
sexueller Gewalt erhoben und in der Literatur festgehalten. Im Jahr 1997 hat die Schweiz die Kinder-
rechtskonvention ratifiziert. Innerfamiliäre sexuelle Gewalt verstösst klar gegen diese Konvention, denn 
sexuelle Gewalt beeinträchtigt die körperliche, psychische, sexuelle und soziale Entwicklung des Kindes 
(Art. 27 Übereinkommen über die Rechte des Kindes). Gemäss dem schweizerischen Strafgesetzbuch 
ist jede sexuelle Handlung, die gegen den Willen einer Person vorgenommen wird, strafbar. Des Wei-
teren sind sexuelle Handlungen mit Kindern unter 16 Jahren, sowie mit Blutsverwandten verboten (Art. 
187 – Art. 199 & Art. 213 StGB).  
 
Viele Betroffene zeigen den/die Täter/in nicht an. Grundsätzlich wird davon ausgegangen, dass, je näher 
die Beziehung zwischen Opfer und tatausübender Person ist, desto seltener wird Anzeige erstattet. In-
nerfamiliäre sexuelle Gewalt wird daher häufig als das „bestgehütete Geheimnis“ bezeichnet, über das 
Betroffene von sich aus kaum sprechen. So bleibt innerfamiliäre sexuelle Gewalt oft jahrelang unbe-
merkt (Petra Koch-Knöbel, 1995, S.8). Bei vielen Betroffenen führen die Folgen der sexuellen Gewalt 
in der Kindheit dazu, dass die Erinnerungen über lange Zeit verdrängt werden und das Leben um mög-
liche Langzeitfolgen herum organisiert wird. Erst im Erwachsenenalter entschliesst sich ein Teil der 
Betroffenen, die traumatischen Erlebnisse aufzuarbeiten (Ursula Wirtz, 2001; zit. in Nicole Linder & 
Sabine Thiessenhusen, 2007, S.67–69). Dabei stellen sich einige die Frage, ob sie eine Strafanzeige 
einreichen sollen oder nicht (Beate Fröhlich, 2002, S.19). In solchen Entscheidungsphasen sind bei vie-
len Betroffenen Unsicherheiten über den Ablauf, mögliche Auswirkungen und Herausforderungen eines 
Strafverfahrens vorhanden (Rosmarie Priet, 2010, S.177).   
 
Die Autorinnen haben kaum Literatur zur Schnittstelle zwischen innerfamiliärer sexueller Gewalt und 
möglichen Auswirkungen eines Strafverfahrens in der Schweiz gefunden. Mit der vorliegenden Arbeit 
versuchen die Autorinnen einen Beitrag zur Schliessung dieser Literaturlücke zu leisten. Ebenfalls wer-
den die Autorinnen mit dieser Bachelorarbeit fachliche Grundlagen erarbeiten, um die eigene berufliche 
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Praxis im Kontext mit Betroffenen von sexueller Gewalt zu optimieren. Aufgrund der hohen Anzahl 
von Betroffenen ist davon auszugehen, dass viele Organisationen der Sozialen Arbeit mit dieser The-
matik konfrontiert sind. Damit Sozialarbeitende entsprechend ihrer professionellen Rolle und ihrem 
Auftrag adäquat handeln, ist fachliches Wissen zu dieser Thematik nötig. Daher ist es für Sozialarbei-
tende unerlässlich, sich mit der Themenstellung auseinanderzusetzen. So wird ermöglicht, dass Sozial-
arbeitende im Beratungskontext mit Betroffenen angemessen reagieren und das Verhalten von Betroffe-
nen nachvollziehen können. Gemäss dem Berufskodex (AvenirSocial, 2010), welcher die ethischen 
Prinzipien der Sozialen Arbeit darlegt, fördert die Soziale Arbeit die Problemlösung und die Ermächti-
gung von Menschen, um ihr Wohlbefinden zu heben (Art. 7 Abs. 1). Die Prinzipien der Menschenrechte 
sind für die Soziale Arbeit fundamental. Sexuelle Gewalt verletzt mehrere Menschenrechte: z. B. das 
Recht auf Leben, Freiheit und persönliche Sicherheit sowie das Recht auf Schutz vor Diskriminierung, 
das Verbot von unmenschlicher Behandlung und das Recht auf soziale Sicherheit, welche für die freie 
Entwicklung einer Persönlichkeit unerlässlich ist (Art. 3, Art. 7, Art. 5 & Art. 122 Allgemeine Erklä-
rungen der Menschenrechte). Ebenfalls weist der Berufskodex auf Handlungsbedarf bezüglich innerfa-
miliärer sexueller Gewalt hin, denn nach Art. 4 Abs. 1 haben alle Menschen das Recht auf Integrität und 
Integration in ein soziales Umfeld. Diese Bachelorarbeit soll eine sinnvolle Ergänzung zum professio-
nellen Handeln sein. 
 
Die Auswirkungen eines Strafverfahrens für Betroffene mit einer Forschungsarbeit zu analysieren, wäre 
sehr spannend gewesen. Leider ist innerfamiliäre sexuelle Gewalt aber immer noch ein grosses 
„Tabuthema“ und mit einer gewissen Sensibilität verbunden. Darüber hinaus hätte eine Vielzahl von 
Betroffenen befragt werden müssen, um ein repräsentatives Ergebnis zu erhalten. Betroffene zu finden, 
die bereit sind, offen über das Thema zu sprechen, wäre jedoch äusserst schwierig gewesen. Aus diesen 
Gründen wurde die nachfolgende Bachelorarbeit als Fachliteraturarbeit geschrieben. 
1.1 Erläuterung der Fragestellung und Begriffseingrenzungen 
Aufgrund der Ausgangslage und der geschilderten Motivation steht für die Autorinnen folgende Frage-
stellung im Mittelpunkt der Bachelorarbeit: 
 
 
Bei der Zielgruppe, für welche die vorliegende Bachelorarbeit bestimmt ist, werden gängige Begriffe 
der Sozialen Arbeit vorausgesetzt und daher von den Autorinnen nicht näher umschrieben oder definiert. 
Welche psychosozialen Auswirkungen und rechtlichen Herausforderungen kann ein Strafverfahren 
im Erwachsenenalter für weibliche Opfer haben, welche innerfamiliäre sexuelle Gewalt im Kindes-
alter erlebt haben? 
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Nachfolgend werden wichtige Begriffe für die Thematik erläutert und eingegrenzt. Die Definitionen 
werden jeweils innerhalb der einzelnen Kapitel vorgenommen.  
 
Betroffene/ Opfer 
Die Bachelorarbeit geht auf weibliche und nicht auf männliche Opfer ein. Ebenfalls wird nicht auf 
Opfer eingegangen, welche sexuelle Gewalt im Erwachsenenalter erleben. Sie beleuchtet die Situ-
ation von Betroffenen, welche innerfamiliäre sexuelle Gewalt im Kindesalter erlebten. Jedoch geht 
die Bachelorarbeit auf die Situation von Betroffenen ein, welche eine Strafanzeige im Erwachse-
nenalter erstatten. Der Begriff „Betroffene“ wird mit „Opfer“, „Verwundete“, „Verletzte“, „Ge-
schädigte“ usw. gleichgesetzt.  
 
(Potentieller) Täter 
Da es in der vorliegenden Bachelorarbeit um weibliche Betroffene geht, wird nachkommend das Indi-
viduum, welches die Gewalt ausübt, als „Täter“ bezeichnet. In den rechtlichen Kapiteln werden die 
Begriffe „potentieller Täter“, „Angeschuldigter“ oder „Beschuldigter“ gebraucht. Es gibt ebenfalls 
weibliche Täterinnen, jedoch wird davon ausgegangen, dass bei Sexualdelikten mit weiblichen Opfern 
die tatausübende Person mehrheitlich männlich ist. Gemäss dem Bundesamt für Statistik wurden im 
Jahr 2014 insgesamt 9‘401 Opferberatungen in Anspruch genommen. 74 % der Ratsuchenden waren 
Frauen und das Geschlecht der tatverdächtigen Personen war zu 87 % männlich (vgl. auch Kap. 2.2). 
Deshalb wird nachgehend auf männliche Täter eingegangen und jeweils nur die männliche Form be-
nutzt.  
 
Abgrenzung zum Kindesschutz 
In der Bachelorarbeit wird ein Strafverfahren dargestellt, welches im Erwachsenenalter, d.h. ab 18 
Jahren, erfolgt. Auf Interventionen aus dem Kindesschutz wird nicht eingegangen. 
 
Innerfamiliäre sexuelle Gewalt 
In der Literatur wird sexuelle Gewalt unterschiedlich bezeichnet. In dieser Bachelorarbeit werden 
die Begriffe „sexueller Missbrauch“, „sexueller Übergriff“ und „sexuelle Ausbeutung“ dem Begriff 
„sexuelle Gewalt“ gleichgestellt. Die Fragestellung bezieht sich nicht auf ausserfamiliäre sexuelle 
Gewalt oder auf häusliche Paargewalt. In der Literatur wird teilweise auch der Begriff „intrafami-
liär“ oder „Inzest“ verwendet. Diese Begriffe werden jedoch in gegenwärtiger europäischer Litera-
tur kaum mehr verwendet, da die Begriffe vorschnell ein gegenseitiges Einvernehmen zwischen den 
Beteiligten suggeriert. Deshalb wird folgend der Begriff „innerfamiliäre sexuelle Gewalt“ verwen-
det.  
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Strafverfahren  
Die Bachelorarbeit geht nicht auf ausländische Rechtssysteme und deren rechtliche Grundlagen ein, 
sondern bezieht sich auf ein Strafverfahren in der Schweiz.  
 
Auswirkungen und Herausforderungen 
Die Bachelorarbeit begrenzt sich auf psychosoziale Auswirkungen, d.h. Folgemöglichkeiten, und 
auf rechtliche Herausforderungen, d.h. mögliche Schwierigkeiten eines Strafverfahrens. Gesell-
schaftliche oder physische Auswirkungen werden nicht explizit beleuchtet.  
 
Sozialarbeit 
Die Autorinnen verwenden in dieser Bachelorarbeit bewusst mehrheitlich den Begriff Sozialarbeit und 
nicht Soziale Arbeit, da insbesondere die Handlungsempfehlungen nicht auf die soziokulturelle Anima-
tion oder Sozialpädagogik zugeschnitten sind. 
1.2 Ziel der Bachelorarbeit 
Das Ziel dieser Literaturarbeit besteht darin, Betroffenen, Angehörigen und Sozialarbeitenden einen 
möglichst umfassenden Überblick über mögliche Auswirkungen eines Strafverfahrens aufgrund inner-
familiärer sexueller Gewalt zu geben. Vorerst bedarf es jedoch des Wissens über den heutigen For-
schungsstand von innerfamiliärer sexueller Gewalt sowie über die rechtlichen Grundlagen. Die Bachelo-
rarbeit soll dazu beitragen, ein Strafverfahren und dessen Auswirkungen auf Betroffene transparent und 
möglichst vorhersehbar zu machen. Die vorliegende Arbeit richtet sich an Sozialarbeitende, welche sich 
in ihrer professionellen Tätigkeit mit Betroffenen beschäftigen. Das Ziel der Autorinnen besteht darin, 
die Sozialarbeitenden zu diesem Thema zu sensibilisieren und fundierte Kenntnisse zu vermitteln, damit 
die Klientinnen bestmöglich unterstützt werden. Des Weiteren soll diese Bachelorarbeit Klarheit und 
Verständnis für die Lebenslage von Betroffenen schaffen. Durch Handlungsempfehlungen für die Sozi-
alarbeit im Beratungskontext mit Betroffenen soll das professionelle Handeln bereichert werden. 
1.3 Aufbau der Bachelorarbeit 
In einem ersten Schritt enthält die Bachelorarbeit einen Überblick über den aktuellen Forschungsstand. 
Innerfamiliäre sexuelle Gewalt wird definiert und erläutert und die vorhandenen Befunde zu sozialen 
Merkmalen, zum Ausmass, zu Formen, Tätern und Opfern sowie zum Anzeigeverhalten werden aufge-
zeigt. So kann ein umfassendes Bild über die Gewalttat entstehen. Des Weiteren wird auf Entstehungs-
faktoren für Langzeitfolgen und mögliche Auswirkungen eingegangen. Dieses Wissen bildet die Vo-
raussetzung dafür, mögliche Auswirkungen eines Strafverfahrens zu verstehen, da die Langzeitfolgen 
die psychische Situation einer Betroffenen während des Strafverfahrens zusätzlich belasten können.  
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Danach wird auf die rechtlichen Grundlagen Bezug genommen. Die Erläuterungen beziehen sich auf 
die Straftatbestände von sexueller Gewalt, auf den Ablauf eines Strafverfahrens und auf die Rechte von 
Beteiligten in einem Strafverfahren. Ebenso werden die wichtigsten Rechte aus dem Opferhilfegesetz 
umschrieben. 
 
Im darauffolgenden Teil der Bachelorarbeit werden die möglichen psychosozialen Auswirkungen und 
rechtlichen Herausforderungen eines Strafverfahrens aufgrund innerfamiliärer sexueller Gewalt darge-
stellt. Zuerst wird auf positive und negative psychische und soziale Auswirkungen eingegangen. Danach 
werden mögliche rechtliche Herausforderungen aufgrund der Beschaffenheit des Strafverfahrens, wäh-
renddessen sowie beim Verfahrensausgang aufgezeigt.  
 
Schliesslich wird das vorgängig erarbeite Wissen zusammengeführt und daraus Handlungsempfehlun-
gen für die Sozialarbeit abgeleitet. Grundsätzliche Beratungsprinzipien im Umgang mit Betroffenen 
werden beschrieben und konkrete Handlungsempfehlungen für Sozialarbeitende vor, während und nach 
dem Strafverfahren werden aufgezeigt. Zum Schluss wird auf die Herausforderungen für Sozialarbei-
tende im Umgang mit Betroffenen eingegangen.  
 
Im letzten Kapitel werden die Ergebnisse zusammengefasst, die Fragestellung beantwortet und berufs-
relevante Schlussfolgerungen gezogen. Darüber hinaus wird ein Ausblick zu der Thematik verfasst und 
eine persönliche Stellungnahme abgegeben.  
1.4 Literaturverwendung 
Aufgrund wenig vorhandener Literatur in der Schweiz zu dieser Fragestellung mussten die Autorinnen 
gewisse Kompromisse in der Literaturverwendung eingehen. In der folgenden Bachelorarbeit werden 
mitunter Literatur und vereinzelt Studien aus Deutschland verwendet. Die Autorinnen sind sich bewusst, 
dass diese nicht bedenkenlos auf die Schweiz übernommen werden können. Da die Thematik und das 
Strafverfahren in Deutschland ähnlich gehandhabt werden, können gewisse Aspekte dennoch für die 
Situation in der Schweiz übernommen werden. Ebenfalls wird Literatur aus den Themenhefter der Be-
ratungsstelle Castagna verwendet. Diese ist eine vom Kanton Zürich gemäss Opferhilfegesetz aner-
kannte Beratungs- und Informationsstelle für sexuell ausgebeutete Kinder, weibliche Jugendliche und 
in der Kindheit ausgebeutete Frauen. Die Autorinnen sind sich bewusst, dass diese keine empirische 
Fachliteratur darstellen. Dennoch werden in den Themenhefter unterschiedliche Fachpersonen aus dem 
Justizwesen und der Sozialarbeit zitiert, so dass der Praxisaspekt der Thematik miteinbezogen wird. In 
den Kapitel zu möglichen Auswirkungen des Strafverfahrens wird vereinzelt Literatur verwendet, in 
denen Ergebnisse aus Befragungen mit betroffenen Kindern während des Strafverfahrens aufgezeigt 
werden, da Forschungen mit Erwachsenen kaum vorhanden sind. Es ist jedoch anzunehmen, dass die 
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Auswirkungen eines Strafverfahrens auf erwachsene Betroffene, unter Berücksichtigung des fortge-
schrittenen Entwicklungsstandes, ähnlich sein können.  
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2 Forschungsstand zu innerfamiliärer sexueller Gewalt  
Die Problematik „sexuelle Gewalt“ steht seit Anfang der 70er-Jahre im Bewusstsein der gesellschaftli-
chen Öffentlichkeit und im Zentrum von Veröffentlichungen. Den Anstoss für die Thematisierung von 
Opfern von sexueller Gewalt gab die Frauenbewegung. Empirische Auseinandersetzungen liefert vor-
wiegend die Viktimologie. Diese ist eine interdisziplinäre Wissenschaft mit Bezug zur Kriminologie 
und beschäftigt sich vorrangig mit Verbrechensopfer. Die Bezeichnung wird vom lateinischen Wort 
„victima“, das Opfer, abgeleitet. Viktimisierung bedeutet wörtlich übersetzt „zum Opfer machen/wer-
den“ (Kirchhoff, 1994, S.27).  
2.1 Definitionen und Erläuterungen  
Sexuelle Gewalt stellt mehrere schweizerische Straftatbestände dar (vgl. Kap. 3.1) und umfasst unter-
schiedliche Formen. Neben der gültigen Gesetzeslage ist es schwierig, aufgrund der unterschiedlichen 
Handhabung in der Literatur, eine endgültige Definition aufzustellen. Um innerfamiliäre sexuelle Ge-
walt zu definieren und zu erläutern, wird zuerst auf sexuelle Gewalt generell eingegangen.  
 
Sexuelle Gewalt 
 
Gerry van Vugt und Thijs Besems (1990) verstehen sexuelle Gewalt als eine absolute Erfahrung, wobei 
die Verletzung auf die körperliche, emotionale und intellektuelle Ebene eingreift. Die Gewalttat beein-
trächtigt die körperliche Wahrnehmung der Betroffenen durch einen Kontrollverlust und die emotionale 
Ebene, da grundlegende Gefühle zerstört werden. Ebenfalls wird die intellektuelle Ebene beeinträchtigt, 
da Betroffene die Erfahrung nicht kognitiv verarbeiten und einordnen können (zit. in Manuela Niedert-
scheider, 2008, S.7). Bei sexueller Gewalt geht es für den Täter nicht nur um die sexuelle Befriedigung, 
sondern auch um den Missbrauch von Macht. Die Sexualität wird dabei als Mittel für die Machtaus-
übung eingesetzt (Carmen Araxian, 2009, S.14). 
 
Sexuelle Gewalt an Kindern  
 
„Sexuelle Gewalt umfasst jede nicht gebilligte, nicht gewünschte oder geduldete Sexualpraktik. Sie 
reicht vom unerwünschten Herstellen einer sexualisierten Atmosphäre über sexistisches Blossstellen 
bis hin zum Zwang zu sexuellen Handlungen oder Vergewaltigungen“ (Eidgenössisches Büro für die 
Gleichstellung von Frau und Mann EBG, 2014, S.3). 
„Sexuelle Gewalt an Kindern umfasst alle Erfahrungen, bei denen ein Kind oder Jugendlicher sexu-
elle Handlungen erdulden oder erfahren muss, denen es aufgrund seiner emotionalen oder kognitiven 
Entwicklung nicht frei zustimmen kann“ (Schmid, 2012, S.20). 
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Durch bestehende Kompetenzgefälle können Kinder die Handlungen nicht angemessen verstehen, rati-
onal einordnen und daher nicht informiert und frei zustimmen. Dieses Gefälle entsteht aus einer unter-
schiedlichen psychosozialen Entwicklung oder aufgrund eines Macht- oder Abhängigkeitsverhältnisses. 
Der Täter nutzt das ungleiche Verhältnis aus und befriedigt sein Machtbedürfnis mit sexuellen Hand-
lungen, welche mit psychischen und/oder physischen Verletzungen der Integrität (Unversehrtheit) ver-
bunden sind. Sexuelle Gewalt entwickelt sich meistens über einen längeren Zeitraum. Der Täter sucht 
durch besondere Zuwendung einen Zugang zum Kind (Araxian, 2009, S.2–3). In der Anfangsphase wird 
die sexuelle Gewalt als Spiel getarnt, das den Sinn hat, die kindliche Neugier und Unwissenheit auszu-
nutzen. Meistens werden die Gewalttaten wiederholt und verändern sich zu weitergehenden intensiveren 
Gewaltformen. Zentral dabei ist, dass die Kinder zur Geheimhaltung der Handlungen verpflichtet wer-
den. Dieses „gemeinsame Geheimnis“ suggeriert dem Kind ein Gefühl der aktiven Beteiligung und Mit-
verantwortung (ebd., S.7–8).  
 
Innerfamiliäre sexuelle Gewalt an Kindern  
 
Bei innerfamiliärer sexueller Gewalt steht der Täter dem Kind nahe, ein Vertrauensverhältnis ist vor-
handen und eine Verknüpfung durch Autorität und/oder Liebe ist gegeben. Diese emotionale Abhängig-
keit wird für das Erreichen der sexuellen Gewalttaten ausgenutzt. Durch das Vertrauensverhältnis zwi-
schen Täter und Opfer findet sexuelle Gewalt in der Familie häufig ohne körperliche Gewaltanwendun-
gen statt. Die besondere Aufmerksamkeit des Täters gegenüber dem Opfer, z. B. durch besondere Ges-
ten oder Geschenke, fördert die Abhängigkeit. Solange das Kind noch jünger ist, fühlt sich das Opfer 
häufig dem Täter weiterhin zugeneigt und kann keine direkte Gegenwehr leisten. Wenn das Kind älter 
wird und sich gegen die sexuelle Gewalt zu wehren beginnt, nimmt die Gewalt häufig in einem extremen 
Mass zu, damit das Opfer weiterhin schweigt (Sylvia Seligmann, 1996; zit. in Araxian, 2009, S.8–9). 
Bei innerfamiliärer sexueller Gewalt ist das Entkommen des Opfers vom Täter erschwert. Teilweise 
zeigen Kinder Widerstandsformen auf, indem sie z. B. nur noch bekleidet schlafen gehen, die Zimmer-
türe versperren oder möglichst viel Zeit ausserhalb der Familienwohnung verbringen. Durch die Ge-
walttaten empfindet das Kind verwirrende Gefühle. Einerseits besteht der Wunsch, dass diese aufhören, 
andererseits besteht zugleich der Wunsch, den Zusammenhalt der Familie zu sichern. Der Täter wird 
einerseits als bedrohlich wahrgenommen, andererseits kann das Opfer den Täter immer noch lieb haben. 
Nicht selten verschweigen betroffene Kinder daher die Gewalttaten, da sie sich für die Familie verant-
wortlich fühlen (Araxian, 2009, S. 11). Innerfamiliäre sexuelle Gewalt wird von Koch-Knöbel (1995) 
als das „bestgehütete Geheimnis“ bezeichnet, über das Kinder von sich aus kaum sprechen. Gründe für 
Innerfamiliäre sexuelle Gewalt ist, „wenn ein Familienmitglied in einer Machtposition, ein Bedürfnis 
wie z. B. Anerkennung oder Macht bei einem anderen Familienmitglied in einer schwächeren Posi-
tion durch Sexualisierung zu befriedigen versucht“ (Eva Hildebrand, 1986; zit. in Araxian, 2009, S.3). 
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das zumeist lange Schweigen sind das enge Vertrauensverhältnis zum Täter, das Abhängigkeits- und/o-
der Machtverhältnis, die ausdrücklichen Redeverbote, physische und psychische Drohungen, Scham- 
und Schuldgefühle sowie die Angst vor den Konsequenzen für das Familiensystem. Innerfamiliäre se-
xuelle Gewalt impliziert häufig zusätzlich weitere Belastungsfaktoren für das Kind. Grundsätzlich kann 
davon ausgegangen werden, dass, je näher die Beziehung zwischen Opfer und Täter ist, desto seltener 
wird Anzeige erstattet, desto schwerwiegender ist die primäre Viktimisierung und desto geringer ist die 
Unterstützung für das Opfer aus dem nahen sozialen Umfeld (S.8).  
 
Innerfamiliäre sexuelle Gewalt zwischen Geschwister unterscheidet sich grundlegend zu „Doktorspie-
len“ unter Geschwistern. Die wichtigsten Merkmale sind dabei die Anwendung von physischer oder 
psychischer Gewalt, versuchte oder erfolgte Penetration und das Bestehen eines ungleichen Machtver-
hältnisses zwischen den beteiligten Personen wie z. B. durch Altersunterschiede, einen unterschiedli-
chen Entwicklungsstand (körperlich, emotional oder intellektuell) oder auch durch unterschiedliche Po-
sitionen innerhalb des Familiensystems (Georg Romer & Joachim Walter, 2002, S.154–155). Sexuelle 
Gewalt unter Geschwistern bleibt häufig lange unerkannt, was vielfach mit den Reaktionen der Eltern, 
wie z. B. Bagatellisierung oder Verleugnung verbunden ist. Die Aufdeckung impliziert für die betroffe-
nen Eltern zumeist eine existenzielle Verunsicherung (Romer & Walter, 2002, S.159–160).  
 
Regula Schwager (2005) hat festgestellt, dass betroffene Kinder über einen längeren Zeitraum mehrere 
verzweifelte Anläufe nehmen müssen, bis sie von Erwachsenen wegen der gegenwärtigen sexuellen 
Gewalt, Aufmerksamkeit erhalten (S.11). Dies wurde ebenfalls in einer amerikanischen „Child Assault 
Prevention Project Studie“ von 1990 festgestellt. Betroffene Kinder müssen bis zu sechs Erwachsene 
auf die Gewalttat ansprechen und aufmerksam machen, bis sie eine Person treffen, welche ihnen tat-
sächlich glaubt (Kirchhoff, 1994, S.20).  
2.2 Befunde  
Innerfamiliäre sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendlichen beeinträchtigt deren psychische, physische 
und sexuelle Integrität. Trotzdem gibt es in der Schweiz kaum Studien explizit zu innerfamiliärer sexu-
eller Gewalt. Die Frage, wie viele Kinder und Jugendliche von innerfamiliärer sexueller Gewalt in der 
Schweiz betroffen sind, lässt sich daher nicht eindeutig beantworten. Wesentliche Probleme in der Da-
tenerfassung zur Vorkommnis sind z. B. unterschiedliche Definitionen von Gewaltformen, ein unter-
schiedlicher Grad an Tabuisierung oder das Setting und die Art der Befragung. So verbleibt bei Statis-
tiken immer eine gewisse Dunkelziffer (EBG, 2015, S.2). 
 
„Das wahre Ausmass kennt keiner. Es gibt keine verlässlichen Daten“ (Christoph Häfeli, Jurist & 
Sozialarbeiter; zit. in; Schmid, 2010, S.12). 
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Folgend wird mehrheitlich auf die Studie aus der Schweiz von Optimus Foundation (2012), auf Statis-
tiken aus dem Informationsblatt des Eidgenössischen Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann 
(2015) und vereinzelt auf Erkenntnisse von Günther Deegener (2005) aus Deutschland verwiesen. Die 
Studie von Optimus Foundation gibt einen Überblick zu sexuellen Übergriffen an Kindern und Jugend-
lichen in der Schweiz. Dabei wurden über 6‘700 Schülerinnen und Schüler der neunten Regelklasse 
anonym über ihre Erfahrungen mit sexueller Gewalt befragt. Zudem haben 324 Institutionen aus dem 
Kindesschutz Informationen über ihre gemeldeten Fälle gegeben (Schmid, 2012, S.8). Die Erhebungen 
von Deegener wurden in Deutschland bezüglich sexueller Gewalt an Mädchen erstellt (2005, S.39).  
2.2.1 Dunkelfeld und Strafanzeigen  
Nach Helmut Kury (2010) ist mit dem Begriff „Dunkelfeld“ oder „Dunkelziffer“ der Teil der Krimina-
lität gemeint, welcher von den offiziellen Kontrollbehörden nicht erfasst und registriert wurde. Das 
Dunkelfeld ist bei gewissen Deliktsgruppen besonders hoch, wie z. B. bei Sexualstraftaten innerhalb der 
Familie (S.60–61). Die Daten von Kriminalstatistiken beinhalten nur die angezeigten Fälle und geben 
somit mehr Auskunft über das Anzeigeverhalten der Gesellschaft als über das reale Ausmass (Kirchhoff, 
1994, S.28).  
 
Die vom Bundesamt für Statistik (2015) erhobene Auswertung zeigt, dass in der Schweiz im Jahr 2014 
insgesamt 6‘484 und im Jahr 2013 insgesamt 7‘239 Straftaten gegen die sexuelle Integrität registriert 
wurden. Über die Anzahl, wie viele davon aufgrund innerfamiliärer sexueller Gewalt stattfanden, lässt 
sich nur spekulieren.  
 
 
Abbildung 1: Verzeigungen nach StGB - Sexuelle Integrität  
(Bundesamt für Statistik, 2015) 
 Forschungsstand zu innerfamiliärer sexueller Gewalt 
11 
Die polizeiliche Kriminalstatistik zeigt die Straftaten von häuslicher Gewalt auf, welche polizeilich be-
kannt geworden sind. Im Jahr 2014 kam es zu 15‘650 Straftaten im Bereich der häuslichen Gewalt. Die 
Erhebungen blieben zwischen 2009 - 2014 ziemlich unverändert. Dabei wurden 300 sexuelle Handlun-
gen mit Kindern, 150 Vergewaltigungen und 200 sexuelle Nötigungen im Zusammenhang mit häusli-
cher Gewalt verzeichnet (EBG, 2015, S.2–3). 
 
Die angezeigten Fälle sind vermutlich viel niedriger als die Dunkelziffer, da in diesem Bereich der Kri-
minalität von einem ausgeprägten Dunkelfeld ausgegangen wird. In Cécile Ernst (2005) werden Erhe-
bungen zu Befragungen mit erwachsenen Betroffenen dargelegt. Sie wurden befragt, ob sie aufgrund 
der sexuellen Gewalt eine Anzeige erstattet haben und ob die Anzeige Folgen hatte. Dabei stellte sich 
heraus, dass nur ein geringer Bruchteil der Befragten eine Strafanzeige machte (S. 63). Auch die Co-
Leiterin der Fachstelle zur Prävention sexueller Ausbeutung, Erika Haltiner (2015), hat dies in der 
Schweiz beobachtet (S.24). Die Dunkelziffer bei innerfamiliärer sexueller Gewalt ist möglicherweise 
deswegen so hoch, da zwischen Täter und Opfer eine enge Beziehung besteht und das Opfer ambivalente 
Gefühle gegenüber dem Täter hat (Ines Weihing, 2003, S.8). Sexuelle Gewalt an Kindern wird daher in 
der Literatur häufig als „risikoloses“ oder „perfektes Verbrechen“ charakterisiert, da es Betroffenen in 
unterschiedlichen Phasen nahezu unmöglich gemacht wird, das „bestgehütete Geheimnis“ preiszugeben 
(Kirchhoff, 1994, S.19).  
2.2.2 Formen  
Formen von sexueller Gewalt reichen von scheinbaren Berührungen, wiederholten verbalen Bemerkun-
gen über intime Körperteile bis hin zum genitalen, analen oder oralen Geschlechtsverkehr. Deegener 
(2000; zit. in Araxian, 2009, S.4–5) und Dirk Bange (1992; zit. in Kirchhoff, 1994, S.29) unterteilen 
sexuelle Gewalt in vier Formen.  
 
Sexuelle Gewalt ohne Körperkontakt 
Zu dieser Form werden das Entblössen des Täters vor dem Kind (Exhibitionismus), das Beobachten und 
Fotografieren vom Kind beim An- und Ausziehen oder Baden (Voyeurismus), das Zwingen eines Kin-
des zur Anschauung von pornografischem Material, sexuelle Handlung über elektronische Medien (z. 
B. Versenden von Nacktfotos oder verbales Anmachen in Chatrooms) und verbale sexuelle Anspielun-
gen oder Belästigungen verstanden (Schmid, 2010, S. 22). 
 
Wenig intensive sexuelle Gewalt 
Zu dieser Form zählt Deegener das Berühren von intimen Körperstellen (Geschlechtsteile, Brüste) und 
sexualisiertes Küssen. 
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Intensive sexuelle Gewalt 
Dieser Typus beinhaltet das Zeigen und Anfassen des eigenen Geschlechtsteils oder das des Täters, das 
sexuelle Befriedigen des Täters durch das Kind oder den Zwang, dass das Kind sich selbst sexuell be-
friedigen muss.  
 
Sehr intensive sexuelle Gewalt 
Hierzu zählen versuchte oder vollendete vaginale, anale oder orale Vergewaltigungen. 
 
Bei innerfamiliärer sexueller Gewalt gibt es hinzu noch unterschiedliche Formen, je nach Beziehungs-
grad zwischen Täter und Opfer. Es ist zu unterscheiden, ob die sexuelle Gewalt von einem Elternteil, 
einem Geschwister oder einem weiterentfernten Verwandten verübt wurde. Fachpersonen gehen davon 
aus, dass sexuelle Gewalt unter Geschwistern die am wenigsten erforschte, aber wahrscheinlich häu-
figste Form von innerfamiliärer sexueller Gewalt ist (Romer & Walter, 2002, S.156). 
2.2.3 Ausmass  
Gemäss der Studie von Optimus Foundation erlebten 62 % der befragten Mädchen schon einmal eine 
sexuelle Viktimisierung. 22 % der befragten Mädchen gaben an, schon mindestens einmal sexuelle Ge-
walt erlebt zu haben, bei dem es zu körperlichem Kontakt kam. Viele erleben sexuelle Gewalt nicht nur 
einmal, sondern wiederkehrend. 27 % der betroffenen Mädchen teilten mit, dass sie fünfmal oder noch 
öfter sexuelle Gewalttaten erlebten. Unter den von sexueller Gewalt betroffenen Mädchen gaben 3 % 
an, dass sie schon zu sexueller Gewalt mit vollendeter Penetration gezwungen wurden und bei weiteren 
5 % der Mädchen kam es zum Versuch einer Penetration. Mit Penetration sind eine anale, vaginale oder 
orale Vergewaltigung oder das Einführen von Gegenständen gemeint (Schmid, 2012, S.28–29). Zu ei-
nem ähnlichen Ergebnis kam Bange, welcher 1992 in Deutschland 861 Studentinnen und Studenten zu 
sexuellen Übergriffen in der Kindheit befragte. Dabei wurde festgestellt, dass etwa jedes vierte Mädchen 
und jeder zwölfte Junge sexuelle Gewalt erlebten (zit. in Kirchhoff, 1994, S.29).  
 
Innerfamiliäre sexuelle Gewalt ist zumeist kein einmaliges Ereignis, sondern mit wiederkehrender Ge-
walt verbunden (Koch-Knöbel, 1995, S.23). Ebenfalls wird davon ausgegangen, dass die Intensität der 
sexuellen Handlungen mit dem näheren Bekanntschaftsgrad zunimmt. Täter aus dem Bekannten- und 
Freundeskreis benützen zur einschüchternden Wirkung eher zusätzliche physische Gewalt, während Tä-
ter aus der Kernfamilie eher psychische Gewalt anwenden (Kirchhoff, 1994, S.32). 
2.2.4 Soziale Merkmale 
Sexuelle Gewalt kommt in allen soziokulturellen und strukturellen Milieus vor; unabhängig von Alter, 
Einkommen, Nationalität oder Bildung (EBG, 2015, S.11). Auch die Optimus Studie widerlegt die weit 
verbreitete Annahme, dass Kinder und Jugendliche aus tieferen sozialen Schichten häufiger von sexu-
eller Gewalt betroffen sind. Die soziale Herkunft der Familie hat keinen Einfluss auf das Risiko für eine 
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Viktimisierung durch sexuelle Gewalt. Das „typische Opfer“ gibt es daher nicht. Dennoch spielt die 
Kernfamilie eine wesentliche Rolle (Schmid, 2012, S.38). 
 
Die betroffenen Familien weisen vorerst keine besonderen „äusserlich sichtbaren“ Merkmale auf, son-
dern wirken zumeist wie eine angepasste „Durchschnittsfamilie“ der sozialen Mittelklasse (Matthias 
Hirsch, 2002, S.98). Jedoch gibt es gewisse Anzeichen bei der inneren Struktur von Missbrauchsfami-
lien (Koch-Knöbel, 1995, S.23). Im familienorientierten Erklärungsansatz, welcher zur Systemtheorie 
zählt, wird davon ausgegangen, dass innerfamiliäre sexuelle Gewalt ein Symptom von gestörten Inter-
aktionsmustern und extremen Konflikten innerhalb der Familie ist. Die Familien werden dabei häufig 
als dysfunktional und zerrüttet wahrgenommen (ebd., S.39). In der Literatur und in Studien werden 
mehrheitlich folgende Faktoren in den Familienstrukturen genannt: 
 
Chaotische Familienstruktur und unklare Generationen-/ Geschlechtergrenzen 
In betroffenen Familien sind häufig Eltern vorhanden, welche Schwierigkeiten haben, ihre Ehepart-
ner/innen- und Elternrolle wahrzunehmen. Dies führt zu Rollenkonfusionen im Familiengefüge und zur 
Parentifizierung der Kinder. So fühlen sich die Kinder für die Familie verantwortlich und übernehmen 
weit mehr als altersgerechte Funktionen, wie z. B. die gesamte Haushaltsführung oder die ganze Ver-
antwortung für ihre Geschwister (Koch-Knöbel, 1995, S.23). Solche unklare hierarchische Beziehungen 
können verhindern, dass Kinder einen Sinn für eine eigene geschützte Identität entwickeln. Die Rol-
lenumkehr beruht häufig auf einer „Pseudo-Reife“ der Kinder und enthält für sie oft eine Überforderung 
(Hirsch, 2002, S.100). Ebenfalls sind in solchen Familien die Kinder häufiger sich selbst überlassen und 
die elterliche Kontrolle und Aufsicht ist aus unterschiedlichen Gründen unzureichend (Romer & Walter, 
2002, S.156–157). Im Familiensystem sind hohe Loyalitätsverpflichtungen, rigide Moralsysteme und 
wenige persönliche Rückzugsmöglichkeiten für die Kinder ersichtlich. Die Generationsschranken und 
die persönlichen und sexuellen Grenzen der Kinder und Jugendlichen werden dabei häufig verletzt 
(Koch-Knöbel, 1995, S.23). Ebenfalls sind besonders symbiotische Beziehungsstrukturen in den Fami-
lien vorhanden. Die Autonomie der Einzelnen muss für das Gefühl des Zusammenhalts geopfert werden. 
Die Familienmitglieder entwickeln im Verlaufe der Zeit starke Abwehrmechanismen, wie z. B. Ratio-
nalisierung und Verleugnung von ihren Gefühlen. Diese können die Realitätswahrnehmung beeinträch-
tigen (ebd., S.41). 
 
 
 
 
„Siehst du, das ist ganz normal, die schlafen alle mit ihren Vätern! Vater zu seiner 21-jährigen Toch-
ter, die er jahrelang missbrauchte, nachdem sie gemeinsam eine Reportage über sexuellen Missbrauch 
in der Familie gesehen hatten“ (Eva Tov, 2012, S.23). 
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Aggressive oder sexualisierte Atmosphäre und unzureichende emotionale Beziehungen  
Ein harscher und aggressiver Umgangston in der Familie, Paargewalt zwischen den Eltern, Vernachläs-
sigung und andere physische und psychische Gewaltformen stellen ein Risiko für sexuelle Gewalt dar 
(Schmid, 2012, S. 38). Bei betroffenen Familien ist häufig die Atmosphäre insgesamt sexualisiert. Dies 
zeigt sich z. B. durch sexualisierte Sprache oder das Miterleben von sexuellen Handlungen zwischen 
den Eltern. Ebenfalls sind die Eltern vielfach für die Kinder emotional nicht wirklich erreichbar oder es 
sind unberechenbare elterliche affektive Reaktionen vorhanden (Romer & Walter, 2002, S.156–157). 
 
Soziale Isolierung 
Betroffene Familien sind häufig sozial isoliert und werden als eine „Festung“ wahrgenommen. Die Ge-
walttat wird dabei von allen Familienmitgliedern vor der Aussenwelt geheim gehalten (Koch-Knöbel, 
1995, S.23). Dabei bestehen unter den Familienmitgliedern selber als auch gegenüber der Aussenwelt 
bizarre Grenzen. Das Abgrenzungsbedürfnis ist häufig ein Ergebnis der Beziehungspathologie der El-
tern (Hannes Kinzl, 2005, S.169). Hirsch (2002) bezeichnet diese Abgrenzung zur Aussenwelt und der 
starke Zusammenhalt als „paranoide Familienfestung“, wobei die Angst vor Veränderungen, wie z. B. 
die Trennung eines Familienmitgliedes, bei betroffenen Familien gross ist (S.98–99).  
 
Transgenerationale Dynamik 
Immer wieder ist ersichtlich, dass sich sexuelle Gewalt in Familien über mehrere Generationen erstreckt 
(Romer & Walter, 2002, S. 157). Die Wahrnehmung der Eltern für sexuelle Grenzverletzungen an ihren 
Kindern ist dabei aufgrund ihrer eigenen kindlichen Erfahrungen beeinträchtigt (Koch-Knöbel, 1995, 
S.27). 
2.2.5 Statistische Angaben zu Opfern und Tätern  
In der Optimus Studie sind grosse Differenzen hinsichtlich der Häufigkeit von sexuellen Opfererfahrun-
gen zwischen den Geschlechtern ersichtlich. Mädchen sind markant häufiger Opfer von Sexualdelikten 
und männliche Täter sind dabei übervertreten. Dies ist gemäss Schmid (2012) mit anderen Untersuchun-
gen und Aussagen von Fachpersonen übereinstimmend. Dabei muss berücksichtigt werden, dass es al-
lenfalls einen Unterschied zwischen den Erhebungsdaten und der tatsächlichen Anzahl von männlichen 
Betroffenen gibt. Der Faktor des Schweigens und der Tabuisierung von männlichen Betroffenen hat 
wohl ebenfalls erheblichen Einfluss auf die Auswertung (S.35). 
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Abbildung 2: Alter der Opfer  
(eigene Darstellung auf der Basis von Deegener, 2005, S.39) 
 
Auffallend ist hierbei, dass Mädchen schon ab sehr frühem Alter sexuelle Gewalt erleben (Deegener, 
2005, S.39). In der Optimus Studie zeigen die Auswertungen der Umfrage von Kinderschutzorganisati-
onen, dass die meisten Mädchen, welche sexuelle Gewalt erlebten, zwischen 12 und 17 Jahren alt sind 
(Schmid, 2012, S.58). 
 
Gemäss der nachfolgenden Grafik erfahren Mädchen sexuelle Gewalt überwiegend innerhalb ihrer Fa-
milie. Mehrheitlich sind die Täter dabei männliche Familienangehörige. 
 
 
Abbildung 3: Täter bei sexueller Gewalt von Mädchen in der Familie  
(eigene Darstellung auf der Basis von Deegener, 2005, S.39) 
 
In der Optimus Studie wurde ersichtlich, dass vor allem bei sexueller Gewalt an jüngeren Kindern die 
Täter aus dem engeren Familienkreis stammen. Bei sexuellen Gewalttaten an Jugendlichen wurden 
mehrheitlich gleichaltrige ausserfamiliäre Bekannte als Täter angegeben. Bei den Tätern von Gewaltta-
ten an Jugendlichen handelt es sich um 39 % Gleichaltrige, 19 % fremde Personen und 22 % Familien-
angehörige. Mädchen sind bei innerfamiliärer sexueller Gewalt rund fünfmal mehr betroffen als Jungen. 
Die Umfrage der Optimus Studie bei den Organisationen zeigte, dass sich die Täterkategorien je nach 
Alter des Opfers unterscheiden:  
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Abbildung 4: Beziehung zum Täter bei Opfern in verschiedenen Altersgruppen  
(eigene Darstellung auf der Basis von Schmid, 2012, S.60) 
 
Kinder im Vorschulalter werden häufiger von einem Elternteil oder von einer nahestehenden Bezugs-
person missbraucht. Ab dem Schuleintritt nehmen zunehmend auch Geschwister, Gleichaltrige oder 
Fremde als Täter zu. Unter Jugendlichen sind die Gleichaltrigen die grösste Kategorie von Tätern 
(Schmid, 2012, S.59). Auffallend ist, dass etwa ein Drittel der Täter selbst noch Kinder und Jugendliche 
sind. Wobei nur etwa ein Zehntel der männlichen Täter über 50 Jahre alt ist (Deegener, 2005, S.39). In 
der Optimus Studie gaben 34 % der betroffenen weiblichen Jugendlichen an, dass die sexuelle Gewalttat 
von einer Person über 18 Jahre ausgeübt wurde. Die grösste Anzahl von Täter an Jugendlichen war aber 
im Alter zwischen 14 und 18 Jahren (Schmid, 2012, S.49). 
 
 
Abbildung 5: Alter der Täter  
(eigene Darstellung auf der Basis von Deegener, 2005, S.39) 
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2.3 Langzeitfolgen  
Sexuelle Gewalt kommt in unterschiedlichen Formen vor und die Umstände der Tat sind vielgestaltig. 
Dementsprechend und aufgrund fehlender repräsentativer Forschungsergebnisse wird die Schädigungs-
problematik von innerfamiliärer sexueller Gewalt in der Literatur kontrovers diskutiert. Viele Fachper-
sonen gehen davon aus, dass innerfamiliäre sexuelle Gewalt zu Beeinträchtigungen führen kann. Den-
noch können über Langzeitfolgen familiärer Sexualdelinquenz keine wissenschaftlich verallgemei-
nernde Aussagen getroffen werden. Ob Langzeitfolgen oder psychische Traumatisierungen entstehen 
und welche Faktoren diese beeinflussen, wird folgend beleuchtet.  
 
Primäre Viktimisierung bezeichnet die direkt mit der Tat verbundene Opferwerdung und die damit ein-
hergehenden Schädigungen materieller, physischer, und psychischer Art des Opfers und des sozialen 
Umfeldes (Jutta Hartmann, 2010, S.16). Viktimisierung meint den Prozess der Opferwerdung. Es wird 
dabei zwischen primärer, sekundärer und teilweise tertiärer Viktimisierung unterschieden (Kirchhoff, 
1994, S.46). Auf die sekundäre und tertiäre Viktimisierung wird in Kapitel 4 näher eingegangen.  
2.3.1 Entstehungsfaktoren für psychische Traumatisierung und Langzeitfolgen 
Betroffene zeigen häufig aussergewöhnliche körperliche oder psychische Reaktionen, welche auch als 
traumatische Reaktionen bezeichnet werden können. Der Schweregrad des Traumas ist allerdings un-
terschiedlich und nicht alle Personen, die sexuelle Gewalt erleben, entwickeln psychische Störungen 
(Linder & Thiessenhusen, 2007, S.6).  
 
Traumatische Erfahrungen können in apersonale oder personale Geschehen und in einmaliges oder wie-
derholtes Auftreten unterteilt werden. Menschen, welche andauernd unter personaler Gewalt leiden, wie 
z. B. jahrelange sexuelle Gewalt, haben ein grosses Risiko an psychischen Störungen zu erkranken (Na-
dine Deiters, 2008, S. 7). Vor allem die empfundene Todesangst, die erlebte Hilflosigkeit und Erniedri-
gung ist für die Traumatisierung entscheidend (Susanne Heynen, 2000, S. 78). Psychische Traumatisie-
rungen entstehen, wenn ein Ereignis, wie z. B. sexuelle Gewalt in der Kindheit, die psychischen Belas-
tungsgrenzen eines Individuums übersteigt und nicht angemessen verarbeitet werden kann (Ursula Gast, 
2010, S.76). 
 
 
Traumatische Ereignisse können unterschiedlich verarbeitet werden. Sie können ausheilen oder aber 
auch schwerwiegende Folgen für die Betroffene beinhalten (Gast, 2010, S.76). Das bedeutet daher auch, 
Psychisches Trauma wird definiert als „ein vitales Diskrepanzerlebnis zwischen bedrohlichen Situa-
tionsfaktoren und den individuellen Bewältigungsmöglichkeiten, das mit Gefühlen von Hilflosigkeit 
und schutzloser Preisgabe einhergeht und so eine dauerhafte Erschütterung von Selbst- und Weltver-
ständnis bewirkt“ (Gottfried Fischer & Peter Riedesser, 2009; zit. in Priet, 2010, S.156). 
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dass nicht jedes schreckliche Erlebnis später zu einer Posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS) 
führt. Betroffene können ausreichende Selbstheilungskräfte entwickeln und adäquate soziale Unterstüt-
zung erhalten. Diese Faktoren sind zentral, um schreckliche Erlebnisse zu integrieren und zu verarbeiten 
(Gast, 2010, S.77). Ebenfalls zählen zu den Schutzfaktoren ein ausgeprägter Kohärenzsinn und ein si-
cheres Bindungsverhalten (Priet, 2010, S.158). Im Verarbeitungsprozess eines Traumas entsteht bei vie-
len eine Pendelbewegung zwischen Wiedererinnerung und Vermeidung des Ereignisses. Dies ist ein 
Ausdruck der Selbstheilungskräfte der Psyche, welche im gelungenen Fall auf eine schrittweise Integra-
tion der Erinnerungsfragmente in das explizite, bewusste Gedächtnis hinausläuft. In einer traumatischen 
Situation verfallen Betroffene in einen Zustand der Erstarrung, welcher mit dem Totstellreflex ver-
gleichbar ist. Die dabei ausgeschütteten Stresshormone blockieren die bewusste Wahrnehmung des Ge-
schehens und die Abspeicherung ins explizite Gedächtnis (Priet, 2010. S.157).  
 
Ob und in welchem Ausmass Langzeitfolgen entstehen, ist von mehreren Faktoren abhängig, wobei sich 
eine Gewichtung dieser kaum bestimmen lässt. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Traumatisie-
rung und die Langzeitfolgen mit der Anzahl der gegebenen Bedingungen zunehmen (Niedertscheider, 
2008, S.45). Folgende Faktoren werden bei Niedertscheider (ebd.), Heynen (2000, S. 70) und Melanie 
Reinke (2002, S.35) genannt:  
 Verhältnis und verwandtschaftliche Nähe in der Täter-Opfer Beziehung  
 Intensität, Dauer, Form und Häufigkeit der sexuellen Gewalt 
 Drohungen und Anwendung von weiteren Gewaltformen 
 Alter des Opfers bei Beginn der sexuellen Gewalt  
 Verschweigen müssen oder sich Offenbaren können (Geheimhaltung) 
 Ort der Gewalttat (d.h. öffentlicher oder privater Raum) 
 Reaktionen des nahen sozialen Umfeldes (z. B. die Reaktionen der Eltern) 
 Institutionelle Reaktionen (z. B. Heimunterbringung, Reaktionen von zuständigen Behörden) 
 erfolgte oder nicht erfolgte Therapie 
 Vorliegen von weiteren Gewaltformen in der Familie (z. B. physische oder psychische Gewalt, 
Vernachlässigung) 
 weitere Belastungsfaktoren in der Entwicklung und in der Familie des Opfers (z. B. Parentifi-
zierung, Rollenkonfusionen) 
 
Sexuelle Gewalt kann bei einer Betroffenen zu vielfältigen kurz- und langfristigen psychosozialen Fol-
gen führen. Die Folgen sind dabei nicht als absolut zu verstehen und nicht jedes Opfer ist kausal von 
Folgen betroffen. Ob und in welchem Umfang Folgen auftreten, ist von den oben genannten Faktoren 
abhängig. Ebenfalls sind der Entwicklungsstand und die Persönlichkeit des Kindes massgebend (Kirch-
hoff, 1994, S.37). Bei vielen Untersuchungen hat sich gezeigt, dass, je jünger ein Kind bei Beginn der 
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Gewalttat ist, je länger die Dauer dessen und je häufiger diese vorkam, desto ausgeprägter und langan-
haltender sind die Folgen (Koch-Knöbel, 1995, S.73). Nach Niedertscheider ist bei innerfamiliärer se-
xueller Gewalt ein wesentliches schädigendes Element, dass das Kind auf einer kognitiven, emotionalen 
und sexuellen Ebene langfristig einer Verwirrung ausgesetzt ist. Das Kind ist einerseits sehr früh ein 
sexuell stimulierter „Pseudo-Partner“ und zugleich von der Familie strukturell abhängig. Die sexuelle 
Gewalt wird dazu häufig in der Familie verleugnet und ereignet sich daher in einer Negierung der kind-
lichen Realität. Das Kind muss diese Verwirrung geheim halten und hat somit nicht die Möglichkeit, 
die Erfahrung kognitiv und sozial zuzuordnen (2008, S.46). Diese innere Isolation des Schweigens und 
solche Rollenkonfusionen innerhalb der Familie mit wechselnden Rollenzuweisungen kann zu einer 
Orientierungslosigkeit führen, welche sich besonders negativ auf die Psyche des Kindes auswirkt. So 
sind Langzeitwirkungen stärker zu vermuten, wenn das heranwachsende Kind in seinem Selbstwertge-
fühl und der Identitätsentwicklung gefährdet ist (Koch-Knöbel, 1995, S.74).  
2.3.2 Mögliche Langzeitfolgen  
In der Literatur wird grundsätzlich zwischen Kurz- und Langzeitfolgen unterschieden. Kurzzeitfolgen 
werden als unmittelbare Reaktionen oder Folgen definiert, welche innerhalb der ersten zwei Jahre seit 
Beginn der Gewalthandlungen auftreten (Dirk Bange & Wilhelm Körner, 2002, S.116). Als Langzeit-
folgen werden jene Symptome bezeichnet, welche anhaltend die Dauer der Kurzzeitfolgen überschreiten 
oder erst Jahre später nach Beginn der Gewalttat, z. B. in der Adoleszenz oder im Erwachsenenalter, 
auftreten (Kurz, 2009, S.13). Da diese Bachelorarbeit auf Betroffene eingeht, welche mittlerweile im 
Erwachsenenalter sind, wird vorwiegend auf Langzeitfolgen eingegangen. In der Literatur werden mehr-
heitlich folgende dargestellt:  
 
Entwicklung von Bewältigungsstrategien 
Jede Betroffene entwickelt im Laufe ihres Lebens bestimmte Bewältigungsstrategien, um mit der erlit-
tenen Gewalt umzugehen. Lazarus (1995) bezeichnet solches Bewältigungsverhalten in der Auseinan-
dersetzung mit Stress als „Coping“. Bewältigungsstrategien sind dabei individuell und können sowohl 
angemessen als auch geeignet sein, da sie eine „lebensrettende“ Funktion haben. Wirtz (2001) hat in 
ihrer psychotherapeutischen Arbeit mit Betroffenen im Wesentlichen drei Bewältigungsformen festge-
stellt. Einige Betroffene fühlen sich als irreparabel geschädigt, glauben an keinen Wiederaufbau ihrer 
Persönlichkeit und werden unter Umständen psychotisch. Andere Betroffene verleugnen, verdrängen 
oder bagatellisieren das Stattfinden der sexuellen Gewalt und die psychischen Auswirkungen auf das 
spätere Leben. Eine weitere Gruppe setzt sich aktiv mit den Ereignissen auseinander und arbeitet an der 
Integration der vergangenen Erlebnisse in die eigene Lebensgeschichte. Bei vielen Betroffenen führen 
die Folgen der sexuellen Gewalt in der Kindheit dazu, dass die Erinnerungen über lange Zeit wegge-
schoben werden und das Leben um die Langzeitfolgen herum organisiert wird. Erst im Erwachsenenal-
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ter, wenn die bisherigen Bewältigungsmechanismen versagen oder die Beeinträchtigungen zu Schwie-
rigkeiten führen, entschliesst sich ein Teil der Betroffenen zur Aufarbeitung (zit. in Linder & Thiessen-
husen, 2007, S.67–69). 
 
Psychische Krankheiten 
Durch sexuelle Gewalt können Persönlichkeitsveränderungen entstehen, welche zu psychischen Krank-
heiten führen können. Am häufigsten werden dabei Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS), 
Borderline und Multiple (Dissoziative) Persönlichkeitsstörung genannt. Die vollständigen Definitionen 
der psychischen Krankheiten nach dem „International Statistical Classification of Diseases and Related 
Health Problems“ (ICD-10-GM) sind im Anhang aufgeführt. Wenn sexuelle Gewalt zu einer Traumati-
sierung führt, ist die PTBS häufig ersichtlich (Linder & Thiessenhusen, 2007, S.18–S.19). In einer Stu-
die von 2008 wurde entdeckt, dass bei 2,3 % aller Personen, welche traumatische Erfahrungen durch-
lebten, das Vollbild einer PTBS und bei 2,7 % partielle PTBS-Syndrome vorlagen (Gast, 2010, S.73). 
Eine PTBS tritt häufig auch mit zeitlicher Verzögerung zum auslösenden Trauma auf. Dies kann eine 
Diagnosestellung erschweren. Die Persönlichkeit der Betroffenen kann in nachhaltiger und umfassender 
Weise verändert sein (Gast, 2010, S.77–78). Im Extremfall kann es nach sexueller Gewalt zur Bildung 
von einer Borderline Persönlichkeitsstörung oder von einer Multiplen Persönlichkeitsspaltung kommen 
(Bange, 1992; zit. in Niedertscheider, 2008, S.62). Nicht selten liegt bei den genannten psychischen 
Krankheiten zusätzlich eine Komorbidität vor. Als komorbide Störungen werden dabei Suchtkrankhei-
ten, Angststörungen, depressive Störungen oder Essstörungen genannt (Gast, 2010, S.80). Suchtmittel, 
wie Drogen, können dabei ebenfalls als eine Form von Bewältigungsstrategie auftreten (Niedertschei-
der, 2008, S.70). Bei Personen, welche unter einer PTBS leiden, besteht zudem eine erhöhte Suizidalität 
(Priet, 2010, S.166). 
 
Emotionale und kognitive Störungen 
Als emotionale und kognitive Störungen werden in der Literatur mehrheitlich folgende genannt (Nie-
dertscheider, 2008, S.59 & Koch-Knöbel, 1995, S.75): Depressionen, Ängste, Schuld- und Schamge-
fühle, niedriges Selbstwertgefühl, Einsamkeitsgefühle, niedrige Selbstwirksamkeitserwartungen, Suizi-
dalität, Störungen in der Wahrnehmung eigener Gefühle, Ablehnung des eigenen Körpers, Gefühle der 
Wertlosigkeit, selbstdestruktives Verhalten, Alpträume, angstmachende Tagträume und Dissoziationen.  
 
 
„Ich bin in einer dysfunktionalen Familie aufgewachsen und während meiner Kindheit Opfer sexuel-
ler Gewalt geworden. Mein ganzes bisheriges Leben hindurch hat es mich viel Kraft und Anstrengung 
gekostet, emotional einigermassen über die Runden zu kommen“ (anonyme Juristin; zit. in Castagna, 
2015, S.10). 
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Schuld- und Schamgefühle sind häufiger ausgeprägt bei Betroffenen von innerfamiliärer sexueller Ge-
walt als bei Opfern von fremden Tätern. Für das Kind ist es unvorstellbar, dass jemand aus der Familie 
ihnen etwas Schlechtes antun könnte und denken deshalb, dass die Handlungen etwas mit ihnen selbst 
zu tun haben müssen (Seligmann, 1996; zit. in Araxian, 2009, S.10). Diese Gefühle entstehen ausserdem 
häufig aus einer nachträglichen Bewertung des Traumas, wobei die eigenen Einflussmöglichkeiten ver-
zerrt eingeschätzt werden. Dies führt zu einer negativen Bewertung des eigenen Handelns und zur 
Selbstabwertung. Solche Schuld- und Schamgefühle können dazu beitragen, dass der Verarbeitungspro-
zess des Traumas blockiert wird (Priet, 2010, S.158). Aufgrund der Erfahrung, dass der Körper für die 
Befriedigung der Bedürfnisse von anderen Menschen benutzt wurde, fehlt häufig ein Bewusstsein für 
den eigenen Körper (Linder & Thiessenhusen, 2007, S.22). Ebenfalls hinterlassen die grundlegende 
Missachtung des Kindeswillens und die Verletzung der körperlichen Integrität häufig Gefühle der Ohn-
macht und des Ausgeliefertseins. Das Selbstbewusstsein und Selbstvertrauen kann geschädigt sein, 
wenn die Gefühle der Scham, Schuld und Wertlosigkeit langfristig dem eigenen Selbst zugehörig ver-
innerlicht werden (Koch-Knöbel, 1995, S.74). Viele Betroffene leiden unter Zweifel an der eigenen 
Wahrnehmung, was bis zu einer existenziellen Erschütterung des Selbst- und Weltverständnis führen 
kann (Priet, 2010, S.156). Dies kann entstehen, wenn das Kind als Überlebensstrategie versuchte, die 
Ereignisse nicht wahrzunehmen oder gar zu vergessen (Seligmann, 1996; zit. in Araxian, 2009, S.10).  
 
 
Störungen in sozialen Beziehungen 
In sozialen Beziehungen können interpersonale Störungen, wie z. B. Feindseligkeiten gegenüber den 
Eltern, Furcht oder Feindseligkeit gegenüber Männern, Unzufriedenheit in intimen Beziehungen und 
Misstrauen auftreten (Niedertscheider, 2008, S.72). Das Misstrauen kann zu einem emotionalen Rück-
zug, zu Partnerschaftsproblemen oder zur vollständigen sozialen Isolation führen (Koch-Knöbel, 1995, 
S.75). Ebenfalls besteht ein gewisses Risiko, dass Betroffene erneut eine Reviktimisierung erleben, d.h. 
erneut Opfer eines Sexualdelikts werden (Gabriele Amann & Rudolf Wipplinger, 1997; zit. in Niedert-
scheider, 2008, S.120). Bei Betroffenen ist das Vertrauen zu sich selbst und zu anderen Menschen häufig 
erschüttert. Vor allem wenn die sexuelle Gewalt in der eigenen Familie oder an einem Ort, an dem 
Vertrauen vermittelt werden soll, stattfand (Linder & Thiessenhusen, 2007, S.20). Sexuelle Gewalt an 
Kindern ist eine Grenzverletzung. Je früher dies geschieht, desto weniger kann es lernen, seine eigenen 
Bedürfnisse wahrzunehmen und seine Grenzen zu verteidigen (Seligmann, 1996; zit. in Araxian, 2009, 
S.9). Das Misstrauen in die Umwelt kann verstärkt entstehen, wenn die Reaktionen des sozialen Umfel-
des bei Mitteilungsversuchen des Kindes negativ sind und das Kind keinen Glauben und Unterstützung 
„Es fiel mir schwer, in mich und meine Wahrnehmung Vertrauen zu haben. Ich war bis in die Grund-
festen meines Urvertrauens erschüttert“ (Angela Schlump, Betroffene von innerfamiliärer sexueller 
Gewalt; zit. in Castagna, 2006, S.7). 
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findet (Niedertscheider, 2008, S.47). Bewältigungsstrategien im Erwachsenenalter können z. B. regel-
mässige Trennungen, Therapieabbrüche, sozialer Rückzug oder hoher Konsum von Drogen und Medi-
kamenten sein (Heynen, 2000, S.165). Des Weiteren besteht für Betroffene, welche als Kinder sexuelle 
Gewalt erlebten, eine grössere Gefahr, als Erwachsener selbst zur Täterin zu werden (Kury, 2010, S.64). 
Ebenfalls wird in der Literatur darauf hingewiesen, dass Betroffene häufiger in die Prostitution gelan-
gen, als nicht betroffene Personen (Koch-Knöbel, 1995, S.75). Die Stresstoleranz und Belastbarkeit 
kann eingeschränkt sein, was sich auch auf die Arbeitsfähigkeit negativ auswirken kann. So können 
intensive Langzeitfolgen zu Erwerbseinbussen und allenfalls zum Bezug von Invalidenleistungen führen 
(Erwin Lichtenegger, 2015, S.19). 
 
Psychosomatische Folgen 
Als psychosomatische Folgen können vor allem Konzentrationsstörungen, Hauterkrankungen, Ver-
krampfungen, Erstickungsanfälle, Schlafstörungen oder Magen- und Unterleibsbeschwerden auftreten 
(Reinke, 2002, S.35).  
 
Störungen der Sexualität  
Viele Fachpersonen gehen davon aus, dass sich Langzeitfolgen häufig auf den Bereich der Sexualität 
auswirken. Damit ist gemeint, dass z. B. Beziehungen sexualisiert werden, eine Neigung zu Promiskuität 
(häufiger Wechsel der Sexualpartner/innen), Vaginismus (Scheidenkrampf oder Schmerzen beim Ge-
schlechtsverkehr) oder Frigidität (sexuelle Unlust) ersichtlich werden (Koch-Knöbel, 1995, S.74). 
Ebenso kann es zu einer unbefriedigten Sexualität kommen. Sexueller Kindesmissbrauch kann dazu 
führen, dass Betroffene eine Vorstellung von Bindung und sexueller Intimität entwickeln, welche von 
Ausbeutung und Zwang bestimmt ist (Niedertscheider, 2008, S.71). Der Sex kann für Betroffene zu 
einem Mittel werden, um soziale Beziehungen zu manipulieren (Linder & Thiessenhausen, 2007, S.56).   
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3 Rechtliche Grundlagen 
Damit eine Betroffene in Hinblick auf ein mögliches Strafverfahren adäquat beraten wird, sollten Sozi-
alarbeitende Kenntnisse von rechtlichen Grundlagen haben. Dazu gehört insbesondere Wissen aus dem 
schweizerischen Strafgesetzbuch (StGB), aus der schweizerischen Strafprozessordnung (StPO) und aus 
dem schweizerischen Opferhilfegesetzbuch (OHG). 
 
Das Strafrecht regelt grundsätzlich Konflikte zwischen dem Staat und Bürgerin/Bürger, welche/welcher 
wichtige Verhaltensnormen missachtet (Marianne Schwander, 2013, S.333). Das Strafrecht besteht in 
der Schweiz aus dem materiellen und dem formellen Strafrecht. Das StGB beinhaltet das materielle 
Strafrecht, welche die strafbaren Handlungen und die verhängenden Sanktionen beschreibt. Das mate-
rielle Strafrecht alleine kann aber nicht auf den Verstoss gegen die Regeln des Zusammenlebens reagie-
ren. Deshalb gibt es die StPO, welche einen Teil des formellen Rechts ist und die Durchsetzung des 
materiellen Strafrechts zum Ziel hat. 
 
Im vorliegenden Kapitel wird auf die rechtlichen Grundlagen von Seiten des Opfers eingegangen.  
Diese haben über die strafprozessualen Geschädigtenrechte hinaus besondere Verfahrensrechte wie z. 
B. Informations- und Schutzrechte. Neben den Verfahrensrechten aus der StPO hat ein Opfer zudem 
Ansprüche aus dem OHG und kann zivilrechtliche Ansprüche geltend machen.  
3.1 Verjährungsfristen und Straftatbestände  
Die Straftatbestände gegen die sexuelle Integrität (Art. 187–200 StGB) werden im StGB geregelt. Das 
StGB unterscheidet die Straftaten dabei nach Art der sexuellen Gewalt, Alter und Geschlecht des Opfers 
sowie dem Verhältnis zwischen Täter und Opfer. Grundsätzlich sind sexuelle Handlungen immer straf-
bar, wenn eine der involvierten Personen das 16. Altersjahr noch nicht erreicht hat oder wenn sexuelle 
Handlungen gegen den Willen einer Person vorgenommen werden. Eine Ausnahme liegt bei einver-
nehmlichem Sexualverkehr von Teenagern vor, wenn der Altersunterschied der Beteiligten nicht mehr 
als drei Jahre beträgt und kein Abhängigkeitsverhältnis besteht. Innerfamiliäre sexuelle Handlungen 
sind unabhängig vom Altersunterschied verboten. Sexuelle Handlungen sind immer illegal, wenn eine 
Person psychischen und/oder physischen Druck ausübt oder das Opfer mit Substanzen gefügig gemacht 
wird. Ebenfalls stehen altersunabhängig Vergewaltigung, Menschenhandel, Exhibitionismus und Beläs-
tigung unter Strafe (Schmid, 2010, S.21). Für innerfamiliäre sexuelle Gewalt sind einerseits die Straf-
tatbestände gegen die sexuelle Integrität, welche in den Artikeln 187 bis Artikel 199 StGB aufgeführt 
sind, und andererseits das Verbot von sexuellen Handlungen innerhalb der Familie in Art. 213 StGB 
relevant. Die vollständigen Gesetzesartikel gemäss StGB sind im Anhang aufgeführt.   
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Im schweizerischen Rechtsstaat besteht der Grundsatz der Verjährung. So sollen nicht alle Straftaten 
ewig verfolgt werden, sondern eine Bestrafung des Täters verliert nach einer gewissen Zeit an Bedeu-
tung und ist unverhältnismässig. Die Verjährbarkeit für Sexualstraftaten an Kindern unter 12 Jahre 
wurde jedoch 2013 aufgehoben (Art. 101 Abs. 1 lit. e & Abs. 3). Für Sexualstraftaten an Kindern über 
12 Jahre gilt grundsätzlich die Verjährungsfrist bis zum 25. Lebensjahr der Betroffenen (Art. 97 Abs. 2 
StGB). 
 
Sexuelle Handlungen mit Kindern 
 
Kinder sollten vor sexuellen Erfahrungen geschützt werden, weil diese ihre seelische und körperliche 
Entwicklung schädigen können. Für die Erfüllung des Tatbestandes ist es jedoch irrelevant, ob eine 
Schädigung oder Gefährdung der Entwicklung vorliegt. Unwichtig ist auch, ob das Kind seine Einwil-
ligung gegeben hat. Bei Jugendlichen in der Pubertät ist die Einwilligung jedoch im Rahmen der Straf-
zumessung mildernd zu berücksichtigen. Ist der Täter ebenfalls im Schutzalter und beträgt der Alters-
unterschied mehr als drei Jahre, so bleibt das jüngere Kind straflos und beim älteren kann Abs. 3 des 
Artikels 187 zur Anwendung gelangen. Alle Handlungen, die unmittelbar auf die Erregung oder Befrie-
digung geschlechtlicher Lust gerichtet sind, gelten als sexuelle Handlungen. In der Regel haben Verhal-
tensweisen, die mit Berührungen der primären (Vagina, Penis) und sekundären Geschlechtsteile (weib-
liche Brust) verbunden sind, einen Sexualbezug (Günter Stratenwerth & Wolfgang Wohlers, 2013, 
S.417–421). 
 
Sexuelle Handlungen mit Abhängigen 
 
Damit dieser Artikel zur Anwendung gelangt, muss der Täter unter Ausnutzung des Abhängigkeitsver-
hältnisses handeln. Zudem muss ein Kausalzusammenhang zwischen der Abhängigkeit und der Erdul-
dung der sexuellen Handlung bestehen. Ein Bespiel dafür ist ein Erziehungsverhältnis, welches in erster 
Linie zu den Eltern besteht. Zu den Pflegeeltern muss eine längerfristige Bindung bestehen und der 
Erziehungsauftrag gegeben sein (Stratenwerth & Wohlers, 2013, S.421–424). 
 
 
Sexuelle Handlungen mit Kindern unter 16 Jahren sind strafbar. Wer Kinder zu sexuellen Handlungen 
verleitet oder sie einbezieht wird mit Freiheitsstrafe oder Geldstrafe sanktioniert (Art. 187 Abs. 1 
StGB). 
Sexuelle Handlungen mit Minderjährigen (zwischen 16 und 18 Jahren) sind strafbar, wenn zwischen 
den beteiligten Personen ein Abhängigkeitsverhältnis besteht, z. B. durch ein Betreuungs-, Erzie-
hungs- oder Arbeitsverhältnis (Art. 188 Abs. 1 StGB). 
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Angriffe auf die sexuelle Freiheit und Ehre (sexuelle Nötigung) 
 
Dieser Artikel schützt als spezielles Nötigungsdelikt das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung. Unter 
Personen werden alle männlichen und weiblichen Individuen jeder Altersstufe, d.h. auch Kinder, ge-
zählt. Mit einer beischlafähnlichen Handlung wird der besonders enge Kontakt zwischen dem Körper 
des Täters und des Opfers verstanden. Dazu zählen alle Arten von sexuellem Kontakt unter anderem 
auch orale oder anale Penetration. Der Fokus bei diesem Artikel liegt beim Begriff „Nötigung“. Die 
Nötigung muss kausal dafür sein, dass das Opfer entweder sexuelle Handlungen duldet, diese über sich 
ergehen lässt oder selber sexuelle Handlung vornehmen muss. Eine Nötigung kann durch die Androhung 
oder Anwendung von psychischer oder physischer Gewalt entstehen. Bei Kindern sind die kognitive 
Unterlegenheit und die soziale Abhängigkeit ebenfalls als Nötigung zu sehen (Stratenwerth & Wohlers, 
2013, S.424–427). 
 
Vergewaltigung 
 
Dieser Artikel schützt ebenfalls das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung. Speziell ist dabei die ge-
schlechtliche Eingrenzung auf weibliche Opfer. Dieses Gesetz ist altersunabhängig, womit auch Kinder 
einbezogen werden. Das Opfer wird gegen ihren Willen genötigt, den Beischlaf zu dulden. Unter Bei-
schlaf wird der sexuelle Akt, als die Vereinigung vom männlichen und weiblichen Geschlechtsteil, be-
zeichnet. Das Einführen des Gliedes in den sogenannten Scheidenvorhof reicht aus. Der Samenerguss 
des Täters ist dabei irrelevant (Stratenwerth & Wohlers, 2013, S.427–429). 
 
Schändung 
 
Dieser Artikel schützt die sexuelle Integrität. Das Geschlecht des Täters ist hier irrelevant und auch die 
Heirat zwischen Täter und Opfer ist möglich. Als urteilsunfähig gilt eine Person, welche keine eigen-
verantwortliche Entscheidung über den sexuellen Kontakt treffen kann. Gründe dafür sind eine geistige 
Behinderung oder eine vorübergehende Urteilsunfähigkeit wie z. B. aufgrund massiven Alkoholeinfluss. 
Als widerstandsunfähig gilt eine Person, die nicht in der Lage ist, sich gegen die sexuellen Handlungen 
zu wehren. Dies kann aufgrund einer körperlichen Beeinträchtigung oder anderen besonderen Umstän-
den sein. Dabei nutzt der Täter diese Beeinträchtigung des Opfers aus. Die Widerstandsunfähigkeit muss 
Wer eine Person zu sexuellen Handlungen nötigt, macht sich strafbar (Art. 189 Abs. 1 StGB). 
Wer eine Frau zur Erduldung des Beischlafs nötigt, wird bestraft (Art. 190 Abs. 1 StGB). 
Wer eine urteilsunfähige Person zu sexuellen Handlungen missbraucht, macht sich strafbar (Art. 191 
StGB). 
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dabei gänzlich aufgehoben sein (Stratenwerth & Wohlers, 2013, S. 429–430). Auch Kinder können 
Opfer einer Schändung werden, wenn die Urteilsunfähigkeit des Kindes vom Täter bewusst ausgenutzt 
worden ist. Dabei ist zu unterscheiden, ob die Urteilsfähigkeit aufgrund des Alters des Kindes, aufgrund 
einer geistigen Behinderung oder einer vorübergehender Urteilsunfähigkeit, wie oben beschrieben, nicht 
gegeben ist. Ab einem Alter von 12 Jahren wird die Urteilsfähigkeit eines Kindes gemeinhin bejaht 
(BGE 120 Ia 369). Wenn die Urteilsunfähigkeit nur aufgrund des Alters besteht, kommt Art. 187 StGB, 
ansonsten Art. 191 StGB, zur Anwendung (Philipp Maier, 2013, S.1374). 
 
Ausnützung der Notlage 
 
Hierbei sollen Personen vor sexueller Ausbeutung geschützt werden, deren Situation den freien Willen 
beeinträchtigt. Das Geschlecht der Personen ist dabei irrelevant. Das Kriterium für eine Notlage ist ein 
innerer, seelischer Krisenzustand, welcher sich durch Ausweglosigkeit, Verzweiflung oder Angst aus-
zeichnet (Stratenwerth & Wohlers, 2013, S.432–433). 
 
Pornografie 
 
Der Artikel umschreibt drei Straftatbestände mit unterschiedlichen Schutzrichtungen. Art. 197 Abs. 1 
soll Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren vor dem Kontakt mit weicher Pornografie schützen. Es ist 
deshalb verboten, Kinder und Jugendlichen unter 16 Jahren pornografische Gegenstände oder Vorfüh-
rungen anzubieten, zu zeigen, zu überlassen oder zugänglich zu machen. Ob Kinder und Jugendliche 
privat oder öffentlich in Kontakt mit Pornografie gelangen oder ob sie das Dargestellte überhaupt wahr-
nehmen, ist dabei irrelevant. So wird beispielsweise das Herumliegenlassen von pornografischen Heften 
und Videos in einem Familienhaus mit Mitgliedern unter 16 Jahren im Artikel bereits erfasst (Schwan-
der, 2010, S.204–205). 
 
Exhibitionismus, Förderung der Prostitution und Sexuelle Belästigung 
Die Straftatbestände gemäss Art. 194, Art. 195 und Art. 198 StGB stehen für die vorliegende Fragestel-
lung weniger im Zentrum, weshalb nicht näher darauf eingegangen wird. Sie sind jedoch im Anhang 
beigelegt.  
 
Wer eine Person zu sexuellen Handlungen nötigt, indem er seine Notlage oder seine Abhängigkeit 
ausnützt, wird bestraft (Art. 193 Abs. 1 StGB). 
Wer Pornografie einer Person unter 16 Jahren anbietet, zeigt, überlässt oder zugänglich macht, han-
delt strafbar. Es ist auch nicht erlaubt, Minderjährige für pornografische Vorführungen anzuwerben 
(Art. 197 Abs. 1 und Abs. 3 StGB). 
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Inzest 
 
Der Geschlechtsverkehr unter Familienmitgliedern ist verboten. Davon ausgeschlossen ist der Ge-
schlechtsverkehr zwischen Cousine und Cousin (Mario Weber, 2009, S.9–10). Gemäss dem Bundesamt 
für Statistik wurden zwischen den Jahren 1984 und 2007 lediglich 87 Urteile aufgrund von Inzest gefällt. 
Dies ergibt ein Jahresdurchschnitt von drei bis vier Urteilen. Bei der Beurteilung von innerfamiliärer 
sexueller Gewalt reichen die Art. 187 bis 191 StGB für die Bestrafung des Täters zumeist aus. Ebenfalls 
bezieht sich der Beischlaf nur auf ein Verbot zwischen Blutsverwandten. Stief-, Pflege- oder Adoptiv-
familien werden nicht erfasst. Zudem wird der Tatbestand auf den Beischlaf begrenzt, was ebenso wenig 
konsequent ist. Deshalb kann der Artikel alleine den Schutz für eine intakte Familie nicht gewährleisten 
(Bundesamt für Justiz, 2015, S.28–29).  
3.2 Strafverfahren 
Sobald einer der oben genannten Straftatbestände gegeben ist, kann die Betroffene innerhalb der Ver-
jährungsfristen eine Strafanzeige oder je nach Straftatbestand einen Strafantrag einreichen. Zu beachten 
sind die Strafvoraussetzungen der Tatbestandsmässigkeit (Art. 122–136 StGB), Rechtswidrigkeit (Art. 
14, 15 und 17 StGB) und des Verschuldens (Art. 19 StGB, Art. 16 Abs. 2 StGB und Art. 18 Abs. 2 
StGB). Wie ein Strafverfahren durchgeführt wird und welche Rechte und Pflichten die jeweiligen Ver-
fahrensbeteiligten haben, wird in der StPO geregelt. Das Strafrecht, insbesondere das Strafverfahren, ist 
mit Eingriffen in die Grundrechte von Menschen verbunden. Deshalb ist der Rechtsstaat verpflichtet, 
sich an verfassungsmässige Prinzipien zu halten und ein faires Verfahren zu gewährleisten (Schwander, 
2013, S.333). Die Maximen ergeben sich aus Art. 32 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eid-
genossenschaft (BV), Art. 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und aus dem Art. 
14 des UNO-Pakts 2. So müssen die Prinzipien der Unmittelbarkeit, der Legalität und der Verhältnis-
mässigkeit berücksichtigt werden. Ebenfalls sind die Grundrechte der Unschuldsvermutung, des recht-
lichen Gehörs, der Aussageverweigerung, und des Anspruchs auf Verteidigung zu gewähren (ebd., S. 
341). 
 
In der StPO wird in Art. 104 und Art. 105 klar definiert, wer in einem Strafverfahren welche Prozessrolle 
hat. Die Beteiligten werden zwischen „Parteien“ und „andere Verfahrensbeteiligte“ unterschieden. Par-
teien haben andere bzw. mehr Verfahrensrechte als Verfahrensbeteiligte. Zu den Parteien zählen die 
beschuldigte Person, das Opfer mit einer Konstituierung als Privatklägerschaft und die Staatsanwalt-
schaft im Haupt- und Rechtsmittelverfahren. Andere Verfahrensbeteiligte sind das Opfer ohne Konsti-
tuierung als Privatklägerschaft, Zeuginnen und Zeugen, Auskunftspersonen, Sachverständige und die 
Person, welche die Anzeige erstattet hat. 
Sexuelle Handlungen innerhalb der Kernfamilie sind verboten (Art. 213 Abs. 1 StGB). 
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Bei einer Person, welche direkt von einer Straftat betroffen ist, wird zwischen geschädigter Person im 
Allgemeinen und dem Opfer unterschieden. Jedes Opfer im Sinne des OHG ist auch geschädigte Person 
im strafprozessualen Sinn. Jedoch hat nicht jede geschädigte Person auch Opfereigenschaften. Das OHG 
erweitert den Opferbegriff um die Opfereigenschaft, wobei drei Kriterien kumulativ erfüllt sein müssen: 
eine vorsätzliche oder fahrlässige Straftat nach StGB liegt vor, die Person hat eine tatsächliche Beein-
trächtigung ihrer körperlichen, psychischen oder sexuellen Integrität erlitten und die Beeinträchtigung 
ist die unmittelbare Folge der Straftat (Schweizerische Verbindungsstellen-Konferenz Opferhilfegesetz 
SVK-OHG, 2010, S.8).  
 
 
Wenn sich ein Opfer am Strafverfahren aktiv beteiligen will, muss sie sich als Privatklägerschaft durch 
eine ausdrückliche Erklärung konstituieren. Unabhängig davon hat jedes Opfer besondere Verfahrens-
rechte. Der Entscheid einer Konstituierung als Privatklägerschaft hat Auswirkungen auf die Eigenschaft 
während der Befragung und auf die Beteiligungsrechte. Durch die Konstituierung wird das Opfer nicht 
als Zeugin, sondern als Auskunftsperson befragt. Unabhängig davon ist das Opfer, unter Vorbehalt der 
Aussage- und Zeugnisverweigerung, zur Aussage verpflichtet (Kantonale Opferhilfestelle Direktion der 
Justiz und des Inneren des Kantons Zürich 2011, S.2). Die beschuldigte Person steht im Zentrum der 
Verhandlung, da sie aufgrund einer Straftat verdächtigt oder angeklagt ist (Art. 111 StPO). Die Polizei 
ist die Ermittlungsbehörde und richtet ihre Tätigkeit nach den kantonalen Polizeigesetzen (Art. 15 Abs. 
2 StPO). Sie übernimmt im Untersuchungsverfahren teilweise, durch die Staatsanwaltschaft delegierte, 
Hilfsfunktionen wie z. B. das Führen von Einvernahmen (Art. 142 Abs. 2 StPO). Die Staatsanwaltschaft 
ist nach Art. 16 Abs. 2 StPO die Untersuchungs- und Anklagebehörde. Sie leitet das Strafverfahren, 
indem sie die Umstände prüft und Befragungen durchführt, bis zur Einstellung oder zur Anklageerhe-
bung (Art. 61 lit. a StPO). Das Hauptverfahren wird bei einem Kollegialgericht von der Präsidentin/vom 
Präsident des Gerichts und bei einem Einzelgericht von der Richterin/vom Richter geleitet (Art. 61 lit. 
c & d StPO). Das Gericht legt dabei den Sachverhalt fest, übt rechtliche Würdigung aus, beurteilt die 
Strafzumessung und eröffnet das Urteil. Die Verteidigung des Angeklagten prüft alle Beweismittel und 
versucht anhand Zusatzfragen Zweifel an den Aussagen des Opfers zu erheben (Mösch, 2010, Folie 9). 
Wenn Staatsanwaltschaft oder Gerichte nicht über die besonderen Kenntnisse verfügen, welche für den 
Sachverhalt erforderlich sind, können sie eine oder mehrere Sachverständige beiziehen (Art. 182 StPO). 
Auch Sozialarbeitende können als Zeuginnen und Zeugen vor Gericht geladen werden. In einigen Kan-
tonen besteht eine Aussagepflicht, in anderen ein Zeugnisverweigerungsrecht zum Schutz des Vertrau-
ensverhältnisses zur Klientel. Dies gilt es in entsprechenden Fällen vordergründig zu prüfen (Schwan-
der, 2013, S. 340). 
 
„Opfer ist die geschädigte Person, die durch eine Straftat in ihrer körperlichen, sexuellen oder psy-
chischen Integrität unmittelbar beeinträchtigt worden ist“ (Art. 116 StPO). 
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3.2.1 Strafprozessuale Opferrechte  
Einem Opfer von Sexualdelikten gemäss StPO stehen während des Verfahrens diverse Rechte zu: 
 
Informationsrechte 
Gemäss Art. 305 StPO Abs. 1 ist die Polizei oder die Staatsanwaltschaft ab der ersten Einvernahme dazu 
verpflichtet, das Opfer über ihre Rechte und Pflichten im Strafverfahren aufmerksam zu machen. Zudem 
müssen sie Betroffene auf die Hilfestellungen der Opferberatungsstellen hinweisen (Art. 305 Abs. 2 
StPO). 
 
Die Behörden müssen die Betroffenen zudem über wichtige Verfahrensentscheide informieren: 
 Anordnung und Aufhebung der Untersuchungs- oder der Sicherheitshaft, Ersatzmassnahme 
oder Flucht der beschuldigten Person (Art. 214 Abs. 4 StPO) 
 Anklageschrift sowie allfälliger Schlussbericht (Art. 327 Abs. 1 lit. c StPO) 
 Ausgang des Verfahrens (Kantonale Opferhilfestelle, 2011, S. 3–4) 
 
Schutzrechte 
Während des Strafverfahrens erhalten Opfer von Strafdelikten gewisse Schutzrechte. Das Opfer muss 
sich jedoch ausdrücklich darauf berufen. Die Schutzrechte für ein Opfer von Sexualdelikten sind noch 
weitreichender als die allgemeinen Schutzrechte (Kantonale Opferhilfestelle, 2011, S. 5).  
 
Allgemeine Schutzrechte: 
 Recht auf Vermeidung der Begegnung mit der beschuldigten Person (Art. 152 Abs. 3 & 4 StPO) 
 Recht auf die Gewährleistung der Anonymität des Opfers ausserhalb des Gerichtsverfahrens 
(Art. 74 Abs. 2 & Abs. 4 StPO) 
 Recht auf einen Ausschluss der Öffentlichkeit bei Verhandlungen (Art. 70 Abs. 1 lit. a StPO) 
 Recht auf eine Begleitung durch eine Vertrauensperson bei Einvernahmen (Art. 70 Abs. 2 StPO, 
Art. 152 Abs. 2 StPO & Art. 149 Abs. 3 StPO) 
 
Zusätzliche Schutzrechte für Opfer von Sexualdelikten: 
 Recht bei einer Einvernahme auf eine Befragung durch eine Angehörige des gleichen Ge-
schlechts (Art. 169 Abs. 4 StPO) 
 Recht auf die Verweigerung von Aussagen, wenn diese die Intimsphäre betreffen (Art. 169 Abs. 
4 StPO) 
 Recht auf eine weibliche Übersetzerin (Art. 68 Abs. 4 StPO) 
 Recht auf Besetzung des Gerichts mit einer Person des gleichen Geschlechts (Art. 335 Abs. 4 
StPO) 
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Beteiligungsrechte  
Wie vorgängig erläutert, kann das Opfer sich als Privatklägerschaft konstituieren, wenn sie durch eine 
strafbare Handlung unmittelbar geschädigt worden ist und sich am Strafverfahren aktiv beteiligen will 
(Art. 118 ff. StPO). Sie kann die Erklärung bis zum Abschluss des Vorverfahrens bei der Strafverfol-
gungsbehörde einreichen. Als Privatklägerschaft kann sich ein Opfer als Strafklägerin und/oder als Zi-
vilklägerin beteiligen. Bei einer Strafklage wird nur die Verfolgung und Bestrafung der Täterschaft ver-
langt. Bei einer Zivilklage werden zivilrechtliche Ansprüche aus der Straftat geltend gemacht. Diese 
Ansprüche müssen spätestens bei der Hauptverhandlung beziffert und begründet sein (Staatsanwalt-
schaft Basel-Landschaft, 2011, S.1). Als Privatklägerschaft wird die Betroffene zur Partei, wobei sie 
von zusätzlichen Verfahrensrechten profitieren kann. Zum Beispiel hat sie das Recht auf Akteneinsicht 
(Art. 101 Abs. 1 StPO), auf Teilnahme der Beweiserhebung (Art. 147 StPO), auf Beantragung von Be-
weisen oder auf das Ergreifen von Rechtsmitteln (Art. 382 StPO). Im Unterschied zu Antragsdelikten 
kann das Opfer auf die Konstituierung verzichten (Art. 120 StPO). 
 
Unentgeltliche Rechtspflege (UR) 
Gemäss Art. 29 Abs. 3 BV hat jede Person Anspruch auf UR, wenn sie nicht über die erforderlichen 
finanziellen Mitteln verfügt und das Rechtsbegehren nicht aussichtslos erscheint. Sofern es die Um-
stände erfordern, hat sie zudem den Anspruch auf einen unentgeltlichen Rechtsbeistand. Die UR umfasst 
die Befreiung der Verfahrenskosten (inkl. Vorschuss- und Sicherheitsleistungen) und die unentgeltliche 
Rechtsvertretung (Art. 136 Abs. 2 StPO), wobei die UR für alle Instanzen gilt. Die Verfahrensleitung 
kann jedoch das Mandat aufheben, wenn die Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind. Eine Betroffene 
hat Anspruch auf unentgeltliche Rechtsvertretung, wenn sie Zivilansprüche nach Art. 122 ff. StPO gel-
tend macht. Wenn die Betroffene nur als Strafklägerin konstituiert ist, hat sie keinen Anspruch, da bei 
der UR grundsätzlich nach dem Rechtsschutzinteresse gefragt wird. Der Antrag auf UR wird bei der 
Staatsanwaltschaft eingereicht (Kantonale Opferhilfestelle, 2011,S. 12).  
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3.2.2 Ablauf  
Das Strafverfahren wird in drei Phasen eingeteilt: Vorverfahren, Hauptverfahren und Rechtsmittelver-
fahren.  
 
Abbildung 6: Ablauf Strafverfahren  
(eigene Darstellung).  
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Vorverfahren 
Das Strafverfahren wird entweder aufgrund eigener Kenntnisse der Polizei, einer eingereichten Strafan-
zeige oder einem Strafantrag initiiert (Schwander, 2013, S.340). Eine Strafanzeige/ ein Strafantrag kann 
durch einen Anruf, ein Schreiben oder durch persönliches Vorsprechen bei einer Strafverfolgungsbe-
hörde gemacht werden. Dadurch wird die Polizei oder die Staatsanwaltschaft vom Verdacht oder Vor-
liegen einer Straftat in Kenntnis gesetzt (Friesa Fastie, 2002, S.600). Die weitere behördliche Verfol-
gung des Straffalles ist davon abhängig, ob der Straftatbestand ein Offizialdelikt (Offizialmaxime) oder 
ein Antragsdelikt (Dispositionsmaxime) darstellt.  
 
„Bei der Offizialmaxime wird die Behörde von Amtes wegen tätig, auch ohne dass die Parteien es wol-
len“ (Schwander, 2013, S.67). Wenn die Polizei von der Tat nichts weiss, muss der oder die Betroffene 
eine Strafanzeige bei der Polizei machen. Die Polizei ist danach verpflichtet die Tat zu untersuchen 
(Weber, 2009, S.8). Zu den Offizialdelikten zählen z. B. Vergewaltigung, schwere Körperverletzung, 
sexuelle Nötigung oder sexuelle Handlungen mit Kindern. Jede Person kann eine Strafanzeige einrei-
chen, unabhängig von der eigenen Betroffenheit (Verein Frauenberatung sexuelle Gewalt, ohne Datum). 
Sobald eine Anzeige wegen den genannten Straftaten erstattet worden ist, kann sie nicht mehr zurück-
gezogen werden, auch dann nicht, wenn die verletzte Person die Strafverfolgung der angeschuldigten 
Person nicht mehr wünscht (Fastie, 2002, S.601). Die Offizialmaxime wird im Verwaltungs-/Verwal-
tungsjustizverfahren und im Strafprozess angewendet. Dabei kann die Behörde anders entscheiden, als 
die Anträge der Parteien verlangen (Schwander, 2013, S.67).  
 
Bei der Dispositionsmaxime können die Parteien über die Einleitung des Verfahrens, seinen Umfang 
und seine Beendigung selbst entscheiden. Die Behörde kann dabei nicht von sich aus tätig werden, wenn 
kein Begehren gestellt wurde. Ebenfalls kann die Behörde weder mehr zusprechen, als die klägerische 
Partei verlangt, noch ein Verfahren weiterführen. Die Dispositionsmaxime gilt im Zivilprozess 
(Schwander, 2013, S.67). Zu den Antragsdelikten werden z. B. Körperverletzungen oder sexuelle Be-
lästigungen gezählt. Die Anzeigefrist beträgt dabei drei Monate (Weber, 2009, S.8).  
 
Für Fachpersonen der Sozialen Arbeit besteht grundsätzlich keine Anzeigepflicht, sondern ein Anzei-
gerecht. Um zu entscheiden, ob Anzeige erstattet werden soll oder nicht, müssen weitere berufsspezifi-
sche Überlegungen gemacht werden (Schwander, 2013, S.340). Das Anzeigeverhalten ist von unter-
schiedlichen Kriterien wie ethischen, moralischen und fachlichen Komponenten sowie der beruflichen 
Position und Rolle abhängig. Gerade bei einer gegenwärtigen Kindeswohlgefährdung ist eine sorgfältige 
Abwägung dringend angezeigt (Fastie, 2002, S.601). 
 
Nach einer/einem Anzeige/Antrag oder aufgrund eigener Erhebung stellt die Polizei im Ermittlungsver-
fahren den für einen Straftat relevanten Sachverhalt fest (Art. 306 StPO). Die Ermittlungen haben den 
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Zweck, einen Straffall abzuklären, wobei es nicht um die Interessen der Betroffenen oder des Verdäch-
tigen geht. In dieser Phase bestehen daher noch keine Teilnahmerechte (Bürgi Nägeli Rechtsanwälte, 
ohne Datum). Um den Sachverhalt näher zu untersuchen, können eine Vielzahl von strafprozessualen 
Untersuchungen oder Zwangsmassnahmen eingesetzt werden wie z. B. medizinische Abklärungen, 
Hausdurchsuchungen, Zeugeneinvernahmen, Untersuchungshaft oder DNA-Analysen. Bei akuter 
Flucht- oder Wiederholungsgefahr besteht die Möglichkeit, die Tatverdächtigen in Untersuchungshaft 
zu nehmen. Je nach Art und Schwere des Deliktes auch für längere Zeit, wobei das Verhältnismässig-
keitsprinzip zu beachten und der angeschuldigten Person eine Pflichtverteidigung bereit zu stellen ist 
(Schwander, 2013, S.340–341).  
 
Grundsätzlich entscheidet das Gericht über die Schuld oder Unschuld der beschuldigten Person, ausser 
es liegen Einstellungsgründe gemäss Art. 319 StPO vor. Die Staatsanwaltschaft kann das Verfahren 
bereits im Vorverfahren einstellen, wenn die Beweislage für einen Schuldspruch nicht ausreicht oder 
ein Freispruch sehr wahrscheinlich erscheint. Gründe für die Einstellung sind z. B. wenn sich der An-
fangsverdacht nicht erhärtet hat, der Straftatbestand nicht erfüllt ist, ein Rechtfertigungsgrund wie z. B. 
Notwehr oder Einwilligung des Verletzten vorliegt oder das Strafverfahren für Minderjährige eine be-
sondere Belastung darstellt (Rolf Gräder, 2014, S.2473–2488). 
 
Sobald die Ermittlungen abgeschlossen sind, wird das Verfahren gegen den Verdächtigen entweder er-
öffnet oder es kommt zu einer Einstellung (durch Nichtanhandnahme oder einen Vergleich). Wenn auf-
grund der Strafanzeige oder des Polizeirapports die Straftatbestände oder die Prozessvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind, Prozesshindernisse bestehen oder Opportunitätsgründe vorliegen1, wird auf eine Stra-
funtersuchung verzichtet (Art. 310 StPO). Bei Antragsdelikten kann die Staatsanwaltschaft die antrags-
stellende Person und den Angeschuldigten zu einem Vergleich vorladen. Wenn die antragsstellende 
Person dazu nicht erscheint, wird das Verfahren eingestellt (Art. 316 StPO). Besteht jedoch immer noch 
einen Verdacht, wird eine Strafuntersuchung eröffnet, damit unter Umständen neue Beweise gesammelt 
werden können. Die Polizei übergibt der Untersuchungsbehörde die Resultate ihrer Ermittlungen und 
dient anschliessend der Untersuchungsbehörde als Hilfsperson (Bürgi Nägeli Rechtsanwälte, ohne Da-
tum). Die Staatsanwaltschaft erlässt einen Strafbefehl gegen den Angeschuldigten, wenn er den Sach-
verhalt eingestanden hat oder der Tatvorgang ausreichend geklärt ist (Art. 352–356 StPO). Wenn die 
Verdachtsgründe genügen und kein Strafbefehl erlassen wurde, erhebt die Staatsanwaltschaft beim Ge-
richt Anklage (Art. 324–327 StPO).  
 
Die weiteren Untersuchungen werden nun in einem formalisierten Verfahren durchgeführt, wobei die 
Verfahrenshoheit bei einem/einer Untersuchungsrichter/in liegt.  
 
                                                     
1 Siehe Art. 52 bis Art. 54 StGB 
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Hauptverfahren 
Das Hauptverfahren, welches ein Beweisverfahren ist, wird mit Eingang der Anklageschrift rechtshän-
gig (Art. 328 StPO). Im Hauptverfahren urteilt das Gericht über die rechtliche Würdigung und die Sank-
tion (Schwander, 2013, S.341). 
 
Entweder wird nach der Eröffnung der Verhandlung die Anklageschrift durch den Richter verlesen oder 
der Angeklagte hat durch die administrativen Vorbereitungen bereits Kenntnis davon erhalten (Bürgi 
Nägeli Rechtsanwälte, ohne Datum). Danach wird die Zusammensetzung des Gerichts bekanntgegeben 
und die anwesenden Personen festgestellt. Anschliessend können die Parteien oder auch das Gericht 
Vorfragen stellen betreffend Gültigkeit der Anklage, Prozessvoraussetzungen oder Verfahrenshinder-
nisse u. n. w. (Art. 339 StPO). 
 
Gleich zu Beginn der Verhandlung wird der Angeklagte nach dessen Personalien, Einkommensverhält-
nissen und nach den Bestrafungen in der Zeit zwischen der Anklage und der Hauptverhandlung befragt 
(Art. 341 Abs. 3 StPO). Bei der Beweisabnahme erhebt das Gericht neue oder ergänzt unvollständige 
Beweise. Dabei kann die Beweisabnahme zwei verschiedenen Grundsätzen folgen: dem Prinzip der Un-
mittelbarkeit2 oder der Mittelbarkeit3 (Marcel Alexander Niggli, 2014, S.2619). Wenn das Gericht es 
für nötig erachtet, kann dieses weitere Beweiserhebungen in Auftrag geben und kann dazu die Untersu-
chungsbehörde auffordern, weitere Beweismittel zu beschaffen. Bevor das Beweisverfahren endet, ent-
scheidet das Gericht, ob wirklich alle erforderlichen Beweise geprüft worden sind. Das Gericht muss 
den Parteien Gelegenheit geben, weitere Beweisanträge zu stellen. Sobald das Beweisverfahren abge-
schlossen ist, teilt dies die Verfahrensleitung den Parteien mit (Niggli, 2014, S.2637–2639).  
 
Die Parteivorträge bilden gewissermassen das Kernstück des rechtlichen Gehörs. Die Parteien stellen 
ihre Anträge in der vorgegebenen Reihenfolge gemäss Art. 346 Abs. 1 lit. a-d:  
1. Staatsanwaltschaft 
2. Privatklägerschaft 
3. andere noch beteiligte Dritte 
4. beschuldigte Person oder ihre Verteidigung 
 
Die Parteivorträge, auch „Plädoyers“ genannt, bestehen aus begründeten Anträgen. Meistens erfolgen 
die Plädoyers in mündlicher Form. Dazu können auch Hilfsmittel (Bilder, Videos usw.) verwendet wer-
den. Sie bieten Gelegenheit zu sämtlichen Anklagepunkten Stellung zu nehmen. Die Plädoyers unter-
liegen den allgemeinen Schranken des Gesetzes, wie z. B. das Verbot zu lügen, Ehrverletzung, Drohun-
gen oder falschen Anschuldigungen (Niggli, 2014, S.2640–2641). Am Schluss der Verhandlung hat der 
                                                     
2 Unmittelbarkeit: eigene Anschauungen, resp. eigene Abnahme der Beweise 
3 Mittelbarkeit: dem Gericht werden Beweise vorgelegt, es nimmt aber selber keine Beweise ab 
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Angeklagte das Recht, sein „letztes Wort“ beizufügen (Art. 347 Abs. 1 StPO). Anschliessend wird die 
Parteiverhandlung geschlossen (Art. 347 Abs. 2 StPO). 
 
Nach den Parteivorträgen zieht sich das Gericht zur geheimen Urteilsberatung zurück (Art. 348 Abs. 1 
StPO). Das Gericht berät sich zum Schuldpunkt (Würdigung des Sachverhalts), zum Strafpunkt (Be-
stimmung der Sanktionen), zum Zivilpunkt (z. B. Zivilansprüche der Geschädigtenrechte) und zu wei-
teren Folgen wie z. B. Kosten und Entschädigungsfolgen (Niggli, 2014, S.2652–2653). Ist der Fall im-
mer noch nicht spruchreif, so kann das Gericht die Verhandlungen wieder aufnehmen und die Beweise 
ergänzen lassen (Art. 349 StPO). Die Hauptverhandlung wird dann auf einen anderen Zeitpunkt vertagt. 
Das Verfahren beginnt dann wieder bei der Beweisabnahme, wobei die Beweise auf Ergänzungen be-
schränkt werden müssen (Niggli, 2014, S.2656–2657).  
 
Entscheide über die materielle Beurteilung von Straf- und Zivilfragen müssen in Form eines Urteils 
erfolgen (Art. 80 Abs. 1 StPO). In einem solchen muss eine Einleitung, eine Begründung, ein Dispositiv 
und eine Rechtmittelbelehrung, sofern das Urteil anfechtbar ist, enthalten sein (Art. 81 Abs. 1 StPO). 
Bei einem Urteil kommt es entweder zu einer Verurteilung (Strafe oder Massnahme) oder zu einem 
Freispruch. Zunächst wird festgehalten, ob der vorgeworfene Sachverhalt zutrifft (Beweiswürdigung). 
Der Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung und die Beweiswürdigung in „dubio pro reo“ 
sind dabei entscheidend. Gleichzeitig wird festgehalten, ob ein Tatbestand auf rechtwidrige und schuld-
hafte Weise erfüllt wurde (rechtliche Würdigung). Der Anspruch auf rechtliches Gehör muss gegeben 
sein (Niggli, 2014, S.2667–2688).  
 
Rechtsmittelverfahren 
Wenn eine Partei mit dem Urteil nicht einverstanden ist und Einsprache erhoben hat, kommt es zum 
Rechtsmittelverfahren (Art. 379 ff. StPO). Das Strafprozessrecht kennt in der Regel drei Rechtsmittel: 
Berufung (Appellation), Rekurs oder kantonale Nichtigkeitsbeschwerde (Kassationsbeschwerde) (Bürgi 
Nägeli Rechtsanwälte, ohne Datum). Das Opfer muss sich als Privatklägerschaft konstituiert haben, da-
mit sie ein Rechtsmittel ergreifen kann. Eine Ausnahme besteht wenn das Opfer dazu noch nicht in der 
Lage war. Die Betroffene kann nur Entscheide anfechten, welche den Schuld- oder Zivilpunkt betreffen 
oder wenn sie mit den Kosten- und Entschädigungsregelungen nicht einverstanden ist. Bezüglich der 
Strafe besteht kein Anfechtungsrecht (Kantonale Opferhilfestelle, 2011, S.17). 
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3.3 Rechte aus dem Opferhilfegesetz 
1993 wurden die strafprozessualen Rechte um ausgedehntere Ansprüche und Befugnisse für die Opfer 
erweitert. Anspruch auf Beratung, Unterstützung und subsidiäre finanzielle Leistungen durch den Staat 
sind im OHG festgehalten (Schwander, 2013, S.335). Die Funktion des OHG ergibt sich aus Art. 124 
BV: „Bund und Kantone sorgen dafür, dass Personen, die durch eine Straftat in ihrer körperlichen, psy-
chischen oder sexuellen Unversehrtheit beeinträchtigt worden sind, Hilfe erhalten und angemessen ent-
schädigt werden, wenn sie durch die Straftat in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten.“  
 
Die Zuständigkeit für die Umsetzung des OHG liegt nach Art. 123 BV bei den Kantonen. Wie bereits 
erläutert, besteht der Opferbegriff nach OHG einerseits durch die Definition gemäss Art. 1 OHG und 
andererseits aus der Erfüllung der Opfereigenschaft. Wenn dies gegeben ist, hat eine Betroffene An-
spruch auf Opferhilfe. Der Opferhilfeanspruch besteht des Weiteren auch für Angehörige eines Opfers. 
Angehörige im Sinne von Art. 1 Abs. 2 OHG sind der Ehegatte oder die Ehegattin des Opfers, ihre 
Kinder und Eltern sowie andere Personen, die ihr in ähnlicher Weise nahestehen.  
Für Betroffene sind vor allem die Beratung und finanziellen Ansprüche aus dem OHG zentral, weshalb 
auf diese nachfolgend eingegangen wird.   
3.3.1 Beratung 
Im 2. Kapitel des OHG werden die Leistungen der Beratungsstellen beschrieben. Opfer einer Straftat, 
welche die sexuelle, physische oder psychische Integrität tangiert, sollen kostenlose Erstberatungen er-
halten. Dies wird durch Art. 9 OHG gewährleistet: 
 
 
Gemäss Zehnter und Gromm (2009) müssen die Opferberatungsstellen professionell geführt werden und 
Beratende über spezifische Fachkenntnisse verfügen, um den Bedürfnissen der Opfer gerecht zu werden. 
Gemäss Art. 31 Abs. 1 OHG unterstützt der Bund daher die Ausbildung der Fachpersonen von Opfer-
beratungsstellen. Die Kantone sind verantwortlich, für solche Anlaufstellen zu sorgen. Damit Opfer zu 
den Beratungspersonen Vertrauen aufbauen können, muss die Opferhilfestelle fachlich unabhängig sein. 
Daher soll sie weder eine polizeiliche noch eine richterliche Funktion enthalten (S.79–80). Alle Perso-
nen der Beratungsstellen unterliegen gegenüber Behörden und Privaten einer strengen Schweigepflicht. 
Die Schweigepflicht kann nur aufgehoben werden, wenn die beratende Person einverstanden ist oder 
Minderjährige vor weiteren Straftaten geschützt werden müssen. Mit Zustimmung der Opfer dürfen die 
Beratungsstellen auch Einsicht in die Akten der Strafverfolgungsbehörden und Gerichte nehmen (Art. 
10 OHG). Unter bestimmten Voraussetzungen leiten Strafverfolgungsbehörden gemäss Art. 8 OHG der 
„Die Kantone sorgen dafür, dass fachlich selbstständige öffentliche oder private Beratungsstellen zur 
Verfügung stehen. Dabei tragen sie den besonderen Bedürfnissen verschiedener Opferkategorien 
Rechnung“. 
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Name und die Adresse von einem Opfer an die Opferberatungsstelle weiter. Wenn dies der Fall ist, sind 
die Beratungsstellen gemäss Art. 12 Abs. 2 OHG verpflichtet, Kontakt mit den Opfern oder seinen An-
gehörigen aufzunehmen.  
 
Die konkreten Aufgaben der Beratungsstellen sind vielfältig: 
 sofortige und längerfristige Beratung für Opfer von Gewalttaten und deren Angehörige (Art. 12 
Abs. 1 OHG); konkret ein Gesprächsangebot mit erster Standortbestimmung sowie die Planung 
und allenfalls Ergreifung weiterer Massnahmen in Zusammenarbeit mit dem Opfer 
 Unterstützung der Betroffenen bei der Wahrnehmung ihrer Rechte (Art. 12 Abs. 1 OHG); kon-
kret eine umfassende Information über Rechte und Ansprüche des Opfers und seiner Angehöri-
gen sowie über weitere geeignete Hilfsangebote 
 finanzielle Soforthilfe für dringende Bedürfnisse aufgrund der Folgen der Straftaten (Art. 13 
Abs. 1 OHG) 
 bei Bedarf längerfristige Hilfe bis sich der gesundheitliche Zustand der betroffenen Person sta-
bilisiert (Art. 13 Abs. 2OHG)  
 
Die Soforthilfe und die längerfristige Hilfe können durch geeignete Dritte erbracht werden (Art. 13 Abs. 
3 OHG). Im Art. 14 OHG wird der Umfang der Leistungen als medizinische, psychologische, soziale, 
materielle und juristische Hilfen aufgeführt. Opfern und Angehörigen ist freigestellt, welche Beratungs-
stelle sie wann in Anspruch nehmen wollen. Es gibt keine Verwirkungsfrist, somit kann die Inanspruch-
nahme auch Jahre nach der Straftat erfolgen (Art. 15 OHG). Im Rahmen der Soforthilfe nach OHG kann 
z. B. eine erste juristische Beratung für eine Betroffene kostenlos vermittelt werden. Bei einer solchen 
Beratung wird zunächst das Vorgehen einer möglichen Strafanzeige erläutert. Die Anwältin oder der 
Anwalt klärt die voraussichtliche Dauer des Strafverfahrens ab und wägt die Ausgangslage sowie mög-
liche Auswirkungen für das Opfer ab. Bei einem ersten Termin stellen sich folgende Fragen: „Was ist 
wann vorgefallen? Was ist strafbar? Welche Beweise gibt es? Wie werden die Betroffenen unterstützt? 
Gibt es Alternativen zu einem Strafverfahren und besteht ein Handlungsbedarf?“ (Carola Grünberg, 
2009, S.14). 
3.3.2 Finanzielle Ansprüche  
Im OHG sind ebenfalls die Rechtsgrundlagen für die Handhabung von Entschädigung und Genugtuung 
aufgeführt. Finanzielle Ansprüche aus dem OHG sind einerseits finanzielle Leistungen (Art. 12 ff. 
OHG) im Rahmen der Beratung mit Soforthilfe und Kostenbeiträge für längerfristige Hilfe Dritter und 
andererseits Entschädigung und Genugtuung (Art. 19 & Art. 22 OHG). Der Grundsatz der Subsidiarität 
ist bei Leistungen der Opferhilfe hinsichtlich Leistungen Dritter zu beachten (Art. 4 OHG). 
 
Bei einem Opferhilfeverfahren handelt es sich um ein eigenständiges Verwaltungsverfahren mit kanto-
nalem Verwaltungsrecht, in dem der öffentlich-rechtliche Anspruch des Opfers gegenüber dem Staat 
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beurteilt wird. Das OHG selbst beschränkt sich auf Vorschriften zur örtlichen Zuständigkeit und ver-
pflichtet die Kantone, ein einfaches und rasches Verfahren vorzusehen, in dem die zuständige Behörde 
den Sachverhalt von Amtes wegen feststellt. Wer einen Anspruch geltend machen möchte, muss jedoch 
bei der zuständigen kantonalen Behörde ein Gesuch einreichen (Art. 24 OHG). Das Opferhilfeverfahren 
ist für ein Opfer nach OHG kostenlos (Eva Weishaupt, 2008, S.142–143). 
 
Für die Beurteilung von Entschädigungs- und Genugtuungsansprüchen ist grundsätzlich der Tatortkan-
ton zuständig. Die sachliche Zuständigkeit richtet sich nach kantonalem Recht. Für die Beurteilung von 
Ansprüchen auf finanzielle Soforthilfe und auf Kostenbeiträge an längerfristige Hilfe enthält das OHG 
keine Regelung und das Opfer ist namentlich nicht verpflichtet, sich an eine Beratungsstelle in seinem 
Wohnsitz- oder Tatortkanton zu wenden. Wenn bereits ein Entschädigungs- und Genugtuungsgesuch 
eingereicht wurde, werden in Absprache mit dem Opfer weitere Verfahren an den Tatortkanton weiter-
geleitet, denn aus prozessökonomischen Gründen macht es keinen Sinn, wenn zwei Kantone in einer 
Sache ein Verfahren führen (Weishaupt, 2008, S.143–144). Opfer von Straftaten nach OHG können 
direkt im Strafverfahren Entschädigung und Genugtuung vom Angeschuldigten ohne speziellen Zivil-
prozess beanspruchen. Sollte der potentielle Täter über ungenügende finanzielle Mittel verfügen, hat 
das Opfer Anspruch auf subsidiäre Opferhilfeleistungen durch den Staat (Schwander, 2013, S.347). Für 
die Beurteilung von Entschädigungs- und Genugtuungsleistungen ist das Recht vom Zeitpunkt der Straf-
tat anzuwenden (SVK-OHG, 2010, S.28). In der Regel beträgt die Frist für Ansprüche auf Genugtuung 
oder Entschädigung fünf Jahre nach dem letzten Delikt oder bei bestimmten Straftaten bis zum Errei-
chen des vollendeten 25. Lebensjahres. Dies gilt für Delikte ab Januar 2007. Länger zurückliegende 
Delikte verjähren bereits nach 2 Jahren (Art. 25 OHG). Wenn das Opfer oder deren Angehörige zur 
Entstehung oder zur Verschlimmerung der Beeinträchtigung beigetragen haben, kann die Entschädigung 
und die Genugtuung nach Art. 27 OHG herabgesetzt oder ausgeschlossen werden. 
 
Im Rahmen des OHG geht es um den so genannten Personenschaden und nicht um Sachschäden. Dieser 
erlittene Schaden muss im Zusammenhang mit der Beeinträchtigung der körperlichen, psychischen oder 
sexuellen Integrität stehen oder durch den Tod eines Opfers entstanden sein. Ebenfalls muss dieser sich 
konkret auswirken und zu einem effektiven Schaden führen. Opferrechtliche Entschädigung umfasst 
grundsätzlich Erwerbsausfall, Versorgungsschaden, Bestattungskosten oder Kosten für Hilfeleistungen 
Dritter, welche nach der Stabilisierung des gesundheitlichen Zustandes anfallen. Ausgeschlossen sind 
Leistungen welche über die Soforthilfen oder längerfristigen Hilfen durch die Beratungsstellen abge-
deckt werden können (SVK-OHG, 2010, S.36–38). Falls zusätzliche Kosten entstehen oder es zu einer 
Reduktion der Erwerbstätigkeit kommt, können Haushaltsschäden und Betreuungsschäden berücksich-
tigt werden (Art. 19 Abs. 4 OHG). Die Ermittlung der Schadenshöhe richtet sich nach dem Haftpflicht-
recht des Schweizerischen Obligationenrechts und nach Art. 20 OHG. Die Entschädigung beträgt ma-
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ximal Fr. 120‘000 und mindestens Fr. 500. Falls die Opfer oder deren Angehörige auf sofortige finan-
zielle Hilfe angewiesen sind und die Folgen der Straftat noch nicht mit hinreichender Sicherheit festge-
stellt werden können, gewähren die kantonalen Behörden einen Vorschuss (ebd., S.40–41). 
 
 
Für die Genugtuung besteht sowohl für das Opfer als auch für Angehörige einen Rechtsanspruch. Der 
Zuspruch einer solchen hat den Zweck, eine Anerkennung des Gemeinwesens für die schwierige Situa-
tion zu symbolisieren. Die opferhilferechtliche Genugtuung kann in der Höhe von der privatrechtlichen 
Genugtuung, die vom Täter geschuldet wird, abweichen. Die Höhe der Genugtuung bemisst sich nach 
der Schwere der Beeinträchtigung und ist durch einen im OHG festgelegten Höchstbetrag beschränkt. 
Die Opferhilfe ist subsidiär, weshalb Genugtuungsleistungen Dritter abgezogen werden. Die Höhe der 
Genugtuung beträgt maximal Fr. 70‘000 für Opfer von Straftaten und Fr. 35‘000 für dessen Angehörige. 
Die Genugtuung gemäss Art. 6 Abs. 3 OHG wird dabei unabhängig von den Einnahmen der anspruchs-
berechtigten Person ausgerichtet (Bundesamt für Justiz, 2008, S.3–5). Für die Genugtuung für Opfer 
von Sexualdelikten werden folgende Beträge empfohlen: 
 
Grad Beeinträchtigung des Opfers Genugtuung in CHF 
1 Schwere Beeinträchtigung 0 – 10‘000 
2 Sehr schwere Beeinträchtigung 10‘000 – 15‘000 
 
Abbildung 7: Bandbreiten für die Bemessung der Genugtuung  
(eigene Darstellung auf der Basis von Bundesamt für Justiz, 2008, S.10-11). 
 
Das Recht auf die Geltendmachung von Zivilansprüchen kann direkt im Strafverfahren, im Adhäsions-
verfahren, in Anspruch genommen werden (Art. 117 & Art. 120 Abs. 1 StPO). Dabei wird das Opfer 
zur Adhäsionsklägerin. Das Adhäsionsverfahren ist im Vergleich zum Zivilverfahren eine einfachere 
Variante, um günstig zu einem vollstreckbaren Titel gegen den Täter zu gelangen. Im Adhäsionsverfah-
ren können nur Ansprüche geltend gemacht werden, die ihren Grund im Zivilrecht haben, wobei es sich 
primär um Ansprüche auf Schadenersatz und Genugtuung nach Art. 41 ff. & Art. 47 ff. OR handelt. Der 
Sachverhalt wird dabei vom Strafgericht zumindest teilweise von Amtes wegen festgestellt. So muss 
das Opfer sich nicht ein zweites Mal mit dem potentiellen Täter auseinandersetzen. Die Einleitung des 
Verfahrens untersteht der im Zivilprozess geltenden Dispositionsmaxime. Das Gericht ist deshalb an 
einen Adhäsionsantrag des Opfers gebunden und kann nicht etwas anderes zusprechen als beantragt 
wurde. Dem Opfer steht es grundsätzlich auch frei, auf die Geltendmachung von Zivilansprüchen zu 
„Das Opfer und seine Angehörigen haben Anspruch auf eine Genugtuung, wenn die Schwere der 
Beeinträchtigung es rechtfertigt; die Artikel 47 und 49 des Obligationsrechts sind sinngemäss an-
wendbar“ (Art. 22 Abs. 1 OHG). 
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verzichten oder den Zivilweg zu beschreiten (Weishaupt, 2008, S.136–137). Wenn die vollständige Be-
urteilung des Zivilanspruchs unverhältnismässig aufwendig wäre, kann das Gericht auf den Zivilweg 
verweisen (Art. 124 Abs. 3 StPO).  
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4 Mögliche psychosoziale Auswirkungen eines Strafverfahrens  
Die Befunde haben gezeigt, dass bei innerfamiliärer sexueller Gewalt von einer hohen Dunkelziffer 
auszugehen ist (vgl. Kap. 2.2). Viele Betroffene erstatten aus unterschiedlichen, individuellen Gründen 
entweder keine Anzeige oder erst im Erwachsenenalter. Es kann davon ausgegangen werden, dass die 
ambivalente Beziehung sowohl zum Täter als auch zum Familiensystem, die gesellschaftliche Tabuisie-
rung der Thematik und typische Bewältigungsstrategien (vgl. Kap. 2.3) gewichtige Gründe dafür sind. 
Jede Betroffene ist ein individuelles Subjekt und muss diese Entscheidung autonom treffen können. Ein 
schweizerisches Strafverfahren, sowie die darin enthaltenen Rechte und Pflichten sind komplex (vgl. 
Kap. 3). Für eine Betroffene ist dies kaum überschaubar, was die Entscheidungsfindung erschweren 
kann. Da Sexualdelikte gegen Kinder zu den Offizialdelikten gehören, kann eine eingereichte Strafan-
zeige, auch auf Wunsch der Betroffenen, nicht wieder zurückgenommen werden (vgl. Kap. 3.2). Bevor 
eine Anzeige erstattet wird, sollte daher über Sinn und Zweck und mögliche Auswirkungen eines Straf-
verfahrens nachgedacht werden (Fastie, 2002, S.601). Im folgenden Kapitel wird deshalb auf mögliche 
psychosoziale Auswirkungen für eine Betroffene im Erwachsenenalter aufgrund eines Strafverfahrens 
bezüglich innerfamiliärer sexueller Gewalt eingegangen. Es ist wichtig zu betonen, dass die Auswirkun-
gen nicht in einem kausalen Zusammenhang zu jeder Betroffenen stehen. Die Auswirkungen können 
sehr unterschiedlich sein und sich von Individuum zu Individuum unterscheiden. Nach Dagmar Oberlies 
(2002) kann davon ausgegangen werden, dass je destabilisierter eine Person ist, desto vermehrt haben 
die Belastungen des Strafverfahrens Auswirkungen. Wobei die Auswirkungen immer auch mit den in-
dividuellen Bewältigungskompetenzen einer Betroffenen, der sozialen Unterstützung und der Art und 
Schwere des Delikts korrelieren (S.347).  
 
In Kapitel 2.2.4 wurden soziale Merkmale von betroffenen Familien dargestellt. Charakteristisch für 
solche Familien ist zumeist das Vorhandensein von dysfunktionalen Mustern. Ein Strafverfahren, unab-
hängig vom Rechtsentscheid, kann zu einer Thematisierung der zumeist verschwiegenen innerfamiliä-
ren sexuellen Gewalt im sozialen System einer Betroffenen führen (Vasella, E-Mail vom 2. Juli 2015). 
Zuerst wird daher auf das System „Familie“ allgemein eingegangen, um die nachfolgenden psychoso-
zialen Auswirkungen eines Strafverfahrens zu interpretieren und nachzuvollziehen können.  
 
Die Systemtheorie nach Arist von Schlippe und Jochen Schweitzer (2012) bezeichnet die Entwicklung 
von adäquaten Beschreibungen für die zahlreichen, gleichzeitig oder nacheinander ablaufenden Pro-
zesse innerhalb und zwischen Systemen (S.31). Die Theorie definiert Systeme folgendermassen: 
 
 
„Systeme können wir als dynamische Ganzheit verstehen, die aus einzelnen Teilen besteht. Alle diese 
Teile stehen in gegenseitiger Abhängigkeit und beeinflussen durch ihr Verhalten und Zusammenwir-
ken das Verhalten des ganzen Systems“ (Esther Weber, 2012, S.25). 
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Ein System wird dabei immer erst als ein solches erkannt, wenn es von der Umwelt unterschieden wer-
den kann. Die Unterschiedlichkeit von Elementen innerhalb eines Systems und Elementen ausserhalb 
konstituiert dabei eine Systemgrenze (Von Schlippe & Schweitzer, 2012, S.90). In der Theorie werden 
Familien als soziale Systeme bezeichnet, welche aus Kommunikation bestehen und auf Bindung ausge-
richtet sind. Die Kommunikation wird von den Familienmitgliedern genutzt um wechselseitig ihre Ver-
bundenheit zu bestätigen und Sicherheit zu erzeugen. Eine Familie kann dabei in Subsysteme unterteilt 
werden, wie z. B. in Eltern, Geschwister und Grosseltern. In Familien ist die Mitgliedschaft relativ klar 
abgrenzbar und sie unterscheiden sich gegenüber anderen sozialen Systemen. Wesentliche Charakteris-
tiken von Familien sind ein „intimes Beziehungssystem“ und „intergenerationelle Beziehungen“. Eben-
falls sieht Luhmann (1984) „das Besondere an Familien, dass sie der Ort in der Gesellschaft sind, an 
dem sich jedes Familienmitglied in seiner Totalität als Person gesehen, angesprochen und als Ganzes 
fühlen kann, nicht als spezieller Rollenträger (…)“. Familien sind also für eine oder mehrere Personen 
ein existenziell wichtiges Bezugssystem, indem das psychische, körperliche, soziale und materielle 
Wohlergehen gesucht und teilweise gefunden wird (ebd., S.130–131). Ebenfalls ist die Familie als 
Grundeinrichtung der Gesellschaft der wichtigste Rahmen für „Enkulturation“. Damit ist gemeint, dass 
die Kinder hier als Erstes kulturspezifische Normen kennenlernen (ebd. S.134). Die Beziehungsprozesse 
innerhalb des Systems unterscheiden sich dabei in komplementäre, symmetrische oder in Doppelbin-
dungen. In symmetrischen Prozessen reagiert eine Person mit gleichartigem Verhalten auf das des Ge-
genübers. In komplementären Beziehungen reagiert die eine Person mit entgegengesetztem Verhalten 
auf das des Gegenübers. Doppelbindungen entstehen auf der Basis von engen Beziehungen, welche 
durch gewisse Anspannungen gekennzeichnet sind. In solchen angespannten Situationen ist eine Person 
paradoxen Aufforderungen und Aussagen ausgesetzt, d.h. diese beinhalten zwei unvereinbare Signale. 
Ebenfalls kommen in solchen Beziehungen die Aspekte dazu, dass über die Situation nicht gesprochen 
werden darf und die Situation nicht verlassen werden kann (ebd., S.96–98). Familie wird als lebendes, 
nichttriviales und dynamisches System angesehen. Diese Systeme zeichnen sich durch eine ständige 
Eigendynamik aus, welche nicht vorhersehbar ist (ebd., S.91). Systeme können also aus sich heraus 
„selbstorganisiert“, immer wieder neue Strukturen entwickeln und sich verändern. Dieser Vorgang wird 
in der Theorie als Autopoiese („Selbstschöpfung“) bezeichnet. Von aussen, z. B. durch Fachpersonen, 
kann daher nur ein Anstoss für die Ingangsetzung hilfreicher Prozesse für ein System gegeben werden 
(ebd., S.94–95). Der momentane Zustand eines Systems wird jeweils als die bestmögliche Anpassung 
an die aktuelle Gelegenheit angesehen (Weber, 2012, S.28). 
 
 
„Auch wenn nur ein Element des Systems beeinflusst wird und sich verändert, wird diese einzelne 
Veränderung automatisch die anderen Beziehungen und Elemente beeinflussen, die zusammen ein 
System bilden“ (Weber, 2012, S.25). 
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Jede Familie hat also die Beschaffenheit eines lebendigen „Organismus“, in dem die Mitglieder unter-
einander in einer besonderen Beziehung stehen und gleichzeitig Teil des Ganzen sind. Dies bedeutet, 
dass das Befinden jedes einzelnen Mitglieds der Familie sich auch auf alle anderen und auf den Famili-
enkörper als Ganzes auswirkt. Was einem Familienmitglied geschieht, wie z. B. sexuelle Gewalt, wirkt 
sich deshalb auch auf den ganzen Familien- und Geschwisterkörper aus (Irène Kummer, 2004, S.12–
13). Ebenfalls kann nach diesem Verständnis davon ausgegangen werden, dass wenn ein Familienmit-
glied die erlittene sexuelle Gewalt anspricht und eine Strafanzeige erstattet, dies Auswirkungen auf das 
gesamte Familiensystem hat.  
4.1 Psychische Risiken  
Eine Entscheidung für oder gegen eine Anzeige aufgrund innerfamiliärer sexueller Gewalt zu treffen 
korreliert häufig mit enormen Belastungen für eine Betroffene, da diese Straftat oftmals mit einer emo-
tionalen Beziehung verbunden ist. Betroffene können dabei ambivalente Gefühle gegenüber dem Täter 
und dem Familiensystem haben (Priet, 2010, S.169).  
 
In der Entscheidungsphase sind viele unsicher, ob und wann eine Strafanzeige Sinn macht (Fröhlich, 
2002, S.19). Dabei müssen ganz konkrete Überlegungen gemacht werden, welche die Betroffene indi-
viduell mit den eigenen moralischen Werten sorgfältig treffen muss. Eine überstürzte Anzeige beinhaltet 
die Gefahr der Enttäuschung und Überforderung (Fastie, 2002, S.604). Die Betroffene sollte dabei sach-
gerecht über den Ablauf des Strafverfahrens aufgeklärt sein und sorgfältig abschätzen, ob die potenzi-
ellen Belastungen getragen werden können. Erst danach kann und sollte sie entscheiden, ob eine An-
zeige erstatten werden will oder nicht (S.602–603). Der Zeitpunkt der Anzeigeerstattung ist ebenfalls 
zu berücksichtigen, denn je früher eine Straftat bekannt ist, desto eher können weitere Opfer verhindert 
werden. Eine kürzere Zeitdauer zwischen Tat und Anzeige kann auch die Chancen im Strafverfahren 
erhöhen, denn das Erlebte wirkt authentischer und es lassen sich eher noch juristische Beweismittel 
sichern. Bei der Entscheidungsfindung muss neben den möglichen Belastungen eines Strafverfahrens 
auch die Tatsache berücksichtigt werden, dass jede nicht angezeigte Sexualstraftat den Täter davor 
schützt, für sein strafbares Handeln vom Staat zur Verantwortung gezogen zu werden (Fastie, 2002, 
S.601–602). Wenn der Täter nie angezeigt wird, haben seine Taten auch keine rechtlichen Konsequen-
zen, sodass er seine Taten vielleicht gar nie bereut und im schlimmsten Fall weitere Übergriffe stattfin-
den (Holger Haupt & Ulrich Weber, 1991, S.47).  
4.1.1 Auftreten von Ängsten 
In einer Entscheidungsfindung für oder gegen eine Anzeige, mit der Konsequenz das Schweigen zu 
brechen, treten nicht selten enorme Ängste auf (Castagna, 2009, S.4). Fehlendes rechtliches Wissen und 
unzutreffende Erwartungen über ein Strafverfahren führen häufig zu Verunsicherungen (Sigrid Bürner, 
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2002, S.736). Betroffene haben oftmals Angst davor, dass die Familie auseinanderbricht, das Zusam-
mengehörigkeitsgefühl und das Familienleben zerstört wird, wenn sie eine Strafanzeige erstatten. Für 
viele Betroffene ist die Kernfamilie, auch wenn der Täter dazugehört, von grosser Bedeutung (Castagna, 
2009, S.4). Ebenfalls haben einige Furcht vor der Begegnung mit dem Täter und vor ihm aussagen zu 
müssen. Auch bestehen Bedenken, dass sie die Gewalttaten nicht vollständig erzählen können und so 
als „Lügnerin“ bezeichnet werden (Bürner, 2002, S.736–737). Sie haben häufig Angst oder Scham vor 
der gesellschaftlichen Stigmatisierung, Angst vor sekundärer Traumatisierung und vor erneuter Vikti-
misierung (Weihing, 2003, S.9). Es kommt auch vor, dass Betroffene den Täter aufgrund der ambiva-
lenten Beziehung schützen wollen (Bürner, 2002, S.737). Es gibt auch einige, die erneute Übergriffe 
oder Racheakte des Täters befürchten, wenn sie Anzeige erstatten (Priet, 2010, S.159). Es bestehen zu-
dem auch Ängste, dass die eigene „Ausbeutungsgeschichte“ in der Öffentlichkeit bekannt werden 
könnte (Castagna, 2015, S.25). Die befürchtete Stigmatisierung und Belastung durch ein Strafverfahren 
dürfte vor allem bei Betroffenen von sexueller Gewalt nach wie vor in erheblichem Umfang dazu bei-
tragen, dass keine Anzeige erstattet wird (Kury, 2010, S.66).  
4.1.2 Sekundäre Viktimisierung  
In der Regel wird zwischen einer primären, sekundären und teilweise tertiären Viktimisierung unter-
schieden. Die primäre Viktimisierung richtet sich auf das „eigentliche“ Tatgeschehen und dessen Folgen 
für das Opfer (vgl. Kap. 2.3). Sekundäre Viktimisierung bezeichnet Folgeschäden aufgrund schädigend 
wirkenden und inadäquaten Reaktionen des sozialen Umfeldes im Zusammenhang mit der Tat, welche 
die primäre Viktimisierung des Opfers verschärft (Kury, 2010, S.65). Das soziale Umfeld und die hel-
fenden Institutionen haben Einfluss auf die Verarbeitung der Gewalterfahrung und die belastenden Aus-
wirkungen eines Strafverfahrens (Hartmann, 2010, S.16). Eine zentrale Bedeutung liegt vor allem bei 
der eigenen Familie bzw. bei der Bezugsgruppe (Kury, 2010, S.66). Gleichzeitig besteht die Gefahr für 
zusätzliche psychische Verletzungen für das Opfer, welche zu einer sekundären Viktimisierung führen 
kann (Hartmann, 2010, S.16).  
 
 
Sekundäre Viktimisierung durch inadäquate Reaktionen aus dem sozialen Umfeld führt bei Betroffenen 
häufig zu einer Wiederholung ihrer Ohnmachtserfahrung und Intensivierung des primären Opferwer-
dens, welche den Verarbeitungsprozess beeinträchtigen. Nach Margarete Mitscherlich (1999) erleben 
Betroffene nicht selten die sekundäre Viktimisierung verletzender als die Tat selbst (zit. in Hartmann, 
2010, S.17). So können Mitschuldvorwürfe oder Bagatellisierungen vom professionellen Helfersystem 
„Das Erste, was das Opfer hört und immer wieder gefragt wird: „Stimmt das?“ Die Opfer haben durch 
die sexuelle Ausbeutung, die sie erlebt haben, sowieso schon kein/wenig Selbstvertrauen und werden 
so gleich wieder verunsichert“ (Ruth Valente; zit.in Castagna, 2015, S.7). 
 Mögliche psychosoziale Auswirkungen eines Strafverfahrens 
45 
oder vom sozialen Umfeld Selbstzweifel und depressive Reaktionen verstärken und zum sozialen Rück-
zug beitragen (Priet, 2010, S.158). Auch Esther Perron (2015), Fachärztin für Kinder und Jugendpsy-
chiatrie, weist daraufhin, dass Unverständnis und Kritik vom sozialen Nahraum an die Betroffene eine 
verletzende Wiederholung des Erlebten darstellt. Es kann sein, dass das soziale Umfeld das Geschehene 
abstreitet oder die Schuld bei der Betroffenen suchen (S.7). 
4.1.3 Retraumatisierung 
Für die Verarbeitung eines Traumas ist es wichtig, dass eine Balance zwischen Erinnerungsarbeit und 
Erholungsphasen gefunden wird. Dabei sind die Wiederherstellung von Sicherheit, die Wiedererlangung 
von Kontrolle und die Abwesenheit von weiteren Belastungsfaktoren substanziell. Mit Wiederherstel-
lung von Sicherheit ist die Abwesenheit von weiteren Gefährdungen und das subjektive Erleben von 
Sicherheit gemeint (Priet, 2010, S.159). Die Gefahr einer Retraumatisierung aufgrund einer Strafanzeige 
ist häufig vorhanden (Castagna, 2009, S.5). Der Begriff Retraumatisierung wird nach Andreas Maercker 
(2013) in verschiedenen Zusammenhängen gebraucht, so auch im juristischen oder polizeilichen Kon-
text. Damit sind Zustände einer Person gemeint, in der eine erneute Erinnerung an das traumatische 
Erlebnis direkt zu einer erhöhten Symptombelastung führt (S.15).  
 
 
Zu dem oben genannten Zustand kann es während des Strafverfahrens wegen wiederholten, detailge-
treuen und teilweise nicht angemessenen Befragungen oder organisierten, oder nicht geplanten, Kon-
frontation mit dem Täter kommen (Dagmar Oberlies, 2002, S.347). Die Befragungen sind wichtig, da 
die Aussagen der Betroffenen oftmals die einzigen Beweismittel sind (vgl. Kap. 5.2.2). Jedoch sind die 
Befragungen für Betroffene häufig belastend, denn sie müssen den sexuellen Missbrauch, auch wenn 
dieser verdrängt wurde, ausführlich beschreiben. Vor allem Mehrfachvernehmungen sind problema-
tisch, da diese die Tatverarbeitung beeinträchtigen und „vernarbte Wunden“ wieder aufreissen können 
(Dieter Dölling & Christian Laue, 2005, S.926–927). Viele erleben das beharrliche Nachfragen bei den 
Einvernahmen als entgegengebrachtes Misstrauen, wodurch sie das Gefühl haben, sich rechtfertigen zu 
müssen (Kirchhoff, 2005, S.978). Durch die Befragungen können sie mit der Vergangenheit nicht ab-
schliessen, sondern werden ständig mit dem Geschehenen konfrontiert. Die Ungewissheit über den Ver-
lauf und Ausgang des Strafverfahrens kann die Betroffene so stark belasten, dass es zu einer erneuten 
„Als Retraumatisierung werden Vorgehensweisen bezeichnet, die die Patienten nur emotional belas-
ten und keine nachhaltige Erleichterung verschaffen. In ihrer schlimmsten Form können sie, bedingt 
durch die mangelnden emotionalen Stabilisierungsmöglichkeiten des Traumatisierten, zu einer lang 
anhaltenden Verschlechterung führen. In den weniger schwerwiegenden Fällen kommt es zu einer 
Reaktualisierung des Traumas, die der Betroffene zwar selbst zu bewältigen imstande ist, die aber 
kurzfristig zu einer Verschlechterung führen kann“ (Maercker, 2013, S.16). 
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Traumatisierung führen kann (Fastie, 2002, S.746–749). Auch Priet (2010) weist daraufhin, dass „Flash-
backs“ oder Dissoziationen während des Strafverfahrens auftauchen können. Solche Dissoziationen 
können auch in Beratungen auftauchen, wenn es um die konkrete Vorbereitung für das Strafverfahren 
geht. Dabei stellt sich die Betroffene die Konfrontation mit dem Täter visuell vor. Symptome für Flash-
backs sind: plötzliches Erstarren, geistige Abwesenheit, Blick ins Leere oder unerwartetes Zittern. Sol-
che Dissoziationen sollten vermieden werden, da sie eine Retraumatisierung auslösen können (S.177). 
Die Staatsanwältin Carola Grünberg (2009) weist darauf hin, dass die Meisten zwar mit den polizeili-
chen Einvernahmen emotional und kognitiv umgehen können, dass sie aber im Anschluss daran zu star-
ken emotionalen Reaktionen neigen. Sie leiden z. B. unter Schlaflosigkeit, Albträumen, „Flashbacks“ 
oder Angstattacken (S.16).  
4.1.4 Verstärkung des Ohnmachtsgefühls  
Eine häufig genannte Langzeitfolge für Betroffene im Erwachsenenalter sind Ohnmachtsgefühle (vgl. 
Kap. 2.3). Während eines Strafverfahrens, insbesondere in Gerichtssituationen, kann eine Betroffene 
erneut das Gefühl des Ausgeliefertseins empfinden und sich ohnmächtig und hilflos fühlen (Kirchhoff, 
2005, S.975).  
 
Da ein Strafverfahren aufgrund innerfamiliärer sexueller Gewalt über mehrere Jahre dauern kann, müs-
sen die Betroffenen die Ungewissheit und Unkenntnis über den Stand des Verfahrens aushalten. Teil-
weise erhält die Betroffene über mehrere Monate keine Informationen. Ebenso kann nach einer längeren 
Zeitdauer plötzlich eine Termineinladung für eine weitere Einvernahme eintreffen. Dies kann unerwar-
tete Erinnerungen an das traumatische Erlebnis aufwecken. Solange das Strafverfahren andauert, kann 
das Opfer nicht mit dem Geschehenen abschliessen (Priet, 2010, S.160–161). Fehlende Informationen 
über Verfahrensabläufe kann zu einer Überforderung führen und die psychischen Belastungen verstär-
ken (Fastie, 2002, S.603). Wenn es während dem Strafverfahren zu Begegnungen mit dem Täter kommt, 
kann das für eine Betroffene sehr unangenehm sein (vgl. Kap. 5.2.4). Aufgrund der Opferschutzrechte 
werden vermehrt Videovernehmungen durchgeführt (Dölling & Laue, 2005, S.927).  
 
 
Der Täter kann so die Befragungen mitverfolgen und das rechtliche Gehör kann gewährleistet werden. 
Über seine Anwältin oder seinen Anwalt kann er dem Opfer Ergänzungsfragen stellen lassen. Auch 
wenn keine direkte Konfrontation mit dem Täter stattfindet, kann dies für die Betroffene eine enorme 
„Ich habe eine Anzeige gemacht und mir wurde zugesichert, dass ich ihm nicht begegnen muss. Das 
ist gut so und das war auch so. ABER: Bei der Befragung bei der Staatsanwaltschaft hatte er das 
Recht, mich über Video zu sehen. Er war nicht im gleichen Raum, aber die Vorstellung, dass er mein 
Gesicht während der Befragung auf einem Bildschirm sehen konnte, ist für mich unerträglich“ (ano-
nyme Betroffene; zit. in Castagna, 2015, S.26). 
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Belastung darstellen, welche mit Gefühlen des Ausgeliefertsein und der Ohnmacht verbunden sind. Teil-
weise kann dies zu sprachlichen Blockaden bei Befragungen führen (Castagna, 2015, S.37). 
 
Der Verfahrensausgang kann ebenfalls eine psychische Belastung darstellen. Wenn es zu einer Verur-
teilung kommt, leiden Betroffene nicht selten unter Schuldgefühlen und wenn es zu einem Freispruch 
kommt, kann dies das Ohnmachtsgefühl verstärken (Oberlies, 2002, S.347).  
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4.2 Positive Auswirkungen auf die Psyche 
Ein Strafverfahren beinhaltet nicht nur Belastungen, sondern kann auch zur Verarbeitung des Erlebten 
beitragen und sich positiv auf das psychische Wohlbefinden auswirken.  
4.2.1 Anregung des individuellen Verarbeitungsprozesses 
Wenn eine Betroffene über angemessene Bewältigungsstrategien verfügt, kann ein Strafverfahren die 
Selbstwirksamkeitserwartung erhöhen und zur Verarbeitung des Geschehenen beitragen. Eine Be-
troffene kann durchaus ein Strafverfahren als positiv erleben, da sie sich im Nachhinein erfolgreich 
wehren konnte und Solidarität erfahren hat. Eine Untersuchung von 2008 zeigt, dass trotz der Belastun-
gen eines Strafverfahrens die Zufriedenheit, wenn sie ihren eigenen Standpunkt darstellen und ein ge-
wisses Mass an Einfluss ausüben konnten, gewachsen ist (Priet, 2010, S.178). Viele leiden unter Schuld- 
und Schamgefühlen (vgl. Kap. 2.3). Sie werfen sich vor, dass sie sich als Kind nicht ausreichend gewehrt 
oder mitgemacht haben (Kirchhoff, 1994, S.19). Ein Strafverfahren kann solchen Gefühlen entgegen-
wirken, da sie so für ihre Rechte einsteht und eine Möglichkeit findet, sich zu wehren.  
 
 
So wie jede Betroffene ihre eigene Geschichte hat, so sind die Verarbeitungsprozesse individuell ver-
schieden. Grundsätzlich wird ein Verarbeitungsprozess als eine Phase der Entwicklung und Verände-
rung, welche zumeist spiralförmig abläuft, beschrieben (Linder & Thiessenhusen, 2007, S.67–69). Meis-
tens befinden sich Betroffene bereits vor der Anzeige in einem Verarbeitungsprozess. Sie bleiben lange 
in einer ambivalenten Entscheidungsphase gegen oder für eine Anzeige. Bis der Schritt zu einer Anzeige 
gewagt wird, müssen zumeist mehrere Teilschritte im Verarbeitungsprozess durchlaufen werden. Die 
Anzeige kann einen nächsten Schritt in der individuellen Entwicklung und Verarbeitung bedeuten (Cas-
tagna, 2009, S.5). Ein Verarbeitungsprozess kann dazu führen, dass die Betroffene weder Tat noch Tä-
ter, aber das Geschehene als Teil ihrer Biografie akzeptieren und integrieren kann, „um auf Dauer Le-
bensqualität und Sinnhaftigkeit ihres Daseins zu erlangen“ (Linder & Thiessenhusen, 2007, S.110). 
4.2.2 Minderung des Ohnmachtsgefühls 
Nicht selten leiden Betroffene als Folge der sexuellen Gewalt unter Gefühlen der Ohnmacht (vgl. Kap. 
2.3 & 4.1.1). Die Psychologin der Beratungsstelle Castagna, Noemi Vasella, weist daraufhin, dass schon 
das Einreichen der Strafanzeige eine Entlastung darstellen kann. Nicht selten stellt sich dabei ein Gefühl 
der Erleichterung ein, da das oftmals jahrelange Schweigen gebrochen wurde und die Betroffene mit 
„Die Ablösung von meiner Herkunftsfamilie war ein weiterer wichtiger Schritt in meinem Leben. Bis 
dahin war mir nie bewusst gewesen, wie viel Energie ich brauchte, nur um ihnen begegnen zu können. 
Energie, die nun endlich mir und meinem Leben zur Verfügung stand“ (Angela Schlump, Betroffene 
von innerfamiliärer sexueller Gewalt; zit. in Castagna, 2006, S.7). 
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dem Erlebten nicht mehr isoliert ist (E-Mail vom 2. Juli 2015). Ein Strafverfahren beinhaltet die Mög-
lichkeit, sich zu wehren, aktiv zu werden und somit der Opferrolle entgegenzuwirken (Fastie, 2002, 
S.218). Im Themenheft von Castagna (2009) wird berichtet, dass Betroffene nicht selten auch im Er-
wachsenenalter wieder vom Täter bedroht werden. Mit solchen Drohungen wird die Übermacht des 
Täters aufrechterhalten. Das Machtgefühl des Täters und die Ohnmacht der Betroffenen werden weiter-
hin verstärkt. Im Berufsalltag von Castagna wird immer wieder festgestellt, dass eine Anzeige und ein 
laufendes Strafverfahren die Machtverhältnisse zwischen Täter und Betroffenen verändern können. Dies 
zeigt sich insofern, dass der Täter weniger Drohungen äussert und Gefährdungssituationen abnehmen, 
wodurch das Ohnmachtsgefühl gemindert wird (S.4–5).  
4.2.3 Wiederherstellung des Rechtsempfindens 
Die Erfahrungen während eines Strafverfahrens können eine besondere Bedeutung bei der Verarbeitung 
des Erlebten haben. Dabei spielt vor allem der Rechtsentscheid eine zentrale Rolle, denn schliesslich 
wird dabei entschieden, ob der Staat das angetane Unrecht am Opfer anerkennt und der Täter bestraft 
wird (Priet, 2010, S.160). Die Verurteilung hat jedoch nicht die Funktion, ein Rachebedürfnis zu erfül-
len, sondern demonstriert die Solidarität der Gesellschaft mit dem Opfer (Philipp Reemtsma, 1997; zit. 
in Priet, 2010, S.160). Für eine Betroffene ist eine Strafanzeige der einzig legale Weg, um sich aktiv 
und öffentlich gegen den Täter zu wehren (Fastie, 2002, S.602). Durch eine Verurteilung kann das 
Rechtsempfinden wieder hergestellt werden, da die Verantwortlichkeit angemessen zugeteilt wird (Nie-
dertscheider, 2008, S.74).  
 
 
Betroffene können auch nach einem eingestellten Strafverfahren, die Entscheidung zur Anzeige positiv 
bewerten. So ist nicht nur der Verfahrensausgang entscheidend, sondern, ob die Betroffene während des 
Strafverfahrens eine adäquate Unterstützung erhalten hat und der Prozess angemessen geführt wurde. 
Ein Strafverfahren ist für den Täter, auch wenn er nicht verurteilt wurde, unangenehm. Die Betroffene 
konnte die erlittene Straftat darlegen und dazu beitragen, dass der Täter sich für seine Tat verantworten 
musste (Fastie, 2002, S.218). 
  
„Lange war für mich eine Strafanzeige unvorstellbar. Die Gespräche bei Castagna haben mir Mut 
gemacht, es doch zu tun. Die Befragung bei der Polizei war dann sogar weniger schlimm, als ich 
gedacht hatte. Die sachliche, aber nette Art der Polizistin machte es mir möglich, von den grauenhaf-
ten Übergriffen zu erzählen“ (anonyme Betroffene; zit. in. Castagna, 2015, S.35). 
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4.3 Soziale Risiken  
Ein Strafverfahren kann neben psychischen auch soziale Auswirkungen für die Betroffene haben. Wie 
schwerwiegend die Auswirkungen sind, ist von unterschiedlichen Faktoren abhängig. Die verwandt-
schaftliche und emotionale Nähe zwischen dem Opfer und dem Täter ist jedoch zentral. Es kann davon 
ausgegangen werden, dass je näher der Täter mit der Kernfamilie verbunden ist (z. B. Bruder oder Va-
ter), desto fundamentaler sind die Veränderungen für das Familiensystem und somit auch für die Be-
troffene. Wenn keine emotionale Nähe besteht und die Begegnungen selten sind, können die sozialen 
Auswirkungen kleiner ausfallen (Vasella, E-Mail vom 2. Juli 2015). 
4.3.1 Sekundäre Viktimisierung  
Wie vorgängig dargestellt, kann eine sekundäre Viktimisierung die psychische Situation einer Betroffe-
nen enorm belasten. Nicht selten kommt es im sozialen Nahraum des Opfers zu verfehlten Reaktionen. 
Angehörige können aufgrund eigener Überforderung, eigenen Bedrohungsgefühlen oder fehlendem 
Wissen problematisch reagieren (Hartmann, 2010, S.16). Überfordert sind Angehörige vor allem bei 
schweren Straftaten. Im Bereich der sexuellen Viktimisierung kommt es auch heute noch häufig zu einer 
Zuschreibung der Mitverantwortung (Kury, 2010, S.66). Die Tatsache, dass sexuelle Gewalt in der Fa-
milie stattfindet ist bedrohlich und lässt sich nur schwer aushalten. Für Angehörige ist es leichter den 
sexuellen Missbrauch zu verdrängen, anzuzweifeln oder zu bagatellisieren. Nicht selten solidarisieren 
sich die Angehörigen mit dem Täter (Castagna, 2015, S.9). Wenn Betroffene den Stereotypen des „ty-
pischen Opfers“ nicht entsprechen, neigen verständnislose Personen dazu, den sexuellen Missbrauch zu 
bezweifeln oder abweisend und vorwurfsvoll zu reagieren (Kirchhoff, 1994, S.19). 
 
Mitscherlich erklärt die Mitschuldvorwürfe folgendermassen (1999; zit. in Hartmann, 2010, S.16–17): 
 
 
Bei der Thematik von sexueller Gewalt an Kindern spricht Kirchhoff (1994) von einem „kollektiven 
Abwehrmechanismus“ der Gesellschaft. So löst die Problematik zumeist grosse emotionale Betroffen-
heit und Unsicherheit aus, wodurch bei vielen eine Abwehrreaktion eintritt (S.48). Deshalb kann es auch 
dazu kommen, dass Personen aus dem professionellen Helfersystem Verhaltensweisen zeigen, welche 
auf das Opfer eine belastende oder schädigende Wirkung haben kann. Dazu zählen einerseits Teilnahms-
losigkeit, Bagatellisierung, Ungeduld und andererseits Überidentifikation mit dem Opfer oder unange-
brachte Fürsorglichkeit. Des Weiteren kommt es nicht selten zu einer Stigmatisierung, Beschämung, 
„Nicht selten gewinnen wir den Eindruck, dass wir Täter lieben, wenn eine Identifikation mit ihnen 
unser Selbstwertgefühlt erhöht und unsere Ängste mindert, und Opfer hassen, die uns an unsere eige-
nen Schwächen und Erlebnisse der Hilflosigkeit erinnern oder Schuldgefühle in uns erwecken. Mehr 
oder weniger unbewusst versuchen wir deswegen, den Opfern selbst die Schuld an ihrem Leiden 
zuzuschieben oder deren Existenz möglichst zu verdrängen.“ 
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Benachteiligung oder zu Mitschuldvorwürfen (Hartmann, 2010, S.16). Sekundäre Viktimisierung findet 
so teilweise auch im Rahmen des Strafverfahrens statt. Trotz Unterstützung im Rahmen des Opferhilfe-
gesetzes erleben sich Opfer vielfach im Strafverfahren nach wie vor als „blosse Zeuginnen“, welche 
dem Staat bei der Strafverfolgung helfen, dann aber mit ihren Problemen alleine gelassen werden (Kury, 
2010, S.66). Viele Opfer haben gemäss Carolyn Hoyle (2002) während des Strafverfahrens das Gefühl, 
nicht gehört zu werden und ihre Interessen nicht vorbringen zu können (zit. in Kury, 2010, S.65). 
4.3.2 Soziale Stigmatisierung und tertiäre Viktimisierung 
Kirchhoff (1994) weist daraufhin, dass die Viktimisierung nicht nur in primäre und sekundäre sondern 
noch in eine tertiäre Viktimisierung unterschieden werden kann. Die tertiäre Viktimisierung „ist das 
Ergebnis von Erlebnissen und Zuschreibungs- bzw. Etikettierungsprozessen aufgrund vorangegangener 
primärer und/oder sekundärer Viktimisierung“. Charakteristisch für die tertiäre Viktimisierung ist, dass 
die Selbstdefinition als Opfer ein zentraler Bestandteil der Persönlichkeit geworden ist und Betroffene 
auf ihre Opfererfahrung reduziert werden (S.46). 
 
 
Das Persönlichkeitsbild, das mit dem Begriff „Opfer“ verbunden ist, erweist sich häufig als entwertend. 
Die Opfer gelten nicht selten als die Schwachen oder die Ohnmächtigen. Dies kann zu einer Stigmati-
sierung der Betroffenen führen (Hartmann, 2010, S.17). Nach Kury zeigen Untersuchungen von 2003, 
dass Opfer von Sexualstraftaten nach wie vor in der Gefahr sind, aufgrund ihrer Viktimisierung stigma-
tisiert zu werden. Betroffene werden negativer angesehen als Nichtopfer und dadurch erneut in eine 
Opferrolle gedrängt (2010, S.64–66). 
 
Die Stigmatisierung von Opfern durch das soziale Umfeld kann enorm belastend sein. Dies sollte nach 
Frank Urbaniok (2015), Professor für Forensische Psychiatrie, in der Gesellschaft vermehrt thematisiert 
werden und eine Solidarisierung mit Opfern stattfinden. Jede Person kann in bestimmten Situationen zu 
einem Opfer werden. Opfer sind keine abschliessende Kategorie, sondern bezeichnet Personen, welche 
in ihrem Leben Opfererfahrungen gemacht haben, aber auch viele andere Seiten haben. „Opfer“ sollte 
deshalb nicht mit Versagen, Verachtung und Ausgrenzung gleichgesetzt werden und die betroffene Per-
son darf nicht nur auf die Opfererfahrung reduziert werden (S.30). 
„Ja, ich bin in der Kindheit sexuell missbraucht worden. Ein Satz, den ich schon oft über die Lippen 
gebracht habe. Trotzdem fällt er mir immer noch schwer. Nicht weil ich nicht damit umgehen kann 
– sondern, weil ich nicht weiss, wie mein Gegenüber darauf reagiert. Wird mir geglaubt? Werde ich 
dann immer noch als die gleiche Person angeschaut? Ändert sich nichts in der zwischenmenschlichen 
Beziehung?“ (anonyme Studentin; zit. in Castagna, 2015, S.14). 
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4.3.3 Schwierigkeiten im Familiensystem 
Nach den vorgängigen Ausführungen der Systemtheorie kann davon ausgegangen werden, dass ein 
Strafverfahren und die damit einhergehende Benennung der erlittenen sexuellen Gewalt, Veränderungen 
im Familiensystem bewirkt. Nach Vasella führt ein Strafverfahren, unabhängig vom Rechtsentscheid, 
meist zu einer Polarisierung im sozialen Umfeld einer Betroffenen (E-Mail vom 2. Juli 2015). 
Auch Schwager (2004) geht davon aus, dass eine Bekanntmachung der sexuellen Gewalt im Erwachse-
nenalter meistens zu einer Spaltung innerhalb der Familie führt. Eine solche Spaltung ist für das ganze 
Familiensystem, insbesondere für die Betroffene, sehr belastend (S.6). 
 
Innerhalb der Familie gibt es unterschiedliche Verhaltensreaktionen der einzelnen Individuen. Bei eini-
gen Familienmitgliedern gilt die Betroffene durch die Anzeige als „Sündenbock“ oder sie wenden sich 
von ihr ab und solidarisieren sich mit dem Täter (Ursula Enders, 2002, S.152–153). Die Familienmit-
glieder können oftmals nicht verstehen, weshalb die Betroffene nicht vor der Anzeige mit ihnen gespro-
chen hat. Die Familie bevorzugt es zumeist die „Angelegenheit“ innerhalb des Systems zu „lösen“ und 
die innerfamiliäre Gewalt nicht in die Öffentlichkeit zu tragen. Bei den meisten Familienmitgliedern 
sind Befürchtungen vorhanden, dass die Familie einer negativen Stigmatisierung ausgesetzt werden 
könnte. Dies kann dazu führen, dass die Betroffene mit Vorwürfen aus der Familie konfrontiert wird, 
wie z. B. „Du hast unsere Familie zerstört; du hast schon immer gelogen; du machst den Täter kaputt; 
du trägst die ganze Verantwortung; du hast es in der Hand, alles zu zerstören“. Solche Vorwürfe bleiben 
häufig über das Strafverfahren hinaus bestehen (Castagna, 2009, S.5–6). Eine Einstellung des Verfah-
rens kann die Spaltung der Familie verstärken, da keine Gewissheit über das Geschehene von der Justiz 
geschaffen worden ist (Vasella, E-Mail vom 2. Juli 2015). Nicht selten hat die Familie auch die Erwar-
tung, die Betroffene „solle über das Widerfahrene doch endlich hinwegkommen“ und sich idealerweise 
mit dem Täter versöhnen und ihm verzeihen (Enders, 2002, S.153). Wenn Betroffene eine Strafanzeige 
erstatten, wird ihnen deshalb häufig der Vorwurf der Unversöhnlichkeit unterstellt. Mit der Vorstellung 
der Versöhnung ist zumeist auch die Erwartung verbunden, dass die Betroffene wieder Kontakt mit dem 
Täter pflegt und so dazu beitragen soll, dass die Familie wieder vermeintlich intakt wird. Die hohe Be-
lastung, welcher ein Kontakt mit dem Täter darstellt, wird von den Angehörigen ausgeblendet (Cas-
tagna, 2015, S.16). 
 
 
Bei sexueller Gewalt von einem Geschwisterteil ist die innerfamiliäre Situation zumeist noch belasten-
der. Vor allem die Eltern wollen und dürfen die Tatsache häufig nicht begreifen, denn zu begreifen und 
zu verstehen stellt eine existenzielle Bedrohung für sie dar. Dadurch würde sich „alles respektive vieles 
„Warum soll ich meinem Vater verzeihen? Ich werde nie vergessen, was er mir angetan hat, und ich 
kann ihm nicht verzeihen. Ich finde es falsch, dass das alle von mir erwarten“ (anonyme Schülerin; 
zit. in Castagna, 2015, S.18). 
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von dem aufgebauten“ auflösen. Eines von ihren Kindern ist Opfer geworden und eines von den anderen 
Kindern ist tätlich geworden. Für viele Eltern ist es deshalb einfacher, den sexuellen Missbrauch zu 
leugnen oder zu bagatellisieren (Schwager, 2005, S.12). 
 
 
In der Beratungstätigkeit von Castagna zeigt sich immer wieder, wie zentral die Rolle von Geschwistern 
für den Verarbeitungsprozess der Betroffenen ist. Es ist substanziell, ob die Beziehung mit gegenseitiger 
Unterstützung, Nähe und Solidarität oder mit Schuldgefühlen, Scham, Angst und Abwehr behaftet ist 
(Ursula Binggeli, 2004, S.3). Viele Mädchen und Frauen machen jedoch die schmerzhafte Erfahrung, 
dass sich die Geschwister aufgrund der Thematisierung der Gewalttat von ihnen abwenden. Häufig ge-
lingt es Geschwistern deshalb nie oder erst Jahre später miteinander über die innerfamiliäre sexuelle 
Gewalt zu sprechen. Es kommt nicht selten vor, dass Geschwister nichts von den Sexualgewalttaten 
wussten (Enders, 2002, S.152–153). Dadurch wird für sie die ganze Wahrnehmung der eigenen Kindheit 
in Frage gestellt (Schwager, 2004, S.5–6). Geschwister verteidigen bei einer Benennung der sexuellen 
Gewalt oft ihre mühsam und unbewusst errungene Identität und das Gefühl von Normalität. Dies brau-
chen viele, da sie ihre eigenen traumatischen Ereignisse in der zumeist dysfunktionalen Familie ver-
drängen möchten. Die Ausgrenzung der Betroffenen hat dabei für die Geschwister die Funktion des 
Selbstschutzes, damit sie sich nicht mit den Vorkommnissen konfrontieren müssen (Kummer, 2004, 
S.17). Ebenfalls haben Geschwister bei einem Strafverfahren oftmals das Gefühl, dass sie sich für eine 
Partei entscheiden und dieser Loyalität entgegen bringen müssen. Meistens wählen sie dabei den „Fa-
milienverband“ und wenden sich somit von der Betroffenen ab. Oder es kommt zu Reaktionen der Ge-
schwister, welche der Betroffenen eine vermeintliche freie Entscheidung suggeriert, wie z. B. „Wenn 
du willst, kannst du ja zu Weihnachten zu uns kommen, aber der Vater/ der Bruder ist auch da“. Dabei 
wird die Lebensrealität der Betroffenen jedoch gänzlich negiert und ausgeblendet. Ebenso wird dadurch 
die gesamte Verantwortung für die Spaltung der Familie der Betroffenen aufgebürdet. Eine Wiederho-
lung der kindlichen Isolation ist damit konstituiert (Schwager, 2004, S.5–6). 
4.3.4 Schwierigkeiten in Freundschaften und Partnerschaft 
Ein Strafverfahren führt auch im sozialen Nahraum einer Betroffenen vorwiegend zu einer Polarisierung 
(Vasella, E-Mail vom 2. Juli 2015). Viele fühlen sich überfordert und wissen teilweise nicht, wie sie mit 
Betroffenen über die sexuelle Gewalt sprechen sollen. Dies kann zu verletzenden Reaktionen bis hin zu 
einer sekundären Viktimisierung führen (Priet, 2010, S.175–176).Wenn eine Betroffene die erlittene 
sexuelle Gewalt ihren Freundinnen und Freunden anvertraut, kommt es zu unterschiedlichen Reaktio-
nen. Häufig sind die Angesprochenen zuerst überfordert und nicht in der Lage, das erhoffte Verständnis 
„Am schwierigsten und zugleich schmerzhaftesten war jedoch, mir eingestehen zu müssen, dass ich 
mich bezüglich unserer Familie an einem Familienbild festgeklammert hatte, das real gar nicht exis-
tierte“ (anonyme Mutter einer Betroffenen; zit. in Castagna, 2005, S.15). 
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und Mitgefühl entgegenzubringen oder die Empathie besteht zu Beginn, ist jedoch bereits nach geringer 
Zeit erschöpft. Der Kontakt zu der Betroffenen und somit auch zum Thema werden vermieden. Sie 
hoffen, dass die Betroffene das Problem selber lösen kann. Dabei werden oftmals die Belastungen für 
diejenige ausgeblendet oder bagatellisiert (Michael Haupt & Ulrich Weber, 1999, S.34–35). 
 
Aufgrund des systemtheoretischen Verständnisses kann davon ausgegangen werden, dass ein Strafver-
fahren ebenfalls Auswirkungen auf das System und die einzelnen Elemente einer Partnerschaft hat. Be-
lastungen, wie z. B. Stress oder Krankheit der Betroffenen wirkt sich auch auf ihren/ihrer Partner/in aus 
und umgekehrt (Linder & Thiessenhusen, 2007, S.64). Personen in der Partnerschaft sind in ihrem Den-
ken, Fühlen und Handeln nicht mehr unabhängig voneinander (Jürg Willi, 1985; zit. in Linder & Thies-
senhusen, 2007, S.65). Betroffene brauchen die Unterstützung von ihren nahestehenden Personen, ins-
besondere vom/von der Partner/in. Die Möglichkeiten der Unterstützung sind jedoch eingeschränkt und 
die Interaktionen in einer Partnerschaft während eines Strafverfahrens beinhalten einige Risiken. Es 
kann dazu führen, dass einige Partner/innen die Rolle der Retterin/ des Retters, des Rechtsbeistandes 
oder der Therapeutin/ des Therapeuten übernehmen, woraus resultiert, dass sich die Partnerin/ der Part-
ner zu sehr in den Entscheidungsprozess der Betroffenen einmischt. Dies kann Konflikte auslösen oder 
die Partnerin/ der Partner stösst selbst an die Grenzen ihrer/seiner Belastbarkeit. Dieses illusorische 
Verständnis von Begleitung kann implizieren, dass der/die Partner/in sich als beschützende Funktion 
sieht und sich nun für alle Schmerzen und negativen Gefühle während des Prozesses verantwortlich 
fühlt. Dabei werden nicht selten eigene Interessen, eigene Bedürfnisse und eigenständige Aktivitäten 
der Partnerin/ des Partners vernachlässigt. Dabei geht die Distanz zum Geschehenen verloren, der/die 
Partner/in leidet im selben Ausmass mit und ist dadurch überfordert. Wenn der/die Partner/in sich zu 
sehr in den Verarbeitungsprozess der Betroffenen einmischt, wie z. B. durch Abnahme von Entschei-
dungen oder durch Übernahme von Verantwortungen, kann sich das eher hinderlich auf die Situation 
einer Betroffenen auswirken (Linder & Thiessenhusen, 2007, S.107–109). 
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4.4 Positive Auswirkungen auf das soziale Umfeld 
Ein Strafverfahren kann aber auch positive Auswirkungen auf das nahe soziale Umfeld einer Betroffe-
nen haben.  
4.4.1 Stärkung von Freundschaften und Partnerschaft 
Eine Betroffene benötigt während des Strafverfahrens Unterstützung von ihren nahestehenden Personen 
(Linder & Thiessenhusen, 2007, S.107). Menschen sind soziale Wesen, welche in diversen sozialen 
Beziehungen leben. Soziale Beziehungen können als „dritte Haut“ nach der Kleidung angesehen wer-
den, welche gebraucht werden, um sich zu wärmen. Als zentraler Bestandteil sozialer Netzwerke reprä-
sentiert die „Soziale Unterstützung“ eine von mehreren Funktionen. Für eine erfolgreiche Bewältigung 
von kritischen Lebensereignissen werden neben eigenen Bewältigungsstrategien vor allem soziale Res-
sourcen gebraucht. Relevant ist hauptsächlich die Eingebundenheit in ein soziales Netzwerk und die 
daraus wahrgenommene und erhaltene Unterstützung (Anton-Rupert Laireiter, 2009, S.75). Die Unter-
stützung des sozialen Umfelds ist für die Betroffene also sehr zentral, denn je mehr Unterstützung sie 
erhält, desto schneller kann sie das Geschehene verarbeiten (Holger Haupt und Ulrich Weber, 1999, 
S.34–35). Bei innerfamiliärer sexueller Gewalt ist zumeist der Kontakt zur Herkunftsfamilie für eine 
Betroffene belastend oder findet kaum mehr statt (vgl. Kap. 4.3.3). Freundinnen und Freunde können 
für Betroffene die fehlende Unterstützung der Familie ersetzen (Enders, 2002, S.153).  
 
 
Die Unterstützung durch eine Partnerschaft kann ebenfalls enorm stabilisierend sein. Die Betroffene 
muss zwar alleine den Verarbeitungsprozess wahrnehmen, jedoch kann der/die Partner/in ihr als teil-
nehmende, mitfühlende und zuhörende Person zur Seite stehen. Die partnerschaftliche Begleitung kann 
in Krisensituationen als „Anker“ dienen, welche eine stützende Stabilität darstellt. Durch gemeinsame 
Aktivitäten wird die Betroffene abgelenkt und muss nicht ständig an das Strafverfahren denken. Eine 
Partnerschaft ist auch förderlich um Selbstbewusstsein aufzubauen. Die Persönlichkeit wird durch eine 
gelingende Partnerschaft gestärkt und sie kann wieder lernen, sich selbst zu vertrauen. Der/die Partner/in 
kann jemand sein, mit dem eine Betroffene wieder Vertrauen erlebt und allenfalls neu kennenlernt. So 
kann eine Partnerschaft helfen, die innere und/oder äussere Isolation zu überwinden, indem eine Be-
troffene wieder anderen Menschen vertraut und vermehrt soziale Kontakte aufbauen kann. Eine positive 
Rolle der Partnerin/ des Partners gelingt jedoch nur, wenn eine eigenen Art der Unterstützung gefunden 
wird, welche den individuellen Ressourcen entsprechen und die eigenen Belastbarkeitsgrenzen berück-
sichtigt (Linder & Thiessenhusen, 2007, S.107–109). Eine Anzeige kann so auch ein Schritt aus der 
„Hoffen liessen mich meine liebevollen Freunde, die mir immer mehr zur Familie wurden und meine 
Herkunftsfamilie zum Teil ersetzten“ (Angela Schlump, Betroffene von innerfamiliärer sexueller Ge-
walt; zit. in Castagna, 2006, S.7). 
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Isolation bedeuten, denn die positiven psychischen Auswirkungen, wie z. B. die Selbstwirksamkeits-
stärkung oder die Minderung des Ohnmachtsgefühls können dazu führen, dass eine Betroffene einen 
neuen Umgang mit sozialen Kontakten findet (Castagna, 2009, S.6). 
4.4.2 Anregung zu Veränderungen im Familiensystem  
Durch die Thematisierung der vergangenen Straftaten wird der Betroffenen ersichtlich, auf welche Per-
sonen sie sich verlassen kann, im Sinne von: „Die einen wenden sich von mir ab, weil sie glauben, ich 
hätte gelogen. Die anderen glauben mir, unterstützen mich und stehen zu mir“ (Vasella, E-Mail vom    
2. Juli 2015). Ebenfalls kann es bewirken, dass Geschwister beginnen mit der Betroffenen über die ver-
gangene sexuelle Gewalt zu sprechen, was eine nähere und unbefangenere Beziehung untereinander 
ermöglichen kann (Enders, 2002, S.152–153). 
 
 
Innerfamiliäre oder ausserfamiliäre Bedrohungen, wie z. B. Krankheit, Tod, Sucht oder sexuelle Gewalt 
können das Wachstumspotenzial der ganzen Familie belasten. Wenn ein Kind in einer Familie sexuelle 
Gewalt erlebt, hat dies oftmals belastende Auswirkungen auf die anderen Familienmitglieder, unabhän-
gig davon, ob sie darüber Bescheid wissen oder diese ihnen verborgen bleibt (Enders, 2002, S.151). In 
der Literatur wird dies üblicherweise als „Mit-Körpern“ bezeichnet. Typische Verhaltensauffälligkeiten 
dabei sind Panikanfälle, Depressionen oder sozialer Rückzug. Ebenfalls gibt es Geschwister, welche 
sich verantwortlich fühlen und versuchen, die scheinbare Intaktheit der Familie zu „retten“. Es ist wich-
tig zu sagen, dass ein dimensionaler Unterschied zwischen den Folgen für die unmittelbar Betroffene 
und den Auswirkungen für die Geschwister besteht (Kummer, 2004, S.13–14). Dennoch kann sexuelle 
Gewalt auch belastende Auswirkungen auf die Geschwister haben, worauf jedes einzelne Geschwister 
aufgrund seiner Konstitution, seiner Eigenart und seines Platzes im Familiensystem individuell reagiert 
(Enders, 2002, S.152). Die Aufdeckung und Benennung der sexuellen Gewalt beinhaltet daher auch für 
die anderen Familienmitglieder Chancen. Die Probleme können benannt, eingeordnet und ein individu-
eller Verarbeitungsprozess kann allenfalls begonnen werden (Kummer, 2004, S.13–14).  
  
„Jetzt macht alles Sinn, was ich nie verstanden habe. Alles wehrt sich in mir, und doch ist es mir, als 
füge sich ein Puzzle zusammen. Aber warum habe ich nichts gemerkt? Ich fühle mich immer wieder 
schuldig, weil ich mich von meiner Schwester abgewandt habe“ (anonyme Schwester einer Betroffe-
nen; zit. in Castagna, 2004, S.17). 
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5 Mögliche rechtliche Herausforderungen eines Strafverfahrens  
In einem Strafverfahren aufgrund innerfamiliärer sexueller Gewalt ist die Betroffene, als Opfer, Teil des 
Prozesses und mit dessen möglichen Auswirkungen belastet. Es ist deshalb wichtig, dass die Rolle und 
die Befindlichkeit des Opfers während eines Strafverfahrens nicht ausgeblendet werden.  
Im Folgenden wird daher der Frage nachgegangen, welche Herausforderungen für eine Betroffene auf-
grund der rechtlichen Beschaffenheit des schweizerischen Rechtssystems, während des laufenden Straf-
verfahrens und beim Verfahrensausgang auftreten können.  
5.1 Herausforderungen aufgrund der Beschaffenheit des Rechtssystems 
Lange Zeit war das Opfer im klassischen Strafrechtsmodell unbedeutend. Nach dem Prinzip der Rechts-
staatlichkeit sollte der potentielle Täter vor einem unfairen Prozess und vor falschen Anschuldigungen 
geschützt werden, wobei das Opfer weder Beteiligungs- noch Informationsrechte hatte. Dieses Vorge-
hen wurde in der Spätmoderne kritisiert, dennoch prägt die vergangene Handhabung immer noch den 
heutigen Strafprozess (Mösch Payot, 2006, S.5). Mit der Entstehung der Viktimologie in den 70er Jahren 
gelangten die Opfer erstmals ins Blickfeld der Kriminalwissenschaften. Die Viktimologie befasst sich 
mit Opfern von Straftaten, insbesondere mit möglichen Risikofaktoren und Typologien von Opfern. 
Später kam die Forderung nach mehr Solidarität mit den Opfern und einer Verbesserung der strafpro-
zessualen Opferstellung auf. Bereits vor dem Inkrafttreten des schweizerischen OHG entstanden deshalb 
einzelne Beratungsstellen für Opfer von Gewaltverbrechen, insbesondere für gewaltbetroffene Frauen 
und Kinder. Durch die Opferschutzbewegung fand eine Akzentverschiebung im Opferschutzdiskurs 
statt. Diese wurde 1993, als das OHG in Kraft trat, auf der gesetzlichen Ebene festgehalten (Mösch, 
Payot, 2006, S.7). Auch Sandra Müller Gmünder (2015), die Leiterin der kantonalen Opferhilfestelle in 
Zürich, weist daraufhin, dass das schweizerische OHG viel dazu beiträgt, dass Betroffene das Erlebte 
verarbeiten können oder lernen damit umzugehen. Auch wenn teilweise zu Recht bemängelt wird, dass 
der Staat im Verhältnis zu Kostenausgaben für den Täter zu wenig finanzielle Ressourcen für die Opfer 
zur Verfügung stellt, ist das OHG grundsätzlich positiv zu bewerten. Es verpflichtet die Kantone, Bera-
tungsstellen einzurichten, welche den Bedürfnissen der verschiedenen Opferkategorien entsprechen. Die 
Beratungen sind für Opfer, Angehörige und Fachpersonen kostenlos, wodurch diese zu professioneller 
Hilfe gelangen. Es ist wichtig, dass Betroffene unabhängig von ihrem Anzeigeinteresse und auch Jahre 
nach der Straftat Anspruch auf Opferhilfe haben (S.28). Auch Herta Däubler-Gmelin (2002) spricht von 
einem Wandel in der Viktimologie. Früher wurde das Opfer nur als Beweismittel zur Überführung des 
Täters gebraucht und viele fühlten sich im Stich gelassen. In den letzten Jahren hat sich vieles verändert. 
Der Sozialstaat hat nun nicht mehr nur die Aufgabe, den Täter zu überführen, sondern auch Schutz und 
Hilfe dem Opfer zu gewähren. Mit dem OHG rückt das Opfer zunehmend ins Zentrum des Strafverfah-
rens. Däubler-Gmelin (2002) ist jedoch der Überzeugung, dass opferschützende Regelungen im Straf-
verfahren alleine nicht reichen. Es braucht ebenfalls umfassende Informationsvermittlung über das 
Strafverfahren, sowie eine Sensibilisierung im Umgang mit Betroffenen in der Praxis (S.11–12).  
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5.1.1 Fehlendes Fachwissen  
„Im Zweifel für den Angeklagten“ ist ein wichtiger Grundsatz im schweizerischen Rechtsstaat. Somit 
darf es nur zu einer Verurteilung kommen, wenn die vorliegende Beweislage ausreichend ist. Es wird 
jedoch immer wieder von Fachstellen festgestellt, dass bei Strafverfahren aufgrund von Sexualdelikten 
die Fachleute des Justizwesens (Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Staatsanwaltschaft, Richter/-
innen und Polizistinnen und Polizisten) nach wie vor oft zu wenig Fachwissen über sexuelle Gewalt, 
mögliche Traumatisierung und dessen Folgen besitzen (Castagna, 2015, S.26).  
 
In der Gesellschaft sind nach wie vor falsche Vorstellungen und bizarre stereotypische Ansichten über 
die Thematik der sexuellen Gewalt weitverbreitet. So glauben viele Menschen immer noch, dass sexu-
elle Gewalt meistens durch eine fremde tätliche Person und ausserhalb des Zuhauses stattfindet. Eben-
falls besteht die Vorstellung, dass der Täter physische Gewalt anwendet und sich das Opfer massiv zur 
Wehr setzt. Der gegenwärtige Forschungsstand belegt jedoch genau das Gegenteil (vgl. Kap. 2.2): Die 
Täter sind häufiger Personen aus dem unmittelbaren Umfeld und wenden mehrheitlich psychische Ge-
walt an. Ebenfalls besteht häufig die Annahme, dass eine Strafanzeige unmittelbar nach der Tat erstattet 
wird (Kirchhoff, 2005, S.983). Bange (1992) zeigte jedoch das Gegenteil davon auf: Bei innerfamiliärer 
sexueller Gewalt vergehen zwischen der Tat und der Anzeige in 20% der Fälle einige Monate und in 
65% der Fälle mindestens 2 Jahre bis sogar mehr als 20 Jahre (zit. in Kirchhoff, 2005, S.983). Obwohl 
diese Vorurteile schon lange wiederlegt wurden, greift die Verteidigung im Gericht häufig diese falschen 
Vorstellungen auf. Nicht selten lässt sich das Gericht von solchen stereotypischen Ansichten beeinflus-
sen. Kirchhoff (2005) begründet diese Einflussnahme mit der hohen Arbeitsbelastung und teilweise feh-
lendem Fachwissen der Richterin/des Richters. Solche Rechtfertigungen aufgrund stereotypischen Vor-
stellungen bekräftigen nicht nur die verbreiteten Vorurteile in der Gesellschaft, sondern können eben-
falls zu einer sekundären Viktimisierung und Stigmatisierung des Opfers führen (S.983–985). So wer-
den Erinnerungslücken oder eine Amnesie einer Betroffenen im Strafverfahren häufig nicht als typische 
Traumareaktion, sondern als unglaubwürdige Aussagen wahrgenommen. „Die Aussage ist vage/unklar 
und deshalb spricht das Opfer nicht die Wahrheit“. Wie in Kapitel 2.3 dargestellt, sind solche Reaktio-
nen jedoch typisch, da traumatische Ereignisse fragmentiert abgespeichert werden und so auch nur frag-
mentiert abrufbar sind. Weil die Beweislast beim Opfer liegt und dieses sich allenfalls nur teilweise 
äussern kann, werden viele Verfahren eingestellt. Dies kann einerseits für die Täter eine Legitimation 
ihres Handelns darstellen und andererseits viele Betroffene von einer Anzeigeerstattung abhalten (Cas-
tagna, 2015, S.26). Fehlendes Fachwissen über die Thematik bei Fachpersonen zeigt sich auch immer 
wieder beim Faktor des „Widerstandes des Kindes“. Immer wieder wird bei der Beurteilung der Schwere 
der Tat untersucht, ob das betroffene Kind sich gegen die sexuelle Gewalt gewehrt hat oder nicht. Wenn 
das Kind passiv blieb, kann dies das Strafmass mindern. Kinder können sich jedoch aus diversen Grün-
den nicht gegen die Handlungen des Täters wehren (vgl. Kap. 2). Fast immer ist eine enge emotionale 
und abhängige Beziehung zum Täter vorhanden, welche die Kinder nicht gefährden wollen. Zudem 
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wollen sie häufig die Familie vor der schrecklichen Wahrheit schützen. Um die traumatischen Ereignisse 
zu überstehen, schaltet das Kind sein Empfinden ab und verfällt in einen Zustand der Dissoziation. Dies 
ist eine überlebenswichtige Reaktion, welche sich in Passivität äussert. Der Faktor des kindlichen Wi-
derstandes darf nicht in die Beurteilung des Delikts oder des Strafmasses als mildernder Umstand ein-
fliessen (ebd., S.27).  
5.1.2 Verjährungsfristen 
Wie bereits in Kapitel 3 erläutert, verjähren Sexualstraftaten an Kindern unter 12 Jahren nicht. Der neue 
Gesetzesartikel wird von vielen Fachpersonen befürwortet, da die vorherigen Fristen viel zu kurz waren. 
Jedoch ist es fragwürdig, wieso die Unverjährbarkeit nur für Straftaten an Kindern unter dem 12. Le-
bensjahr gilt. Sexuelle Handlungen mit Kindern sind strafbar, wenn das Kind jünger als 16 Jahre alt ist. 
Luise Reddemann, Fachärztin für Psychotherapeutische Medizin, wirft daher die Frage auf, ob es nicht 
sinnvoll wäre, die Unverjährbarkeit auf dieses Alter auszudehnen (2015, S.36). Ebenfalls wird in der 
Beratungstätigkeit mit Betroffenen festgestellt, dass die meisten erst nach ihrem 25. Lebensjahr in der 
Lage sind, eine Strafanzeige zu erstatten. Vor allem bei innerfamiliärer sexueller Gewalt, wenn der Täter 
eine nahestehende Person ist und Betroffene aufgrund von Traumatisierungsfolgen die Erinnerungsstü-
cke zuerst aufarbeiten müssen, ist die Frist schwierig einzuhalten (Castagna, 2009, S.7). 
5.2 Herausforderungen während des Strafverfahrens 
Wie in Kapitel 4 dargestellt, können während des Strafverfahrens psychosoziale Belastungen für Be-
troffene auftreten. Folgend soll aufgezeigt werden, welche rechtlichen Herausforderungen dabei vor-
handen sein können.  
5.2.1 Viktimisierende Atmosphäre 
Die Atmosphäre im Gericht kann bei einer Betroffenen erneut ein Gefühl des Ausgeliefertseins hervor-
rufen, denn der Aufbau eines Gerichts zielt auf eine Über- und Unterordnung ab, schafft eine räumliche 
und soziale Distanz und strahlt wenig Vertrauen aus. Der/die Richter/in im Saal ist meistens erhöht. Auf 
der einen Seite sitzen grundsätzlich der Angeklagte und dessen Verteidigung, auf der anderen Seite die 
Staatsanwaltschaft und im hinteren Teil sitzen teilweise noch andere Prozessbeteiligte und allenfalls 
Zuschauer. In der Mitte des Saales sitzt das Opfer respektive die Zeugin (Kirchhoff, 2005, S.977). Um 
das Tatgeschehen zu ermitteln, wird das Opfer dazu aufgefordert, das Geschehene möglichst detailge-
treu wiederzugeben. Intime Details über die Täter-Opfer-Beziehung, das Verhalten des Opfers während 
der sexuellen Gewalt, sowie die Absichten des Täters und des Opfers werden minuziös befragt. Die Art 
und Weise der Befragungen kann bei Betroffenen das Gefühl auslösen, sich rechtfertigen zu müssen 
(ebd., S.977–978). Der Angeklagte hat im Strafverfahren eine herausgehobene Stellung, da das Gericht 
die Vorwürfe gegen ihn beweisen muss. Aufgrund der Unschuldsvermutung gilt der Angeklagte so lange 
als unschuldig bis er verurteilt wird. Dem Angeklagten ist es frei gestellt, ob er zu den Vorwürfen Stel-
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lung nimmt, ein Geständnis ablegt oder die Aussage verweigert. Falls der Angeklagte die Aussage ver-
weigert oder abstreitet, werden die Aussagen des Opfers pedantisch geprüft. Die Verteidigung versucht 
dabei möglichst Zweifel an den Aussagen des Opfers aufkommen zu lassen (ebd., S.978–979). 
5.2.2 Schwierige Beweisbarkeit  
In einem Strafverfahren aufgrund innerfamiliärer sexueller Gewalt geht es um einen intimen Sachverhalt 
mit zumeist sehr geringer Beweislage aufgrund fehlenden Zeuginnen und Zeugen und mangelnden Be-
weismitteln. In der Literatur wird deshalb häufig auch von einem „perfekten Verbrechen“ gesprochen, 
da dieses kaum justiziabel ist (Kirchhoff, 1994, S.12).  
 
Wenn mehrere Opfer das Gleiche aussagen, ärztliche Atteste vorliegen oder der Angeklagte bei den 
Straftaten erwischt wurde, ist die Beweislage ziemlich klar und eine Verurteilung ist wahrscheinlich. 
Die Verteidigung wird dem Angeklagten in diesem Fall raten, ein umfassendes Geständnis abzulegen. 
Dies ist für die Situation der Betroffenen optimal. Bei innerfamiliärer sexueller Gewalt gibt es jedoch 
oft keine Zeuginnen oder Zeugen. Wenn die Straftaten einige Jahre zurückliegen, ist zudem die Beweis-
lage aufgrund fehlender Beweismittel sehr schwierig. Häufig wird dem Angeschuldigten daher entweder 
geraten, die Aussagen des Opfers anzuzweifeln und die Taten zu verleugnen oder ein Teil-Geständnis 
abzulegen und möglichst eine Mitschuld dem Opfer zuzuweisen. So kann es sogar vorkommen, dass 
eine Täter-Opfer Rollenumkehr stattfindet, indem z. B. das Mädchen als Verführerin und der Angeklagte 
als hilfloser Betrunkener dargestellt wird. Häufig werden Mädchen, vor allem bei Straftaten im Puber-
tätsalter, wie erwachsene Frauen behandelt. Es wird dabei nach dem Sexualleben der Betroffenen ge-
fragt und, falls ein solches vorhanden ist, nicht selten gegen sie verwendet (Kirchhoff, 2005, S.980–
981). Die Beweisaufnahme wird zwangsläufig häufig auf die Aussagen des Beschuldigten und der Be-
troffenen reduziert und es kommt schliesslich meist zur Situation, dass Aussage gegen Aussage steht. 
Die Schwierigkeit dabei ist häufig, dass gewisse Ereignisse aufgrund von Langzeitfolgen von der Be-
troffenen verdrängt wurden und Teilerinnerungen nicht mehr abrufbar sind (vgl. Kap. 2.3). Die Beweis-
last hat jedoch eine hohe Gewichtung im schweizerischen Strafprozess, denn das Gericht hat anschlies-
send, aufgrund der Beweislage, herauszufinden und zu entscheiden, welche Version „der Wahrheit“ 
entspricht (Kirchhoff, 1994, S.22).  
5.2.3 Glaubhaftigkeit/Glaubwürdigkeit und das Recht auf Aussageverweigerung 
Bei Strafverfahren aufgrund von Sexualdelikten, wo die Beweisaufnahme häufig auf die Aussagen der 
Anwesenden reduziert werden muss, steht die Glaubwürdigkeit und die Glaubhaftigkeit im Zentrum. 
Die Glaubhaftigkeit ist auf situationsspezifische Merkmale von Aussagen bezogen und die Glaubwür-
digkeit auf personale Merkmale und Eigenschaften einer Person. Mittels forensischen Gutachten wird 
die Glaubhaftigkeit der Aussagen überprüft. Dabei steht die Unterscheidung von wahrheitsgetreuen Dar-
stellungen und Lügen im Zentrum (Rainer Balloff, 2002, S.162–163). Bei der Beurteilung von Zeugen-
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aussagen sind immer auch die individuellen Besonderheiten und die Glaubwürdigkeit der zu untersu-
chenden Person zu berücksichtigen (Susanne Offe & Heinz Offe, 1999, S.295). Opfer von Straftaten 
gegen die sexuelle Integrität können ihre Aussage verweigern, wenn die Fragen ihre Intimsphäre betref-
fen. Der Betroffenen soll damit der Schutz vor Verletzungen der Persönlichkeit gewährleistet werden, 
wobei sie selber entscheiden kann, ob sie auf alle oder nur auf einzelne Fragen keine Auskunft geben 
möchte (vgl. Kap. 3.2). Eine Herausforderung besteht darin, dass die Befragungen zu Sexualdelikten 
aufgrund der Beschaffenheit des Sachverhaltes zumeist die Intimsphäre betreffen. Wenn das Opfer die 
Aussage verweigert, kann die Glaubwürdigkeit von der Verteidigung angezweifelt werden (Gromm & 
Zehntner, 2009, S.293). Das Gericht muss schliesslich die erlebnisbasierten von den nicht erlebnisba-
sierten Aussagen unterscheiden. In der Aussagepsychologie werden mehrere Glaubhaftigkeitskriterien 
definiert. Neben der Aussageentwicklung, der Aussageweise und des Motivationsumfeldes ist die De-
taillierung des Aussageinhaltes ein wichtiges Kriterium (Friedrich Arntzen, 2011, S.15–16). So besteht 
die Gefahr, dass aufgrund der Aussageverweigerung detaillierte Schilderungen fehlen. Dies kann dazu 
führen, dass der Angeklagte aufgrund der Unschuldsvermutung freigesprochen wird (Gromm & Zehnt-
ner, 2009, S.293). Bei Begutachtungen steht die Leitfrage im Zentrum: „Könnte dieser Zeuge/diese Zeu-
gin, mit den gegebenen individuellen Voraussetzungen, unter den gegebenen Befragungsumständen und 
unter Berücksichtigung der im konkreten Fall möglichen Einflüsse Dritter, diese spezifische Aussage 
machen, ohne dass sie auf einem realen Erlebnishintergrund basiert?“ Wenn dabei ersichtlich wird, dass 
in der Entstehungsgeschichte der zu beurteilenden Aussagen Hinweise auf Suggestionen vorhanden 
sind, werden Zweifel an der Aussagezuverlässigkeit erhoben. Suggestive Fragen sind nicht sachgerechte 
Fragen von Fachpersonen bei Befragungen, welche die Antwort einer befragten Person beeinflussen 
können (Balloff, 2002, S.164–168). Sogenannte Suggestionseffekte in Befragungen können verstärkt 
entstehen, wenn kognitive Unsicherheit über den Sachverhalt bei der befragten Person vorhanden ist, 
ein Druck zur Beantwortung der Frage besteht oder ein hohes Statusgefälle zwischen fragender und 
antwortender Person besteht (Offe & Offe, 1999, S.284–285). Das Ergebnis eines Gutachtens hat für 
den weiteren Verlauf des Strafverfahrens meistens eine entscheidende Bedeutung. Deshalb ist es wich-
tig, dass die Befragungen durch Fachpersonen methodisch gut geplant sind (ebd., S.276–286). Offe und 
Offe weisen darauf hin, dass in Strafverfahren die Glaubwürdigkeitsgutachten einen hohen Stellenwert 
haben. Glaubwürdigkeitsgutachten weisen einen erheblichen Beurteilungsspielraum auf, was zu einer 
subjektiven Bewertung der Gutachterin/des Gutachters führen kann. Auch sorgfältige Gutachten können 
eine Fehlerquelle im Verfahren darstellen, da gerade die Situation bei Sexualdelikten schwierig zu be-
urteilen ist. Das Gutachten sollte daher ein Erkenntnismittel im gerichtlichen Verfahren sein, welches 
andere Mittel ergänzt, jedoch nicht ersetzt (1999, S.300–301).  
5.2.4 Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Schutzrechte  
Während eines Strafverfahrens hat eine Betroffene von sexueller Gewalt diverse Schutzrechte. Die Be-
troffene hat das Recht, dass die Befragung durch eine gleichgeschlechtliche Person durchgeführt wird. 
Sie kann sich dabei von einer Vertrauensperson begleiten lassen und verlangen, dass die Begegnung mit 
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der angeschuldigten Person vermieden wird (vgl. Kap. 3.2). Diese Schutzrechte dienen dazu, dass ein 
Opfer nicht nur ein Objekt im Strafverfahren ist, sondern dessen Bedürfnisse respektiert und ernst ge-
nommen werden (Castagna, 2015, S.31). Eine Aussage in Anwesenheit des Angeschuldigten machen 
zu müssen, beinhaltet ein hohes Risiko einer Retraumatisierung (vgl. Kap. 4.1). Viele Betroffene erhe-
ben eine Anzeige häufig nur mit der Gewissheit, den potentiellen Täter nicht begegnen zu müssen (ebd., 
S.28). Ein Strafverfahren aufgrund innerfamiliärer sexueller Gewalt beinhaltet ein Spannungsverhältnis 
zwischen dem Bemühen eines bestmöglichen Opferschutzes, dem Ziel einer wirksamen Strafrechts-
pflege und der Wahrung der Rechte des Angeklagten (Dölling & Laue, 2005, S.926). Nach Art. 29 Abs. 
2 BV hat der Angeklagte Anspruch auf rechtliches Gehör und nach Art. 6 Abs. 3 lit. d EMRK Anspruch 
auf eine faires Verfahren und somit das Recht, wenigstens einmal während des Verfahrens dem Opfer 
Fragen zu stellen. Wenn die Interessen der Strafverfolgung überwiegen und dies zwingend erfordern, 
kann eine Gegenüberstellung angeordnet werden (Gromm & Zehntner, 2009, S.278–279). Grundsätz-
lich ist jedoch immer zu prüfen, ob der Einsatz einer Videoübertragung bei Befragungen machbar ist. 
So kann der Beschuldigte in einem Nebenraum die Befragung des Opfers mitverfolgen und ihr Fragen 
zukommen lassen. Für eine Betroffene kann jedoch das blosse Wissen, dass sich der Angeschuldigte im 
Nebenraum befindet, Schamgefühle hervorrufen und die freie Äusserung beeinträchtigen (ebd., S.278–
280). Ebenfalls kann es im Strafuntersuchungsalltag dazu kommen, dass Einvernahmen zeitlich und/o-
der räumlich ungünstig festgelegt werden, so dass eine Begegnung unbeabsichtigt stattfindet, was enorm 
belastend für die Betroffene sein kann (Castagna, 2015, S.28). 
5.3 Herausforderungen beim Verfahrensausgang 
Ein Strafverfahren wird entweder eingestellt oder es kommt zu einem Urteil mit einem Freispruch oder 
einer Verurteilung (vgl. Kap. 3.2). Je nach Verfahrensausgang gilt es die entsprechenden rechtlichen 
Herausforderungen zu beachten.   
5.3.1 Kostenrisiko  
Wenn es in einem Verfahren um die Strafsache geht und es sich um ein Offizialdelikt handelt, besteht 
für eine Betroffene grundsätzlich kein Kostenrisiko für die ordentlichen oder ausserordentlichen Ver-
fahrenskosten (Kantonale Opferhilfestelle, 2011, S.11). Wenn die Privatklägerschaft also auf zivilrecht-
liche Forderungen verzichtet, können ihr keine Verfahrenskosten auferlegt werden und sie kann auch 
nicht zur Leistung einer Parteientschädigung verpflichtet werden (BGE 138 IV 248 E. 5.3 S.257). Glei-
ches gilt für die Privatklägerschaft bei einem Antragsdelikt ohne zivilrechtliche Forderungen und ohne 
Anträge, welche besondere Aufwände produzieren (BGE 138 IV 248 E. 4.4 S.254). Es sei denn, die 
antragsstellende Person bewirkt die Einleitung des Verfahrens mutwillig oder grobfahrlässig und das 
Verfahren wird eingestellt bzw. die beschuldigte Person freigesprochen (Kantonale Opferhilfestelle, 
2011, S.11). 
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Wenn sich ein Opfer als Privatklägerin und als Zivilklägerin konstituiert, besteht ein Kostenrisiko. Nach 
Art. 427 Abs. 1 StPO können der Privatklägerschaft allfällige zusätzliche Verfahrenskosten auferlegt 
werden, die durch die Anträge im Zivilpunkt entstanden sind. Dies aber nur, wenn das Verfahren einge-
stellt, die beschuldigte Person freigesprochen, die Zivilklage abgewiesen oder auf den Zivilweg verwie-
sen wird. Kosten während eines Strafverfahrens können durch Auflagen von Verfahrenskosten, die an-
waltliche Vertretung oder die Verpflichtung zu einer Parteientschädigung an den mutmasslichen Täter 
entstehen (Kantonale Opferhilfestelle, 2011, S.10–11). Für die eigenen Anwaltskosten können gemäss 
Art. 13 und Art. 14 OHG bei der Opferhilfe eine Kostengutsprache verlangt werden, insofern diese für 
die Geltendmachung der Rechte im Strafverfahren notwendig erscheinen (vgl. Kap. 3.2). Falls die Zi-
vilforderungen nicht adhäsionsweise im Strafverfahren entschieden werden konnten, sondern auf den 
Zivilweg verwiesen wurden (vgl. Kap. 3.3), besteht ein volles Kostenrisiko bei einer Niederlage der 
Betroffenen im Zivilverfahren (Art. 106 ff. ZPO).  
 
Wenn das erstinstanzliche Urteil in einem Rechtsmittelverfahren weitergezogen wird, kann der Umfang 
der möglichen Kosten grösser sein. Gemäss Art. 428 Abs. 1 StPO müssen die Parteien die Kosten nach 
Massgabe ihres Obsiegens oder Unterliegens tragen. Als unterliegende Partei gilt auch diejenige, auf 
deren Rechtsmittel nicht eingetreten wird oder die das Rechtsmittel zurückzieht. Nach Mösch Payot ist 
es deshalb wichtig, dass nach einem ersten Urteil aufgrund des Verlaufs und der Ergebnisse des erstin-
stanzlichen Gerichtsverfahrens die weiteren Prozesschancen sorgfältig abgeschätzt werden (E-Mail vom 
3. August 2015). Wenn dem Opfer im Rechtsmittelverfahren die oben genannten Kosten auferlegt wer-
den, kann die Opferhilfestelle unter bestimmten Voraussetzungen diese ganz oder teilweise übernehmen 
(Kantonale Opferhilfestelle, 2011, S.11).  
 
Gemäss Castagna (2015) kann das Kostenrisiko, vor allem im Rechtsmittelverfahren zu grossen Verun-
sicherungen bei einer Betroffenen führen und sie allenfalls davon abhalten, für ihr Recht (weiter) zu 
kämpfen (S.26). 
5.3.2 Verfahrensausgang zwischen Recht und Gerechtigkeit 
Geltendes Recht muss ordnungsgemäss gesetzt sein, damit es „Recht“ ist. Gerechtigkeit ist dabei 
schwieriger zu benennen. Seit Aristoteles beinhaltet Gerechtigkeit den Aspekt der ausgleichenden Ge-
rechtigkeit. Damit ist gemeint, dass jedem Nachteil eine gleichwertige Gegenleistung oder Sanktion 
gegenübergestellt werden muss. Gerechtigkeit fliesst insofern in das Recht ein, dass der Grundsatz der 
formalen Gleichheit, der Einzelfallgerechtigkeit und der prozeduralen Gerechtigkeit gilt. Bei der Höhe 
von Strafmassen kann über die Gerechtigkeit im Recht diskutiert werden (Schwander, 2013, S.36–38). 
Ein Strafverfahren endet mit einem Urteil, welches entweder einen Freispruch oder einen Schuldspruch 
mit einem Strafmass beinhaltet (ebd., S.72). Dabei ist ein Strafmass immer mit einer gesellschaftlichen 
Wertung und mit dem vorherrschenden Menschenbild eines Staatswesens verknüpft (Schwander, 2013, 
S.328). Immer wieder fällt auf, dass das Strafmass in der Schweiz bei Vermögensdelikten höher ausfällt 
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als bei sexuellen Gewalttaten an Kindern. Die Diskussion wird daher immer wieder aufgeworfen, ob der 
Schutz des Eigentums bei Vermögensdelikten in unserer Gesellschaft höher eingestuft wird als der 
Schutz der körperlichen, psychischen und sexuellen Integrität bei Sexualdelikten. Ebenfalls wird von 
Fachpersonen die Beschaffenheit des Straftatbestandes „Nötigung“ kritisiert. Denn die Straftat Verge-
waltigung ist erst bei einer erzwungenen vaginalen Penetration mit dem Penis gegeben. Alle anderen 
Formen von gewaltsamem Eindringen, wie z. B. orale, anale Vergewaltigung oder das Einführen von 
Gegenständen, fallen unter den Tatbestand der sexuellen Nötigung. Dieser Straftatbestand hat eine tie-
fere Mindeststrafe als „Vergewaltigung“ zur Folge (vgl. Kap. 3.1). Ebenfalls kann der Begriff Nötigung 
für solch schwerste Übergriffe eine bagatellisierende und verharmlosende Wirkung in der Gesellschaft 
darstellen. Es gibt keine Studienergebnisse, dass eine anale oder orale Vergewaltigung weniger schädi-
gende Auswirkungen als eine vaginale Vergewaltigung impliziert (vgl. Kap. 2.3) (Castagna, 2015, 
S.26). Ein unbefriedigendes Urteil kann für eine Betroffene eine sekundäre Viktimisierung und auch 
soziale Stigmatisierung darstellen. Vor allem wenn Betroffene und auch Angehörige die Erwartung hat-
ten, dass im Strafrecht „die“ tatsächliche Wahrheit rekonstruiert wird und dem Angeklagten dabei 
Schuldzuweisungen mittels Vorwürfe gemacht werden. Dies ist jedoch nicht der Fall, da das Rechtssys-
tem vielmehr eine Entscheidung auf der Basis von vorliegenden Daten fällt, welche verifizierbar sind. 
„Das Urteil, das die Ergebnisse vom Richter sowie von der Beweisaufnahme widerspiegelt, enthält so-
mit nicht tatsächlich „die“ Wahrheit, welche die Wirklichkeit abbildet, sondern nur eine prozessuale 
Wahrheit“ (Kirchhoff, 2005, S.985).   
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6 Handlungsempfehlungen für die Sozialarbeit im Beratungskontext 
Aus den vorgängigen Kapiteln ist ersichtlich, dass eine Betroffene von innerfamiliärer sexueller Gewalt 
in der Kindheit auch im Erwachsenenalter unter Langzeitfolgen leiden kann (Kap. 2). Aus Kapitel 4 
wird ersichtlich, dass ein Strafverfahren vielfältige mögliche psychosoziale Auswirkungen für eine Be-
troffene beinhalten kann. Aus Kapitel 3 und Kapitel 5 wird erkennbar, wie komplex und herausfordernd 
die rechtliche Situation in einem Strafverfahren sein kann. Aufgrund der Erkenntnisse aus diesen Kapi-
teln ist ersichtlich, dass Betroffene auf adäquate Beratung und Begleitung vor, während und nach einem 
Strafverfahren durch Professionelle angewiesen sind.  
 
Mit Wissen aus verschiedenen Bezugswissenschaften ist die Sozialarbeit qualifiziert, Betroffene zu un-
terstützen und diese Problematik anzugehen. Die Sozialarbeit ist nicht nur prädestiniert dafür, sondern 
auch gemäss dem Berufskodex (Art. 4 Abs. 1) verpflichtet, Menschen zu unterstützen, ihre existenziel-
len Bedürfnisse zu befriedigen, ihre Integrität zu stärken und die Integration in ein soziales Umfeld zu 
ermöglichen. Art. 5 Abs. 4 verdeutlicht den Auftrag: „Soziale Arbeit hat Lösungen für soziale Probleme 
zu erfinden, zu entwickeln und zu vermitteln.“ Abs. 6 beschreibt, dass es die Aufgabe der Sozialen 
Arbeit ist, soziale Notlagen von Personen und Gruppen zu lindern. Die ethischen Prinzipien der Sozial-
arbeit basieren ebenfalls auf den Allgemeinen Erklärungen der Menschenrechte und dem Übereinkom-
men über die Rechte des Kindes (AvenirSocial, 2010, S.5–6). Wie eingangs erläutert, verletzt sexuelle 
Gewalt mehrere grundlegende Menschenrechte. 
 
Ein Handlungsbedarf für die Sozialarbeit in der Begleitung von Betroffenen von innerfamiliärer sexu-
eller Gewalt ist entsprechend deutlich zu sehen. Wie die Sozialarbeit im Beratungskontext den Auftrag 
wahrnehmen kann, wird im folgenden Kapitel erläutert. Dabei sind ebenfalls Art. 10 Abs. 2 und Art. 8 
Abs. 5 zu berücksichtigen: Die Professionellen der Sozialen Arbeit sollen die Klientinnen und Klienten 
„motivieren, von ihren Rechten (…) Gebrauch zu machen“ und müssen zugleich zwingend „ das An-
recht der Menschen, im Hinblick auf ihr Wohlbefinden, ihre eigene Wahl und Entscheidung zu treffen 
(…)“ achten. Die Entscheidung, ob eine Betroffene eine Strafanzeige erstatten möchte oder nicht, muss 
sie daher autonom entscheiden können und die Professionellen sollen diese Entscheidungsfindung un-
terstützen. Denn jede Betroffene ist individuell und verschieden, was die Sozialarbeit nach Art. 9 Abs. 
5 ebenfalls zu berücksichtigen und zu anerkennen hat.  
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6.1 Opferhilfe und Beratungsgrundsätze 
Professionelle Opferhilfe leistet nach Hartmann (2010) einen Beitrag zur Bewältigung der mit Opferer-
fahrungen verbundenen Verletzungen und Schäden sowie zur Prävention sekundärer Viktimisierung. 
Die Opferhilfe soll unabhängig von einem möglichen Strafverfahren unterstützend tätig sein. Falls es zu 
einem Strafverfahren kommt, soll sie vor, während und nach dem Verfahren die Klientinnen unterstüt-
zen (S.5). Die Opferhilfe arbeitet ganzheitlich und vernetzend. Die Unterstützung kann aus Klärungs-
hilfe durch Informationen, psychosozialer Beratung, Krisenintervention oder psychotraumatologischer 
Beratung bestehen. Ebenso bietet sie langfristige Betreuung von Einzelpersonen, Paaren, Gruppen oder 
Angehörigen an. Sie entwickelt mit den Betroffenen Hilfs- und Unterstützungsangebote und bietet recht-
liche Beratung und Begleitung im Rahmen des Strafverfahrens an. 
 
Weitere wichtige Aufgaben bestehen aus Vernetzungsarbeit und präventivem Engagement durch Öf-
fentlichkeitsarbeit, z. B. durch Informationsveranstaltungen für Fachpersonen der Justiz oder des Bil-
dungswesens (Hartmann, 2010, S.18). Denn eine gute Vernetzungsarbeit ermöglicht kurze Wege in der 
konkreten Fallarbeit und ein aufeinander abgestimmtes Vorgehen. Des Weiteren hat sie auch eine prä-
ventive Funktion. Durch gemeinsame Informationsveranstaltungen können Fachpersonen für die Situa-
tion von Opfern sensibilisiert und sekundäre Viktimisierungen verhindert werden (Priet, 2010, S.164). 
 
Die Beratung soll sich nach den Bedürfnissen der Betroffenen ausrichten und deren Lebenssituation 
möglichst ganzheitlich erfassen (Priet, 2010, S.155). Die zentralen Prinzipien in einer Opferberatung 
sind nach Priet (2010) Sicherheit, Wahrung der Selbstbestimmung und Solidarität. Einerseits soll den 
Klientinnen eine möglichst hohe emotionale Sicherheit durch Kompetenz und Halt geboten werden, 
andererseits soll ihnen möglichst viel Kontrolle über die Beratungssituation gelassen werden. Dies ist 
wichtig, um dem erlebten Kontrollverlust während den traumatischen Erfahrungen entgegenzuwirken. 
Daraus resultiert, dass es sowohl strukturierende und haltgebende Interventionen braucht, als auch In-
terventionen, die am individuellen Befinden der Klientinnen orientiert sind und ihnen in transparenter 
Weise Raum für ihre Bedürfnisse lassen. Diese Balance zwischen den beiden Polen soll auf die indivi-
duelle Situation der Klientin angepasst werden (S.162). 
 
 
Klientenzentrierter Beratungsansatz  
Nach Priet (2010) ist die klientenzentrierte Beratung nach Carl Rogers eine geeignete Grundhaltung für 
die Beratung von traumatisierten Klientinnen. Die klientenzentrierte Beratung beinhaltet ein humanisti-
sches Menschenbild und beruht auf den drei Basisvariablen des bedingungslosen Akzeptierens, des ein-
fühlenden Verstehens und der Echtheit. So soll das Selbstwertgefühl und das Vertrauen in die eigenen 
„Der sexuelle Missbrauch gehört zwar zu meiner Biografie, er ist aber nicht mein Lebensmittelpunkt“ 
(anonyme Studentin; zit. in Castagna, 2015, S.15). 
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Kräfte wieder gestärkt werden. Mit Hilfe des klientenzentrierten Ansatzes können Klientinnen dazu er-
mutigt werden, sich zu öffnen und ihre Gedanken, Erfahrungen und Empfindungen mitzuteilen. 
 
Ressourcenorientierter Ansatz 
Mittels Ressourcenaktivierung können die Fähigkeiten und Ressourcen der Klientinnen ermittelt und 
angeregt, sowie das Selbstvertrauen gestärkt werden (Hartmann, 2010, S.18). In Krisensituationen ver-
engt sich häufig die Wahrnehmung auf negative Folgen und vorhandene Ressourcen werden kaum mehr 
genutzt (Priet, 2010, S.171). Die Erhebung von Ressourcen aus der Vergangenheit, der Gegenwart oder 
aus Zukunftsvorstellungen hat daher eine hohe Gewichtung in den Beratungsgesprächen. Um die Kli-
entinnen zu stabilisieren, sollten zuerst die vorhandenen Bewältigungsstrategien aktiviert werden. Erst 
wenn diese ausgeschöpft sind, sollten neue Bewältigungsstrategien angeregt werden. Mögliche Fragen 
dazu sind: „Was hat Ihnen bisher geholfen, wenn Sie in einer Krisensituation waren?“ oder „Was beru-
higt/entspannt Sie?“ (Priet, 2010, S.167). Ebenfalls ist es hilfreich, Klientinnen in der Beratung zu be-
obachten und positive Stimmungen zu spiegeln, denn oft bewirkt schon die Vorstellung über eine Situ-
ation, welche sie als angenehm empfinden, ein Lächeln oder eine Entspannung der Mimik (Priet, 2010, 
S.171). 
 
Psychotraumatologische Beratung 
Viele Opferberatungsstellen arbeiten mit Ansätzen der psychotraumatologischen Beratung. Diese Bera-
tung dient der psychischen Stabilisierung, der Anregung für den Verarbeitungsprozess und kann prä-
ventiv Traumafolgestörungen entgegenwirken (Priet, 2010, S.170). Die psychotraumatologische Bera-
tung unterscheidet sich von der Psychotherapie, da keine geleiteten Traumakonfrontationen durchge-
führt werden (S.175). Trotzdem kann davon ausgegangen werden, dass diese Art der Beratung vor allem 
für Sozialarbeitende mit einer entsprechenden Weiterbildung gedacht ist. Je nach diagnostischer Ein-
schätzung von einer Klientin, können unterschiedliche Interventionen genutzt werden (S.170).  
 
Eine Interventionsmöglichkeit aus der psychotraumatologischen Beratung ist die Normalisierung und 
Aufklärung der Reaktionen. Viele Klientinnen haben Angst vor ihren eigenen Reaktionen. Deshalb soll 
ihnen vermittelt werden, dass ihre Gefühle eine adäquate Reaktion auf ein ungewöhnliches Ereignis 
darstellen. Informationen über den Zusammenhang zwischen dem Befinden und der erlebten Gewalt 
ermöglichen, dass die eigenen Symptome als Bewältigungsversuche eingeordnet werden können. Es 
fördert zudem das Verständnis für die eigenen Reaktionen, was den Kontrollverlust verringern kann 
(Priet, 2010, S.170). 
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Eine weitere Interventionsmöglichkeit ist das Vermitteln von Hoffnung und Zuversicht. Dies vermittelt 
zu bekommen, stärkt das Vertrauen und den Mut der Klientinnen. Das kann über positive Spiegelungen 
oder prognostischen Einschätzungen gemacht werden. Z. B. können die Bemühungen der Klientin, zur 
Beratung zu kommen, als erster wertvoller Schritt gespiegelt werden (Priet, 2010, S.170).  
 
Weiter kann der Selbstwert von Klientinnen durch die positiv wertschätzende Beziehungsgestaltung und 
durch die Verminderung von selbstabwertenden Gedanken und Gefühlen gestärkt werden. Es ist hilf-
reich, wenn selbstabwertende Gedanken konkret benannt und positive Kognitionen erarbeitet werden. 
Viele Betroffene haben als Bewältigungsstrategie ein Selbstkonzept mit überhöhten Ansprüchen an ihre 
eigene Funktionsfähigkeit entwickelt. Diese darf als solche anerkannt und ihre Sinnhaftigkeit wertge-
schätzt werden. Jedoch soll zugleich bei den Klientinnen ein Verständnis für ihre eigenen Verletzungen 
geweckt werden. Einen liebevollen Umgang mit sich zu pflegen, kann dabei angeregt werden (Priet, 
2010, S.171–172). 
 
Gemäss Priet (2010) ist es förderlich, wenn Professionelle zusammen mit den Klientinnen Verhaltens-
weisen erarbeiten, die an vorhandenen Ressourcen anknüpfen. Es kann sein, dass Klientinnen gewisse 
Vermeidungsverhalten und Bewältigungsstrategien aufweisen, die einerseits als sinnvolle Schutzme-
chanismen verstanden werden, andererseits die Lebensgestaltung erheblich einschränken und die Ver-
arbeitung des Traumas blockieren. Klientinnen, die unter Depressionen, Antriebsverlust und Erschöp-
fung leiden, kann es helfen, den Tages- und Wochenendablauf zu planen und zu strukturieren. Klientin-
nen, die sich sozial zurückziehen oder sich völlig von der Umwelt isolieren, können ermutigende Inter-
ventionen helfen. Z. B. kann die Beratung mit Angehörigen dazu führen, dass Betroffene ihren sozialen 
Rückzug aufgeben und Kontakte kontinuierlich wieder aufnehmen können. Dabei ist es wichtig, dass 
eine Balance zwischen Erholungsphasen und Aktivitäten, sowie zwischen Rückzug und sozialen Kon-
takten gefunden wird (Priet, 2010, S.170–174). 
 
Nicht selten leiden Betroffene unter quälenden Schuld- und Schamgefühlen (vgl. Kap. 2.3). Das selbst-
konzeptbezogene Verstehen nach Carl Rogers kann eingesetzt werden, um Klientinnen zu helfen, besser 
mit Schuld- und Schamgefühlen umzugehen. Dabei werden zuerst die negativen Selbstbewertungen ge-
spiegelt, z. B: „Sie nehmen es sich übel, ihn nicht durchschaut zu haben“. Daraufhin können den Be-
troffenen Informationen über das Verhalten von Menschen in traumatischen Erlebnissen, über den dabei 
erlebten Kontrollverlust und über retroperspektivische Denkverzerrungen vermittelt werden. Entlastend 
wirken Sätze wie z. B. „Viele Menschen haben sich in einer ähnlichen Situation genauso verhalten wie 
„Für unsere Fachstelle ist es bedeutsam, betroffenen Minderjährigen und Frauen nebst der Sachhilfe 
vor allem „Raum“ und Wertschätzung zu geben. Sie in ihrer individuellen Betroffenheit und ange-
sichts ihrer Belastungen zu würdigen“ (Kathrin Schmuckli, Mitarbeiterin Lantana, 2015, S.11). 
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Sie“. Anschliessend werden Wahrnehmungen und Schlussfolgerungen der Klientin erneuert, damit sie 
eine realistischere Einschätzung erhält (Priet, 2010, S.173).  
 
Als weitere Interventionsmöglichkeit gilt das Einüben von Hilfsmethoden. Bei Betroffenen, welche un-
ter belastenden Gefühlszuständen, an Ängsten und/oder Schlaf- und Konzentrationsstörungen leiden, 
können Achtsamkeits- und Imaginationsübungen beruhigend wirken. Achtsamkeitsübungen schärfen 
die Wahrnehmung und helfen, sich von traumatischen Erinnerungen zu distanzieren. Imaginationsübun-
gen mit positiven Gegenbildern zum traumatischen Erleben können die innere Grundspannung reduzie-
ren und bei Angstsituationen eingesetzt werden. Um Gedankenkreise zu durchbrechen, können soge-
nannte „Grübelstopps“ wirksam sein, indem die Klientin laut Stopp sagt oder einer anderen Tätigkeit, 
wie z. B. Sport, nachgeht. Die Übungen sollen den Betroffenen erklärt oder allenfalls mit ihnen gemein-
sam durchgeführt und nach einer gewissen Zeit evaluiert werden. Wichtig ist dabei zu beachten, dass 
solche Übungen bei psychiatrischen Krankheiten und bei Suizidalität kontraindiziert sind (Priet, 2010, 
S.174). 
6.2 Umgang mit Betroffenen in der Entscheidungsphase 
Der Erstkontakt in der Sozialen Arbeit ist besonders relevant für den weiteren Beratungsverlauf und 
ermöglicht den Klientinnen, einen ersten Eindruck vom Beratungsangebot zu erhalten. Bei denjenigen, 
die traumatische Erlebnisse erfahren haben, besteht häufig ein Misstrauen gegenüber anderen Menschen 
(vgl. Kap. 2.3), weshalb sich Professionelle auf den Erstkontakt gut vorbereiten sollten (Priet, 2010, 
S.164). Solche Beratungsbarrieren können ebenfalls aufgrund von Schamgefühlen vorhanden sein oder 
aus Wertvorstellungen, dass mit „Fremden“ nicht über innerfamiliäre Probleme gesprochen wird (Bar-
bara Kavemann, 2010, S.244). Im Erstkontakt gilt es, Sicherheit zu vermitteln und ein ruhiges Setting 
mit einer angenehmen Atmosphäre herzustellen. Damit das verlorengegangene Vertrauen in andere 
Menschen wieder aufgebaut werden kann, sollten das nahe soziale Umfeld und staatliche Institutionen 
Solidarität zeigen (Priet, 2010, S.159). Des Weiteren sollen die Klientinnen gleich zu Beginn darüber 
informiert werden, dass sie den genauen Tathergang nicht erzählen müssen. Um Unsicherheiten von 
Klientinnen bezüglich des Beratungsgesprächs zu klären, sollten die Rahmenbedingungen und Inhalte 
möglichst transparent vermittelt und die Zustimmung für weitere Abklärungen eingeholt werden. Damit 
die Klientinnen ihre Erlebnisse und ihr Befinden nach ihren individuellen Bedürfnissen einbringen kön-
nen, sollte das Gespräch mit offenen Fragen und einfühlenden Paraphrasierungen geleitet werden. Das 
primäre Ziel des Erstkontaktes ist die Herstellung eines guten Beratungskontaktes (Priet, 2010, S.164). 
 
Während des Gesprächs ist es vor allem wichtig, Informationen über mögliche Folgen der primären und 
sekundären Viktimisierung zu erhalten. Ein „Ausfragen“ sollte dabei unbedingt vermieden werden, denn 
die wesentlichen Informationen ergeben sich meist im Gesprächsfluss. Zentrale Themen können dabei 
folgende sein (Priet, 2010, S.165): 
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 Sicherheit: Inwiefern besteht Kontakt zum Täter? Wie wird der Täter eingeschätzt? 
 psychisches Befinden: Welche Ressourcen liegen bei der Klientin vor (Ressourcenanalyse)? Ist 
bei der Klientin eine PTBS entwickelt, liegen PTBS-Syndrome vor oder besteht eine Gefähr-
dung, eine solche zu entwickeln (diagnostische Einschätzung)? Welche Lösungsversuche wur-
den bereits früher unternommen? Welche Bewältigungsstrategien kennt die Klientin? Besteht 
bei der Klientin ein Suizidrisiko? 
 Strafverfahren: Welche Straftatbestände liegen vor? Ist allenfalls ein Strafverfolgungsinteresse 
von der Klientin vorhanden? Welche Vorstellungen und Befürchtungen bzgl. eines Strafverfah-
rens liegen bei der Klientin vor? 
 soziale Situation: Wie ist die Klientin sozial eingebettet (Familie, Freunde, Wohnen)? In wel-
cher beruflichen und wirtschaftlichen Situation befindet sich die Klientin (Ausbildung, Schule, 
Beruf, Finanzen)? 
 
Zu den Aufgaben der Sozialarbeitenden gehören auch, Informationen zu vermitteln und externe Res-
sourcen zu erschliessen. Betroffene sollen über finanzielle Hilfen, Entschädigungs-, Genugtuungs- und 
Sozialversicherungsleistungen informiert und beraten werden. Weiter soll der Klientin den Ablauf eines 
Strafverfahrens, ihre Pflichten und Rechte und mögliche Verfahrensausgänge aufgezeigt und erklärt 
werden. Die Entscheidungskompetenz sollte dabei zwingend bei der Klientin liegen. Bei Unsicherheiten 
soll sie in ihren Entscheidungskompetenzen gefördert werden. Bei der Durchsetzung von Ansprüchen 
soll abgeschätzt werden, inwiefern die Klientin Unterstützung benötigt und welche Angelegenheiten sie 
selber erledigen kann (Priet, 2010, S.176 & 178).  
 
Eine gute Vernetzungsarbeit unter den beteiligten Institutionen, mit denen das Opfer zwangsläufig in 
Kontakt kommt, ist wesentlich (z. B. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Therapeutinnen und Thera-
peuten, usw.). Dadurch können Klientinnen über Beratungsangebote informiert und adäquat weiterver-
mittelt werden (Priet, 2010, S.163). Da einige Betroffene unter einer PTBS leiden oder Symptome einer 
PTBS aufweisen (vgl. Kap. 2.3), ist bei solchen allenfalls eine Triage an eine geeignete Therapeutin 
angebracht (Gast, 2010, S.86).  
 
 
„Ein Leben nach sexueller Ausbeutung (…) bedeutet viel Arbeit, viel Geduld mit sich und seinem 
Umfeld, den Willen aus allem auszubrechen, und Vertrauen, dass es zu schaffen ist. Ohne Therapie 
bei einer Therapeutin mit einer speziellen Ausbildung auf diesem Gebiet wäre für mich vieles nicht 
möglich geworden“ (Angela Schlump, Betroffene von innerfamiliärer sexueller Gewalt; zit. in Cas-
tagna, 2006, S.7). 
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Betroffene von Sexualdelikten können sich an Opferberatungsstellen wenden, unabhängig von ihrem 
Strafverfolgungsinteresse. Ein Strafverfahren kann für Opfer sehr belastend sein (vgl. Kap. 4 & 5). Es 
ist daher wichtig, dass die Beratungen an den Erwartungen, Zielvorstellungen und dem Strafverfol-
gungsinteresse der Klientin ausgerichtet sind. Es kann sein, dass unrealistische Ziele vorhanden sind, 
welche gemeinsam überprüft werden können. Beratungen sollten grundsätzlich möglichst ergebnisoffen 
sein, da Betroffene allenfalls keinerlei Interesse an einer Strafverfolgung haben. Informationen über ein 
mögliches Strafverfahren können bei einer Betroffenen Ängste oder auch Empörung auslösen. Diesen 
Gefühlen soll in den Beratungen Raum gegeben werden. Wobei die Situation im Strafverfahren nicht 
verharmlost werden darf. Ebenfalls sollten zwingend Versprechen, die nicht eingehalten werden kön-
nen, vermieden werden (Priet, 2010, S.177). 
 
Ein professioneller Umgang mit teilweise vorhandenen ambivalenten Bedürfnissen ist wichtig. Die Am-
bivalenzberatung soll Zeit und Raum bekommen, damit die individuellen Entscheidungskompetenzen 
angesichts eines möglichen Strafverfahrens gestärkt werden. Dabei sind eine wertschätzende Grundhal-
tung und eine ergebnisoffene Beratung wesentlich, damit die Klientin sich nicht bedrängt und überfor-
dert fühlt. Ambivalenzen sollen als normal gespiegelt werden und gleichzeitig soll klar Stellung gegen 
die sexuelle Gewalt bezogen werden. So kann der Tendenz zur Bagatellisierung von sexueller Gewalt 
entgegengewirkt werden (Priet, 2010, S.169).  
 
Wenn Anzeichen von Dissoziationen im Beratungsgespräch zu beobachten sind (vgl. Kap. 4.1), soll 
sofort besprochen werden, was der Klientin hilft, um diese zu beenden. Hilfreich kann sein, die Klientin 
mit dem Namen direkt anzusprechen, einen Themenwechsel vorzunehmen, sich im Raum umher zu 
bewegen, oder auch ein Getränk zu sich zu nehmen. Um der Klientin Mittel zu geben, damit sie selbst 
Dissoziationen verhindern kann, werden z. B. gemeinsam Hilfsmethoden eingeübt (Priet, 2010, S.177).  
6.3 Begleitung von Betroffenen während des Strafverfahrens 
Damit sich die traumatische Erfahrung von Hilflosigkeit möglichst nicht wiederholt, sollen Betroffene 
während des Strafverfahrens mit dem Ziel begleitet werden, die subjektiv wahrgenommene Kontrolle 
zu erhöhen. Dabei sollen Informationen und Handlungsmöglichkeiten vermittelt werden (Priet, 2010, 
S.177). Belastende Ereignisse (z. B. Termine für die Einvernahme), welche absehbar sind, sollen in den 
Beratungsgesprächen davor und danach thematisiert und geplant werden (ebd., S.172). Während des 
Strafverfahrens soll abgeklärt werden, ob sich die Klientin vor unangenehmen Situationen ausreichend 
schützen kann und wo allenfalls eine Vermittlung zu den Behörden angebracht ist (ebd., S.176). Priet 
empfiehlt, während des Strafverfahrens straftatrelevante Sachverhalte nicht detailliert zu besprechen. 
So soll nicht der Eindruck entsteht, dass die Aussagen eingeübt wurden, wobei dann die Glaubwürdig-
keit angezweifelt werden kann (vgl. Kap. 5.2). Die Klientin soll während des Strafverfahrens über ihre 
Rolle, ihre Aufgaben und über den aktuellen Stand informiert werden. Zum Beispiel kann ein Besuch 
 Handlungsempfehlungen für die Sozialarbeit im Beratungskontext 
72 
im Gerichtssaal oder die Organisation von geeigneten Warteräumen gemeinsam im Voraus organisiert 
werden. In den Beratungsgesprächen soll der Klientin immer wieder Raum gegeben werden, um gegen-
wärtige Befürchtungen anzusprechen, die Selbstfürsorge anzuregen oder Distanzierungstechniken ein-
zuüben. So kann die Klientin während des Strafverfahrens stabilisiert werden (ebd., S.177–178). 
 
Aufgrund der Gefahr einer sekundären Viktimisierung und Stigmatisierung der Betroffenen durch das 
nahe soziale Umfeld (vgl. Kap. 4.3) ist die Hilfe von Professionellen bei der Einbeziehung der Angehö-
rigen ausgesprochen wichtig. Die Angehörigen sollen über die konkrete Situation und das Befinden der 
Betroffenen aufgeklärt werden, um zukünftige Konflikte zu vermeiden (Kury, 2010, S.66). Ein weiteres 
Ziel der Angehörigenberatung kann sein, eine konstruktive Kommunikation zwischen der Klientin und 
ihren Angehörigen zu fördern. So können anschliessend gemeinsam hilfreiche Strategien im Umgang 
miteinander entwickelt werden (Priet, 2010, S.175–176). 
6.4 Begleitung der Betroffenen nach dem Strafverfahren  
Im Anschluss an das Strafverfahren ist es ratsam, mit der Klientin das Erlebte zu besprechen und ihr den 
Rechtsentscheid zu erklären (Priet, 2010, S.178). Um möglichen Enttäuschungen entgegenzuwirken, ist 
es hilfreich, die Ziele, welche noch vor dem Strafverfahren aufgestellt wurden, in Erinnerung zu rufen. 
Auch wenn der Täter nicht verurteilt wurde, kann die polizeiliche Einvernahme beim Täter etwas be-
wirkt haben. Es ist wichtig, dass Betroffene begreifen, dass eine Einstellung des Verfahrens oder ein 
Freispruch oftmals aufgrund von mangelnden Beweisen entsteht und nicht weil man ihr nicht glaubt 
oder denkt, dass die sexuelle Gewalt nicht stattgefunden hätte. Auch die Konsequenzen einer Verurtei-
lung sind für die Betroffenen nicht immer klar einzuordnen. Vielleicht wurde das Strafmass zu niedrig 
eingestuft oder die Verurteilung kann Schuldgefühle hervorrufen (Castagna, 2009, S.6). 
 
Da häufig eine langfristige Beratung mit einer vertrauensvollen Beziehung zwischen der/dem Sozialar-
beiter/in und der Klientin entstanden ist, sollte der Beratungsabschluss nicht vernachlässigt werden. 
Diese Beziehung kann eine wichtige Funktion im Alltagsleben der Klientin eingenommen haben. Der 
Klientin soll daher angeboten werden, zuerst die Anzahl der Beratungssitzungen zu reduzieren. Zu ei-
nem adäquaten Beratungsabschluss gehört auch die Evaluation des Beratungsverlaufes und ein gegen-
seitiges Feedback (Priet, 2010, S.179). 
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6.5 Herausforderungen an die Sozialarbeitenden 
In der Opferhilfe arbeiten Sozialarbeitende mit Menschen, welche Opfer einer Gewalt- bzw. Straftat 
wurden. Nicht jeder Mensch, welcher eine Gewalttat erlebt hat, entwickelt eine traumatische Folgestö-
rung und nicht jeder traumatisierte Mensch ist Opfer einer Straftat. Dennoch bilden Übergriffe auf die 
psychische, physische und sexuelle Unversehrtheit oft Dynamiken auf einem Menschen ab (vgl. Kap. 
2.3). Der Kontakt zwischen Sozialarbeitenden und Betroffenen entsteht meist in einer Phase der Verar-
beitung, was eine grosse Herausforderung an die Sozialarbeitende darstellt (Hans-Joachim & Lydia 
Hantke, 2010, S.281). Wenn Sozialarbeitende den Betroffenen von innerfamiliärer sexueller Gewalt 
professionelle Beratung anbieten möchten, ist Wissen zur Thematik unabdingbar. Nur dann können sie 
den Bedürfnissen der Klientel gerecht werden und passende Unterstützungsangebote empfehlen. Dieses 
Wissen ist komplex und vielfältig, da das Beratungsfeld interdisziplinär ausgerichtet ist. Es braucht 
Wissen zu krisen- und opferorientierter Beratung, Fachberatung mit traumatisierten Menschen (insbe-
sondere Psychotraumatologie), Viktimologie, Recht und Grundkenntnisse aus der Medizin und Psycho-
therapie (Hartmann, 2010, S.18–19).  
 
Sozialarbeitende begegnen Klientinnen, welche fundamentale Einschnitte in ihre Persönlichkeitsrechte 
und in ihrer Integrität erfahren haben. Langzeitfolgen von Klientinnen haben zumeist einen grossen 
Einfluss auf die Beratungsbeziehung. Sozialarbeitende sollten dann in der Lage sein, mit deren Miss-
trauen, Schuldgefühlen, Hass auf sich selbst und mit ihrer Hilflosigkeit umgehen zu können. Ebenfalls 
können Dissoziationen und massive Stimmungsschwankungen zwischen Idealisierung und Verteufe-
lung grosse Herausforderungen im Beratungskontext darstellen (Hans-Joachim Görges & Lydia Hantke, 
2010, S.286). Um einen adäquaten Umgang mit den Klientinnen zu pflegen, brauchen Sozialarbeitende 
viel Kraft und vielfältige Ressourcen. Es kann sein, dass sich die Lebensgeschichten der Klientinnen auf 
das eigene Erleben der Sozialarbeitenden auswirken. Vorgesetzte sollten auf Überlastungssymptome 
ihrer Mitarbeitenden achten, um ein Burnout zu verhindern. Beispiele für solche Symptome sind zuneh-
mende Erschöpfung, verminderte Selbstwirksamkeitserfahrung in der Arbeit, überstarkes Engagement, 
wiederholtes Fehlen aufgrund Krankheit oder Abwertungstendenzen gegenüber Klientinnen und Klien-
ten. Die Reaktionsformen eines möglichen Burnouts sind dabei individuell und können sich stark unter-
scheiden. Es ist jedoch immer ein Zuviel oder Zuwenig im Verhalten ersichtlich und die Grenze zwi-
schen der Arbeit und der Freizeit verschmelzen zunehmend (ebd., S.292–293). 
 
Eine weitere Herausforderung in der Arbeit mit Betroffenen stellt die sogenannte indirekte oder sekun-
däre Traumatisierung der Sozialarbeitenden dar. Die tägliche Auseinandersetzung mit dem, was Be-
troffenen zugestossen ist, kann bei Sozialarbeitenden selbst zu Symptomen einer PTBS führen. Gerade 
bei Sozialarbeitenden, welche eigene Erfahrungen mit traumatischen Ereignissen haben, können solche 
wieder sichtbar werden, selbst wenn diese gut verarbeitet wurden (ebd., S.294). Görges und Hantke 
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empfehlen daher regelmässige Supervisionen. Denn diese können dazu beitragen, die Bildung von se-
kundärer Traumatisierung bei Sozialarbeitenden zu verhindern und Dynamiken im Team zu erkennen 
(ebd., S.281). Die Supervision kann ein Ort sein, wo Sozialarbeitende ihre Sorgen platzieren können, 
Situationen neu bewertet werden dürfen und ihre eigene Selbstfürsorge angeregt wird. So ist die Super-
vision eine Betrachtung von Situationen auf der Metaebene, woraus wieder neue Inputs für den Ar-
beitsalltag erschaffen werden (ebd., S.297–298). 
 
 
  
„Als Mitarbeitende der Beratungsstelle Castagna (…) sind wir tatsächlich mit sehr berührenden Le-
bensgeschichten und oftmals auch unermesslichem Leid konfrontiert, das es mitzutragen gilt, damit 
eine vertrauensvolle und helfende Beziehung wieder aufgebaut werden kann. Gleichzeitig können 
wir immer wieder miterleben, mit welcher Kreativität, Tapferkeit und welch enormem Lebenswillen 
schwer traumatisierte Kinder, Jugendliche und Frauen ihr Leben meistern. Daran teilzuhaben und 
mitzuhelfen, damit Menschen extreme Belastungen überstehen, berührt und ermutigt uns gleicher-
massen“ (Eveline Jordi, 2006, S.20). 
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7 Schlussfolgerungen 
In diesem Kapitel wird die Fragestellung beantwortet und die wichtigsten Erkenntnisse zusammenge-
fasst. Im Anschluss wird auf berufsrelevante Folgerungen für die Sozialarbeit eingegangen und einen 
Ausblick auf mögliche Forschungsthemen gegeben. Eine persönliche Stellungnahme der Autorinnen 
bildet den Abschluss.  
7.1 Beantwortung der Fragestellung 
Die zentrale Fragestellung dieser Bachelorarbeit ist: Welche psychosozialen Auswirkungen und recht-
lichen Herausforderungen kann ein Strafverfahren im Erwachsenenalter für weibliche Opfer haben, wel-
che innerfamiliäre sexuelle Gewalt im Kindesalter erlebt haben?  
 
Um die Frage zu beantworten, wurde zuerst im zweiten Kapitel der Forschungsstand zu innerfamiliärer 
sexueller Gewalt und im dritten Kapitel die rechtlichen Grundlagen dargelegt.  
 
Welche psychosozialen Auswirkungen ein Strafverfahren für eine Betroffene haben kann, wurde im 
vierten Kapitel beantwortet. Ein Strafverfahren kann sowohl Risiken, als auch positive Auswirkungen 
für eine Betroffene haben. Die wichtigsten psychischen Risiken sind: Auftreten von Ängsten, sekundäre 
Viktimisierung, Retraumatisierung oder eine Verstärkung des Ohnmachtsgefühls. Ein Strafverfahren 
kann aber auch positive Auswirkungen auf die Psyche einer Betroffenen haben, da der individuelle Ver-
arbeitungsprozess angeregt wird, das Ohnmachtsgefühl gemindert und ein Rechtsempfinden wiederher-
gestellt werden kann. Soziale Risiken bestehen im Wesentlichen aus sekundärer und/oder tertiärer Vik-
timisierung sowie aus sozialer Stigmatisierung. Einerseits können Schwierigkeiten im Familiensystem, 
in Freundschaften und in der Partnerschaft entstehen. Andererseits kann ein Strafverfahren aber auch 
Freundschaften oder eine Partnerschaft stärken sowie das Familiensystem zu Veränderungen anregen.  
 
Im fünften Kapitel wurden mögliche rechtliche Herausforderungen aufgrund der Beschaffenheit des 
Rechtssystems und rechtliche Schwierigkeiten während und nach dem Strafverfahren aufgezeigt. 
Schwierigkeiten stellen dabei das fehlende Fachwissen von Fachpersonen und die Verjährungsfristen 
von Sexualdelikten dar. Ebenfalls ist die viktimisierende Atmosphäre im Gericht, die schwierige Be-
weisbarkeit, die Glaubhaftigkeit und Glaubwürdigkeit vor allem in Bezug auf das Recht auf Aussage-
verweigerung sowie die Umsetzung der Schutzrechte im Strafverfahrensalltag für eine Betroffene her-
ausfordernd. Der Verfahrensausgang kann für eine Betroffene schwierig einzuordnen sein und ein Kos-
tenrisiko beinhalten.  
 
Das Ziel dieser Arbeit ist, die Schnittstelle zwischen innerfamiliärer sexueller Gewalt und möglichen 
Auswirkungen eines Strafverfahrens in der Schweiz darzustellen. Dies erscheint den Autorinnen als 
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gelungen. Ebenfalls kann die Bachelorarbeit, anhand der ausführlichen Handlungsempfehlungen im 
sechsten Kapitel, als eine sinnvolle Ergänzung für das professionelle Handeln angesehen werden.  
7.2 Berufsrelevante Schlussfolgerungen 
Ob eine Betroffene eine Strafanzeige erstatten will oder nicht, muss sie individuell und autonom ent-
scheiden können. Im sechsten Kapitel wurde aufgezeigt, dass die Sozialarbeit vor, während und nach 
dem Strafverfahren eine wichtige begleitende und unterstützende Funktion hat. Die Thematik erfordert 
von Sozialarbeitenden komplexes rechtliches, psychosoziales und methodisches Wissen. Dieses ist un-
erlässlich, damit Sozialarbeitende sensibilisiert sind und eine Betroffene adäquat begleiten und beraten 
können. In der Beratungsarbeit sind die eigenen Belastbarkeitsgrenzen der Professionellen zu berück-
sichtigen, da die tägliche Arbeit mit Betroffenen eine Herausforderung auf das eigene Gefühlsleben 
darstellt. Grundsätzlich ist es wichtig, dass die Beratungen ergebnisoffen sind und möglichst die indivi-
duelle Situation einer Betroffenen würdigt, damit ihre Selbstbestimmung gestärkt wird. Die Professio-
nellen sollen Betroffene informieren und auf eine sorgfältige Entscheidungsfindung hinweisen. Mit ei-
ner adäquaten Beratung können Situationen, welche eine sekundäre Viktimisierung darstellen, entge-
gengewirkt werden. Die Sozialarbeit hat in der Opferberatung einen parteilichen und anwaltschaftlichen 
Auftrag, welcher möglichst wahrgenommen werden sollte.   
 
Die Profession Soziale Arbeit agiert ebenfalls auf der sozialpolitischen und präventiven Ebene, denn sie 
befindet sich in der Schnittstelle zwischen Individuum und Gesellschaft und leistet Beiträge zur Bewäl-
tigung und Lösung von sozialen Problemen. Eine erfolgreiche Prävention ist ein zentrales Mittel im 
Opferschutz. Dennoch können nicht alle Straftaten von innerfamiliärer sexueller Gewalt in der Gesell-
schaft verhindert werden. Die Soziale Arbeit kann sich aber für eine weitere Enttabuisierung in der 
Gesellschaft einsetzen, die Öffentlichkeit sensibilisieren und informieren. Des Weiteren ist es wichtig, 
dass die Gleichberechtigung von Mann und Frau weiterhin in allen Bereichen der Gesellschaft gestärkt 
wird und die Soziale Arbeit sich dafür stark macht.  
 
Der Opferschutz wurde in den letzten 20 Jahren in der Schweiz stärker gewichtet und es bestehen mehr 
gesetzliche Verankerungen und finanzielle Möglichkeiten. Es wird häufig darüber diskutiert, ob nicht 
zu viel für die Täter und zu wenig für die Opfer gemacht wird. Es ist wichtig, dass der Opferschutz noch 
mehr gestärkt wird, jedoch ist die Resozialisierung der Täter ebenfalls eine wichtige Aufgabe eines 
wirksamen Opferschutzes. Es kann nicht darum gehen, die finanziellen Ressourcen der Täterhilfe zu 
reduzieren, um Unvollständigkeiten bei der Opferhilfe auszugleichen. Vielmehr müsste in der Opfer-
hilfe zusätzliche Ressourcen geschaffen und das Recht im Interesse des Opferschutzes gestärkt werden.  
 
Damit Betroffene angemessene Unterstützung bekommen, brauchen Fachpersonen in den Beratungs-
stellen zeitliche Ressourcen für ihre tägliche Arbeit. Der Erfolg einer Beratungsstelle misst sich nicht 
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an einer hohen Fallanzahl, sondern an einem geeigneten Schutz und nützlicher Unterstützung für das 
Opfer. Diese Arbeit braucht Zeit für den Beziehungsaufbau und für Weiterbildungsmöglichkeiten, ge-
nügend finanzielle Ressourcen und die Anerkennung der Gesellschaft.  
7.3 Ausblick 
Während der Erarbeitung dieser Bachelorarbeit sind verschiedene Aspekte aufgetaucht, die für eine ver-
tiefte Untersuchung interessant gewesen wären, aber im Rahmen dieser Bachelorarbeit nicht weiterver-
folgt werden konnten. Einige davon werden hier kurz festgehalten, um Anreize für Forschungsarbeiten 
zu schaffen:  
 Was könnten Erklärungsansätze für eine immer noch vorhandene Tabuisierung von innerfami-
liärer sexueller Gewalt in der Schweiz sein?  
 Wie kann ein Familiensystem nach der Erfahrung von innerfamiliärer sexueller Gewalt weiter-
hin aufrechterhalten werden? Welche Rolle kann eine Betroffene dabei im Familiensystem ein-
nehmen? 
 Welche Erklärungsansätze gibt es für das Vorkommen von sexueller Gewalt innerhalb der Fa-
milie? Inwieweit kann die Soziale Arbeit dabei Prävention leisten?  
 Inwieweit sind Männer in der Kindheit in der Schweiz von innerfamiliärer sexueller Gewalt 
betroffen? Welche Auswirkungen kann ein Strafverfahren auf männliche Betroffene haben?  
 Welche Schutzfaktoren verhindern langfristige Beeinträchtigungen eines Kindes, welches in-
nerfamiliäre sexuelle Gewalt erlebt hat? Wie kann ein Kind in solchen dysfunktionalen Famili-
ensystemen Resilienz entwickeln?  
 Die Optimus Foundation Studie hat gezeigt, dass sehr wenige Betroffene den Weg zu Fachstel-
len finden. Was sind die Gründe dafür? Muss allenfalls das Angebot angepasst werden? Sind 
die Zugangsschwellen zu den Beratungen zu hoch? 
7.4 Persönliche Stellungnahme der Autorenschaft 
Die Erarbeitung dieser Bachelorarbeit war für uns interessant und herausfordernd. Wir konnten für uns 
als Sozialarbeitende neue Erkenntnisse erwerben, welche unser berufliches Handeln und Denken erwei-
tert haben. Es war für uns eine Herausforderung, weil es sich um eine belastende Thematik handelt und 
wir dadurch beim Schreiben menschlich gefordert wurden. Insbesondere während wir uns mit mit Aus-
schnitten aus Erfahrungsberichten befassten, erfuhren wir über die Grausamkeit von innerfamiliärer se-
xueller Gewalt und deren Folgen. Uns hat es immer wieder erstaunt und erschreckt, wie wenig Literatur 
und Forschung zu dieser Thematik in der Schweiz vorhanden ist. Wenn wir die Statistiken sehen und 
noch mit einer gewissen Dunkelziffer rechnen, müssen wir davon ausgehen, dass es viele Betroffene in 
der Schweiz gibt. Wir begegnen daher in unserem Leben und in unserer Arbeitstätigkeit als Sozialarbei-
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tende wohl einigen Betroffenen. Bei uns hat sich daher häufig die Frage gestellt, wieso vor allem sexu-
elle Gewalt in der Familie so wenig erforscht wird. Ist die Tabuisierung von diesem Thema immer noch 
so weit verbreitet, um das gesellschaftlichen Bild der „heilen Familie“ aufrechtzuerhalten? Ebenfalls 
waren wir erstaunt, wie wenig wir uns in den Grundmodulen der Ausbildung zu Sozialarbeiterinnen mit 
der Thematik innerfamiliärer sexueller Gewalt befasst haben. In einem Wahlmodul hatten wir das 
Thema sexuelle Gewalt kurz beleuchtet, jedoch nicht spezifisch auf innerfamiliäre sexuelle Gewalt ein-
gegangen. Unserer Meinung nach sollte das Thema „innerfamiliäre sexuelle Gewalt“ ein fester Bestand-
teil in der Ausbildung für Fachpersonen der Sozialen Arbeit und für Fachpersonen in ähnlichen Institu-
tionen sein. Um Betroffene besser zu schützen und zu begleiten, brauchen wir geeignete Opferhilfege-
setze und eine adäquate Strafprozessordnung. Wir brauchen aber vor allem Menschen in der Sozialen 
Arbeit, im Justizwesen, im Bildungswesen usw., welche wachsam und sensibilisiert auf das Thema ein-
gehen können und sich für Betroffene engagieren. Schliesslich liegt es an jeder Person in unserer Ge-
sellschaft, sich für das Thema einzusetzen und Verantwortung zu übernehmen. Hinschauen ist ein be-
wusster Willensakt und beinhaltet die Bereitschaft auf das Grausame in unserer Gesellschaft zu blicken, 
dies auszuhalten und sich Zeit zu nehmen. Dadurch werden die Betroffenen gewürdigt und gestärkt, was 
grosse individuelle und gesellschaftliche Fortschritte bewirken kann. Betroffene von innerfamiliärer se-
xueller Gewalt leben unter uns und wir können unseren Teil dazu beitragen, sie von weiterer sekundärer 
Viktimisierung zu schützen. Dies erwarten wir von uns in unserer professionellen Tätigkeit als Sozial-
arbeitende aber auch von uns als Mensch, als Teil unserer Gesellschaft. 
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Anhang 
Anhang A: Definitionen von psychischen Krankheitsbilder nach ICD-10-GM 
Posttraumatische Belastungsstörung  
„Diese entsteht als eine verzögerte oder protrahierte Reaktion auf ein belastendes Ereignis oder eine 
Situation kürzerer oder längerer Dauer, mit außergewöhnlicher Bedrohung oder katastrophenartigem 
Ausmaß, die bei fast jedem eine tiefe Verzweiflung hervorrufen würde. Prädisponierende Faktoren wie 
bestimmte, z. B. zwanghafte oder asthenische Persönlichkeitszüge oder neurotische Krankheiten in der 
Vorgeschichte können die Schwelle für die Entwicklung dieses Syndroms senken und seinen Verlauf 
erschweren, aber die letztgenannten Faktoren sind weder notwendig noch ausreichend, um das Auftreten 
der Störung zu erklären. Typische Merkmale sind das wiederholte Erleben des Traumas in sich aufdrän-
genden Erinnerungen (Nachhallerinnerungen, Flashbacks), Träumen oder Alpträumen, die vor dem Hin-
tergrund eines andauernden Gefühls von Betäubtsein und emotionaler Stumpfheit auftreten. Ferner fin-
den sich Gleichgültigkeit gegenüber anderen Menschen, Teilnahmslosigkeit der Umgebung gegenüber, 
Freudlosigkeit sowie Vermeidung von Aktivitäten und Situationen, die Erinnerungen an das Trauma 
wachrufen könnten. Meist tritt ein Zustand von vegetativer Übererregtheit mit Vigilanzsteigerung, einer 
übermäßigen Schreckhaftigkeit und Schlafstörung auf. Angst und Depression sind häufig mit den ge-
nannten Symptomen und Merkmalen assoziiert und Suizidgedanken sind nicht selten. Der Beginn folgt 
dem Trauma mit einer Latenz, die wenige Wochen bis Monate dauern kann. Der Verlauf ist wechselhaft, 
in der Mehrzahl der Fälle kann jedoch eine Heilung erwartet werden. In wenigen Fällen nimmt die 
Störung über viele Jahre einen chronischen Verlauf und geht dann in eine andauernde Persönlichkeits-
änderung (F62.0) über “ (Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation und Information, 2015, 
F43.1). 
 
Emotional instabile Persönlichkeitsstörung (Borderline)  
„Eine Persönlichkeitsstörung mit deutlicher Tendenz, Impulse ohne Berücksichtigung von Konsequen-
zen auszuagieren, verbunden mit unvorhersehbarer und launenhafter Stimmung. Es besteht eine Nei-
gung zu emotionalen Ausbrüchen und eine Unfähigkeit, impulshaftes Verhalten zu kontrollieren. Ferner 
besteht eine Tendenz zu streitsüchtigem Verhalten und zu Konflikten mit anderen, insbesondere wenn 
impulsive Handlungen durchkreuzt oder behindert werden. Zwei Erscheinungsformen können unter-
schieden werden: Ein impulsiver Typus, vorwiegend gekennzeichnet durch emotionale Instabilität und 
mangelnde Impulskontrolle; und ein Borderline- Typus, zusätzlich gekennzeichnet durch Störungen des 
Selbstbildes, der Ziele und der inneren Präferenzen, durch ein chronisches Gefühl von Leere, durch 
intensive, aber unbeständige Beziehungen und eine Neigung zu selbstdestruktivem Verhalten mit para-
suizidalen Handlungen und Suizidversuchen.“ Borderline-Typ wird unter F60. eingeordnet (Deutsches 
Institut für Medizinische Dokumentation und Information, 2015, F60.3). 
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Dissoziative Störung (Multiple Persönlichkeitsstörung)  
„Das wichtigste Kennzeichen ist der Verlust der Erinnerung für meist wichtige aktuelle Ereignisse, die 
nicht durch eine organische psychische Störung bedingt ist und für den eine übliche Vergesslichkeit 
oder Ermüdung als Erklärung nicht ausreicht. Die Amnesie bezieht sich meist auf traumatische Ereig-
nisse wie Unfälle oder unerwartete Trauerfälle und ist in der Regel unvollständig und selektiv. Eine 
vollständige und generalisierte Amnesie ist selten, dann gewöhnlich Symptom einer Fugue (F44.1) und 
auch als solche zu klassifizieren. Die Diagnose sollte nicht bei hirnorganischen Störungen, Intoxikatio-
nen oder extremer Erschöpfung gestellt werden (Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation 
und Information, 2015, F44.0). 
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Anhang B: Auszug aus dem Schweizerischen Strafgesetzbuch (StGB) 
Art. 187 StGB Gefährdung der Entwicklung von Minderjährigen (Sexuelle Handlungen mit Kindern) 
1. Wer mit einem Kind unter 16 Jahren eine sexuelle Handlung vornimmt, es zu einer solchen Handlung 
verleitet oder es in eine sexuelle Handlung einbezieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe bestraft.  
2. Die Handlung ist nicht strafbar, wenn der Altersunterschied zwischen den Beteiligten nicht mehr als 
drei Jahre beträgt.  
3. Hat der Täter zur Zeit der Tat oder der ersten Tathandlung das 20. Altersjahr noch nicht zurückgelegt 
und liegen besondere Umstände vor oder ist die verletzte Person mit ihm die Ehe oder eine eingetragene 
Partnerschaft eingegangen, so kann die zuständige Behörde von der Strafverfolgung, der Überweisung 
an das Gericht oder der Bestrafung absehen.  
4. Handelte der Täter in der irrigen Vorstellung, das Kind sei mindestens 16 Jahre alt, hätte er jedoch 
bei pflichtgemässer Vorsicht den Irrtum vermeiden können, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe. 
 
Art. 188 StGB Sexuelle Handlungen mit Abhängigen  
1. Wer mit einer minderjährigen Person von mehr als 16 Jahren, die von ihm durch ein Erziehungs-, 
Betreuungs- oder Arbeitsverhältnis oder auf andere Weise abhängig ist, eine sexuelle Handlung vor-
nimmt, indem er diese Abhängigkeit ausnützt, wer eine solche Person unter Ausnützung ihrer Abhän-
gigkeit zu einer sexuellen Handlung verleitet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe 
bestraft. 
2. Ist die verletzte Person mit dem Täter eine Ehe oder eine eingetragene Partnerschaft eingegangen, so 
kann die zuständige Behörde von der Strafverfolgung, der Überweisung an das Gericht oder der Bestra-
fung absehen. 
 
Art. 189 StGB Angriffe auf die sexuelle Freiheit und Ehre (sexuelle Nötigung) 
1. Wer eine Person zur Duldung einer beischlafähnlichen oder einer anderen sexuellen Handlung nötigt, 
namentlich indem er sie bedroht, Gewalt anwendet, sie unter psychischen Druck setzt oder zum Wider-
stand unfähig macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren oder Geldstrafe bestraft.  
3. Handelt der Täter grausam, verwendet er namentlich eine gefährliche Waffe oder einen anderen ge-
fährlichen Gegenstand, so ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren 
 
Art. 190 StGB Vergewaltigung  
1. Wer eine Person weiblichen Geschlechts zur Duldung des Beischlafs nötigt, namentlich indem er sie 
bedroht, Gewalt anwendet, sie unter psychischen Druck setzt oder zum Widerstand unfähig macht, wird 
mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft.  
2. … 
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3. Handelt der Täter grausam, verwendet er namentlich eine gefährliche Waffe oder einen anderen ge-
fährlichen Gegenstand, so ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren. 
 
Art. 191 StGB Schändung  
1. Wer eine urteilsunfähige oder eine zum Widerstand unfähige Person in Kenntnis ihres Zustandes zum 
Beischlaf, zu einer beischlafähnlichen oder einer anderen sexuellen Handlung missbraucht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren oder Geldstrafe bestraft.  
 
Art. 192 StGB Sexuelle Handlungen mit Anstaltspfleglingen, Gefangenen, Beschuldigten  
1. Wer unter Ausnützung der Abhängigkeit einen Anstaltspflegling, Anstaltsinsassen, Gefangenen, Ver-
hafteten oder Beschuldigten veranlasst, eine sexuelle Handlung vorzunehmen oder zu dulden, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.  
2. Hat die verletzte Person mit dem Täter die Ehe geschlossen oder ist sie mit ihm eine eingetragene 
Partnerschaft eingegangen, so kann die zuständige Behörde von der Strafverfolgung, der Überweisung 
an das Gericht oder der Bestrafung absehen. 
 
Art. 193 StGB Ausnützung der Notlage  
1. Wer eine Person veranlasst, eine sexuelle Handlung vorzunehmen oder zu dulden, indem er eine 
Notlage oder eine durch ein Arbeitsverhältnis oder eine in anderer Weise begründete Abhängigkeit aus-
nützt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.  
2. Ist die verletzte Person mit dem Täter eine Ehe oder eine eingetragene Partnerschaft eingegangen, so 
kann die zuständige Behörde von der Strafverfolgung, der Überweisung an das Gericht oder der Bestra-
fung absehen. 
 
Art. 194 StGB Exhibitionismus 
1. Wer eine exhibitionistische Handlung vornimmt, wird, auf Antrag, mit Geldstrafe bis zu 180 Tagess-
ätzen bestraft.  
2. Unterzieht sich der Täter einer ärztlichen Behandlung, so kann das Strafverfahren eingestellt werden. 
Es wird wieder aufgenommen, wenn sich der Täter der Behandlung entzieht. 
 
Art. 195 StGB Ausnützung sexueller Handlungen (Förderung der Pornografie) 
Mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer:  
a) eine minderjährige Person der Prostitution zuführt oder in der Absicht, daraus Vermögensvor-
teile zu erlangen, ihre Prostitution fördert;  
b) eine Person unter Ausnützung ihrer Abhängigkeit oder wegen eines Vermögensvorteils der 
Prostitution zuführt; 
 Anhang 
92 
c) die Handlungsfreiheit einer Person, die Prostitution betreibt, dadurch beeinträchtigt, dass er sie 
bei dieser Tätigkeit überwacht oder Ort, Zeit, Ausmass oder andere Umstände der Prostitution 
bestimmt;  
d) eine Person in der Prostitution festhält. 
 
Art. 196 StGB Sexuelle Handlungen mit Minderjährigen gegen Entgelt 
Wer mit einer minderjährigen Person sexuelle Handlungen vornimmt oder solche von ihr vornehmen 
lässt und ihr dafür ein Entgelt leistet oder verspricht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe bestraft. 
 
Art. 197 StGB Pornografie  
1. Wer pornografische Schriften, Ton- oder Bildaufnahmen, Abbildungen, andere Gegenstände solcher 
Art oder pornografische Vorführungen einer Person unter 16 Jahren anbietet, zeigt, überlässt, zugänglich 
macht oder durch Radio oder Fernsehen verbreitet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geld-
strafe bestraft.  
2. Wer Gegenstände oder Vorführungen im Sinne von Absatz 1 öffentlich ausstellt oder zeigt oder sie 
sonst jemandem unaufgefordert anbietet, wird mit Busse bestraft. Wer die Besucher von Ausstellungen 
oder Vorführungen in geschlossenen Räumen im Voraus auf deren pornografischen Charakter hinweist, 
bleibt straflos.  
3. Wer eine minderjährige Person anwirbt, damit diese an einer pornografischen Vorführung mitwirkt, 
oder wer sie zur Mitwirkung an einer derartigen Vorführung veranlasst, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.  
4. Wer Gegenstände oder Vorführungen im Sinne von Absatz 1, die sexuelle Handlungen mit Tieren 
oder mit Gewalttätigkeiten unter Erwachsenen oder nicht tatsächliche sexuelle Handlungen mit Minder-
jährigen zum Inhalt haben, herstellt, einführt, lagert, in Verkehr bringt, anpreist, ausstellt, anbietet, zeigt, 
überlässt, zugänglich macht, erwirbt, sich über elektronische Mittel oder sonst wie beschafft oder besitzt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. Haben die Gegenstände oder Vor-
führungen tatsächliche sexuelle Handlungen mit Minderjährigen zum Inhalt, so ist die Strafe Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe.  
5. Wer Gegenstände oder Vorführungen im Sinne von Absatz 1, die sexuelle Handlungen mit Tieren 
oder mit Gewalttätigkeiten unter Erwachsenen oder nicht tatsächliche sexuelle Handlungen mit Minder-
jährigen zum Inhalt haben, konsumiert oder zum eigenen Konsum herstellt, einführt, lagert, erwirbt, sich 
über elektronische Mittel oder sonst wie beschafft oder besitzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe bestraft. Haben die Gegenstände oder Vorführungen tatsächliche sexuelle Hand-
lungen mit Minderjährigen zum Inhalt, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.  
6. Bei Straftaten nach den Absätzen 4 und 5 werden die Gegenstände eingezogen.  
7. Handelt der Täter mit Bereicherungsabsicht, so ist mit Freiheitsstrafe eine Geldstrafe zu verbinden. 
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8. Minderjährige von mehr als 16 Jahren bleiben straflos, wenn sie voneinander einvernehmlich Gegen-
stände oder Vorführungen im Sinne von Absatz 1 herstellen, diese besitzen oder konsumieren  
9. Gegenstände oder Vorführungen im Sinne der Absätze 1–5 sind nicht pornografisch, wenn sie einen 
schutzwürdigen kulturellen oder wissenschaftlichen Wert haben. 
 
Art. 198 StGB Übertretungen gegen die sexuelle Integrität (Sexuelle Belästigung) 
Wer vor jemandem, der dies nicht erwartet, eine sexuelle Handlung vornimmt und dadurch Ärgernis 
erregt,  
wer jemanden tätlich oder in grober Weise durch Worte sexuell belästigt,  
wird, auf Antrag, mit Busse bestraft. 
 
Art. 199 StGB Unzulässige Ausübung der Prostitution 
Wer den kantonalen Vorschriften über Ort, Zeit oder Art der Ausübung der Prostitution und über die 
Verhinderung belästigender Begleiterscheinungen zuwiderhandelt, wird mit Busse bestraft. 
 
Art. 200 StGB Gemeinsame Begehung 
Wird eine strafbare Handlung dieses Titels gemeinsam von mehreren Personen ausgeführt, so kann der 
Richter die Strafe erhöhen, darf jedoch das höchste Mass der angedrohten Strafe nicht um mehr als die 
Hälfte überschreiten. Dabei ist er an das gesetzliche Höchstmass der Strafart gebunden. 
 
Art. 213 StGB: Inzest  
1. Wer mit einem Blutsverwandten in gerader Linie oder einem voll- oder halbbürtigen Geschwister den 
Beischlaf vollzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.  
2. Minderjährige bleiben straflos, wenn sie verführt worden sind.  
